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ZU WENIG LOHN
Brauchen wir eine allgemeine Untergrenze?
Die CDU ringt um ihre Position SEITE 4

D
ie internationale Finanz-
krise ist noch lange nicht
vorbei, die Staatsschul-
denkrise grassiert, und
die europäische Wäh-
rungsunion bekommt

immer größere Schwierigkeiten. Um der
Probleme Herr zu werden, nimmt die Poli-
tik die Banken ins Visier. Das Zeitalter der
Deregulierung, der fast unbegrenzten Frei-
heit für Finanzmarktakteure, scheint vorbei
zu sein. Regulierung ist angesagt. „Jede
Übertreibung, jeder Exzess, jede Maßlosig-
keit schafft sich eine Gegenbewegung“,
warnte der frühere Finanzminister Peer
Steinbrück (SPD) am Freitag im Bundestag.
Diese Gegenbewegung könne man gerade
beobachten, sagte er mit Blick auf die inter-
nationalen Demonstrationen gegen das
Bankensystem. 

Vertrauen verloren Viele Menschen hätten
das Vertrauen gegenüber Gestaltungs- und
Steuerungsfähigkeit der Politik verloren.
Dieser Steuerungsanspruch müsse zurück-
gewonnen werden, um auch wieder Vertrau-
en zu gewinnen, sagte der SPD-Politiker.
Doch „bei dem jetzigen Stand  der Finanz-
marktregulierung sage ich Ihnen voraus,
dass eine Wiederholung der Exzesse  über-
haupt nicht ausgeschlossen ist“, warnte
Steinbrück, der das „Paradigma der Deregu-
lierung“ für gescheitert hält. „Wie man in
dieser Situation, wo wir über eine Verschul-
dungskrise reden, für sechs Milliarden wei-
tere Steuergeschenke auf Pump verteilen
kann, das müssen Sie mir erklären.“ Die
Verabschiedung dieser Vorschläge würde zu
jährlich 180 Millionen Euro höheren Zins-
ausgaben führen, während die Vergünsti-
gung für den Bürger in zwei Tassen Kaffee
bestehe, kritisierte Steinbrück. Er verlangte
eine Trennung von Geschäfts- und Invest-
mentbanken und Beschränkungen für den
Derivatehandel, der ein weltweites Volu-
men von 600 Billionen Dollar erreicht ha-
be, während die reale Weltwirtschaftsleis-
tung bei 60 Billionen Dollar liege. 
Auf massiven Widerspruch stieß Steinbrück
bei Volker Wissing (FDP): „Man fragt sich
ernsthaft, warum ausgerechnet Sie sich hier
hinstellen als sozialdemokratischer Finanz-
minister a.D., der nichts von alldem, was Sie
heute fordern, auf den Weg gebracht hat.“
Steinbrück könne „nicht glaubwürdig über
Deregulierung reden“. Er habe keine Fi-
nanzmarktsteuer eingeführt, und Finanz-
marktregulierung habe er eher in die ande-
re Richtung betrieben. Wissing erinnerte an
den früheren SPD-Finanzminister Hans Ei-
chel, der 2003 gefordert habe, die Diskrimi-
nierung von Hedgefonds gegenüber her-
kömmlichen Investmentfonds zu beenden.
Rot-Grün habe von den „segensreichen Ver-

briefungsmärkten“ geschwärmt. Die SPD
habe alles auf den Weg gebracht, „was wir
heute wieder rückgängig machen müssen“.
Wissing sprach sich grundsätzlich für eine
Finanzmarktsteuer aus, aber „nicht zu Las-
ten des regulierten deutschen Marktes“. 
„Bei der Regulierung nur
nach hinten zu gucken, wie
das gerade Volker Wissing
gemacht hat, das geht
nicht“, kritisierte Gerhard
Schick (Bündnis 90/Die
Grünen). Er frage sich, wa-
rum die FDP immer noch
bei der Finanztransaktions-
steuer bremse. Schick wies
auf die schlechte Eigenkapi-
talausstattung deutscher Fi-
nanzinstitute hin und for-
derte eine „Schuldenbremse
für Banken“. Statt dessen mache sich die Re-
gierung zum „Büttel der Banken“. Da nie-
mand riskieren könne, dass systemische
Banken pleite gehen, hätten sie praktisch ei-
ne implizierte kostenlose Versicherung.  Der
Zustand, „dass Steuerzahler kostenlos
Bankrisiken versichern“, müsse beendet

werden. Zuvor hatte der finanzpolitische
Sprecher der Unions-Fraktion, Klaus-Peter
Flosbach (CDU), die Bedeutung einer nach-
haltigen Eigenkapitalausstattung bei Ban-
ken betont: „Eigenkapital ist das Wichtigs-
te, um Verluste auszugleichen, und das

Wichtigste, um widerstands-
fähig zu sein.“ 
Flosbach forderte, Rating-
agenturen schärfer zu kon-
trollieren. Es sei ein „Skan-
dal“, dass Standard & Poor’s
durch einen Irrtum das Ra-
ting für Frankreich für zwei
Stunden gesenkt habe:
„Hier ist grob fährlässig ge-
handelt worden, und des-
halb brauchen wir auch ei-
ne Haftung bei grob fahrläs-
sigem Verhalten.“

Richard Pitterle (Linksfraktion) stellte fest,
die kritisierten Ratingagenturen hätten
durch die Gesetzgeber so viel Macht erhal-
ten. Banken und Versicherungen seien ver-
pflichtet, deren Ratings zu beachten: „Da
liegt der Hund begraben.“ Auch in allen in-
ternationalen Regulierungsvorschriften

würden Ratings immer unersetzbarer. „Alles
in allem stehen wir in Deutschland kein
bisschen besser da als vor der Finanzkrise“,
kritisierte Pitterle. 
Mit der Mehrheit der Koalitionsfraktionen
stimmte der Bundestag zwei von Union und
FDP gemeinsam eingebrachten Anträgen
(17/6313, 17/7250, 17/7638) zu, in denen
die Bundesregierung aufgefordert wird, sie
solle dauerhaft für ein stabileres und wider-
standsfähigeres Finanzsystem und für eine
europäische Finanzmarktsteuer „zur Ent-
lastung der nationalen Haushalte“ sorgen.
Außerdem wird eine Lockerung  der festen
Verankerung von externen Ratings in Stan-
dards und Regulierungsvorschriften gefor-
dert. Rartingagenturen sollen in bestimm-
ten Fällen haften müssen. 
Abgelehnt wurde ein Antrag der SPD-Frak-
tion (17/7641), in dem neben einer Steige-
rung der Eigenkapitalquote von Banken ein
Verbot hochspekulativer Finanzmarktpro-
dukte gefordert wird. Auch ein Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(17/7359, 17/7665), eine Kommission zur
Regulierung der Großbanken einzusetzen,
fand keine Mehrheit. Hans-Jürgen Leersch ❚

Für den französischen Staatspräsi-
denten Nicholas Sarkozy war sie
auf dem letzten G20-Gipfel eine
Herzensangelegenheit. Sie sei

„technisch machbar, finanziell unerlässlich
und moralisch unumgänglich“, sagte er in
Cannes. Am Ende scheiterte das Projekt „Fi-
nanztransaktionssteuer“ vornehmlich am
Einspruch von Großbritannien und der
USA, die Rücksicht auf ihre Finanzplätze
nehmen wollen. Nun denken die beiden
Regierungschefs in Deutschland und Frank-
reich darüber nach, die Steuer im Allein-
gang in der Eurozone einzuführen – ohne
Rücksicht auf Londoner Einsprüche.

Attac-Gründung Kommt es dazu, hat die
Idee, Börsenfinanzgeschäfte mit einer eige-
nen Steuer zu belegen, eine ziemlich genau
40-jährige Geschichte hinter sich. Denn die
Idee einer solchen Steuer geht auf den US-
Ökonomen James Tobin zurück. Er  brach-
te 1972 eine Steuer auf alle grenzüberschrei-
tenden Devisenspekulationen ins Spiel und
schlug eine Abgabe von einem Prozent vor.
Vor allem Globalisierungskritiker fordern
seit langem eine solche  Spekulationssteuer.
Die Tobin-Steuer führte auch zur Gründung
des Netzwerks „Attac“, dessen Name nichts

anderes als die französische Abkürzung für
„Vereinigung zur Besteuerung von Finanz-
transaktionen im Interesse der Bürger“ ist.
Im Zuge der Bankenkrise flammte die De-
batte über eine Beteiligung des Finanzsek-
tors an den Kosten der Krise wieder auf.
Selbst ein Steuersatz von 0,01 bis 0,05 Pro-

zent für alle Finanzprodukte würde nach
früheren Berechnungen allein in Deutsch-
land zu Steuereinnahmen zwischen zehn
und 20 Milliarden Euro führen. Ziel sind
aber nicht die erhofften Einnahmen, son-
dern eine Reduzierung der massenhaften
Spekulationsgeschäfte, die heute an den

Börsen durch den automatisierten Hoch-
frequenzhandel verursacht werden. Sie ge-
nerieren oftmals nur kleine bis kleinste Ge-
winne, die durch eine solche Spekulations-
steuer abgeschöpft werden könnten. Übrig
blieben, so die Hoffnung, am Ende nur die
Transaktionen, die einen wirklichen Mehr-
wert für die Wirtschaft liefern. Das Ausei-
nanderklaffen zwischen anonymen Fi-
nanzmärkten und der Realwirtschaft könn-
te so eingedämmt werden. 
Angesichts globalisierter Finanzmärkte ist
eine Finanztransaktionssteuer nur dann
wirklich sinnvoll, wenn sie weltweit einge-
führt würde. Das aber ist ein langer Weg.
Und so plädieren heute immer mehr Wirt-
schaftsexperten wie zum Beispiel Gerd
Wagner vom Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung dafür, damit in der Euro-
zone anzufangen. Sollten die Banken ihren
Handel daraufhin beispielsweise nach Lon-
don verlagern, könnte die Politik dafür sor-
gen, dass die Besteuerung dort anfällt, wo
die jeweilige Bank ihren Hauptsitz hat. Al-
so etwa in Frankfurt. Christoph Birnbaum❚

Banken im Blick
FINANZEN  Schärfere Regulierung des Finanzsystems angesagt. Steinbrück protestiert gegen SteuerreformLucas Papademos Er kennt sich aus mit

Finanzen, die EU-Instituionen sind ihm bes-
tens vertraut und er gilt als stilles Arbeitstier.

Keine schlechten
Voraussetzungen
für das Amt des
griechischen Minis-
terpräsidenten, das
der 64-jährige Wirt-
schaftsprofessor
seit vergangenem
Donnerstag inne-
hat. Gleichwohl
dürfte sich die Zahl
der Amtsneider in

engen Grenzen halten. Als Chef einer Über-
gangsregierung soll der frühere Vizepräsi-
dent der Europäischen Zentralbank die
Schuldenlast seiner Heimat verringern, tief-
greifende Reformen umsetzen und Neuwah-
len vorbereiten. Eine Herkulesaufgabe.
Wie lange der parteilose Musikliebhaber an
der Macht bleibt, ist ungewiss. Im Regie-
rungsauftrag des Staatspräsidenten ist kein
Wahltermin vorgesehen. mpi ❚

Prozent des Bruttoinlandsprodukts wird
die griechische Staatsverschuldung nach
Schätzung der EU-Kommission 2012 und
2013  erreichen. Bereits heute hat das süd-
osteuropäische Land eine Verschuldung von
mehr als 160 Prozent. Der Maastricht-Ver-
trag erlaubt Euro-Ländern eine Schulden-
quote eigentlich nur bis  60 Prozent der  jähr-
lichen Wirtschaftsleistung.

KOPF DER WOCHE

Hellas’ letzte
Hoffnung

ZAHL DER WOCHE
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ZITAT DER WOCHE

»Ich finde, wir
in Europa 
sollten 
vorangehen.«
Wolfgang Schäuble, Bundesfinanzminis-
ter, warb beim Treffen mit seinen EU-Amts-
kollegen am vergangenen Dienstag für die
Einführung einer Finanztransaktionsteuer.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Mit Zwang zu höherem Eigenkapital und schärferen Vorschriften für Ratingagenturen sollen die „Exzesse“ auf den Finanzplätzen Frankfurt und London (rechts) beendet werden.

Trippelschritte zur Reform

Eine Finanztransaktionssteuer ist das wichtigste Anliegen der „Attac“-Bewegung.
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»Dass
Steuerzahler
Bankrisiken
versichern,

muss beendet
werden.«

Gerhard Schick (Grüne)

Mehr zur Schuldenkrise und zu Reformen in Europa
auf den Seiten 2 und 3

FINANZMÄRKTE Eine weltweite Transaktionsteuer ist beim G20-Gipfel gescheitert. Die Euro-Länder könnten sie allein einführen
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IN DIESER WOCHE

MENSCHEN & MEINUNGEN
Evangelos Antonaros Der griechische
Abgeordnete im Interview                 Seite 2

INNENPOLITIK
Rechtsextreme Die Unterwanderung von 
Fußballvereinen alarmiert die Politik Seite 5

EUROPA UND DIE WELT
Afghanistan Bundesregierung will bis 2013
1.000 Soldaten abziehen Seite 7

WIRTSCHAFT & FINANZEN 
Bürokratie Koalition und SPD 
wollen Unternehmen entlasten Seite 10

MIT DER BEILAGE 

APuZAus Politik und Zeitgeschichte
61. Jahrgang · 46–47/2011 · 14. November 2011

Ende des Atomzeitalters?
Ortwin Renn

Wissen und Moral – Stadien der Risikowahrnehmung
Joachim Radkau

Eine kurze Geschichte der Antiatomkraftbewegung
Severin Fischer

Das „Modell Deutschland“ und die europäische EnergiepolitikMartin Keilhacker · Hardo Bruhns

„Energiewende“: Wohin führt der Weg?
Konrad Kleinknecht

Abkehr vom Klimaschutz?
Fukushima – Gefahr gebannt? Lernen aus der Katastrophe

Rafaela Hillerbrand

Von Risikoabschätzungen zum „guten Leben“
Philipp Gassert

Popularität der Apokalypse: Zur Nuklearangst seit 1945

Thema: Finanzkrise
Europas Staaten unter Druck SEITE 1-3

Die Politik, das sei an dieser Stelle auch einmal
betont, hat´s mitunter nicht leicht. Zum Beispiel
in den vergangenen Wochen. Da drehte sich al-
les um Europa und den Euro. Und wenn sich et-
was nicht darum drehte, wurde es so lange hin
und her gewendet, bis es sich dann doch wie-
der um Europa und den Euro drehte.
Wie zum Beispiel die von der Regierung geplan-
te Steuerreform. Unstrittig ist, dass viele einen
größeren Wurf der Koalitionsrunde erhofft hat-
ten. Und ebenso gewiss könnten die Bundes-
länder sinkende Einnahmen nur schwer verkraf-
ten. Bis hierher ist das Thema reine Innenpoli-
tik. Mit der Europäischen Union, mit der Ge-
meinschaftswährung hat das zunächst
überhaupt nichts zu tun.
Wenn es da nicht noch einen dritten Punkt gä-
be, der ebenso außer Frage steht wie die vorhe-
rigen. Denn absehbar ist außerdem, dass eine
Steuerreform die Neuverschuldung nach oben
treiben würde. Und spätestens da kommt der
Euro wieder ins Spiel: Ist es denn in Ordnung,
wenn Deutschland bei klammen Nachbarn die
Entschuldung anmahnt, es selbst damit aber
nicht so genau nimmt? Wenn Wasser aus der
Zisterne gepredigt, aber Wein aus der Ampho-
re getrunken wird?
Richtig ist, dass das enge Geflecht der globalen
Finanzmärkte nervös auf die Fiskalpolitik ein-
zelner Staaten reagiert. Insofern hat nationale
Politik in diesem Bereich auch immer direkte
Auswirkungen auf die Märkte jenseits der eige-
nen Grenzen.
Auch können Signalwirkungen wie eine Steuer-
senkung in schwierigen Zeiten durchaus Effek-
te zeitigen, die international nicht beabsichtigt
sind. Und besonders: Mindereinnahmen müs-
sen wegen der mindestens drohenden Belas-
tung des Bundeshaushalts durch den Euro-Ret-
tungsschirm besonders sorgfältig abgewogen
werden.
Nationale Politik ist in immer größerem Ausmaß
auch europäische Politik. Das ist in der Gemein-
schaft der Staaten so gewollt, weil es die Zu-
kunft des Kontinents sichern hilft.
In Deutschland und anderswo, in guten wie in
nicht ganz so guten Zeiten wie diesen gilt zu-
nehmend: Tatsächlich dreht sich alles um
Europa und damit um den Euro. Das ist gut so
und kein Grund zur Sorge. Wohl aber ein Plä-
doyer für eine Politik in den Mitgliedsländern
der EU, die grundsätzlich über den eigenen Tel-
lerrand hinausblickt.

EDITORIAL

Die Nation
ist Europa 

VON JÖRG BIALLAS
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Was will eine Große Koalition jetzt an-
ders machen als Papandreous Kabinett?
An den Sparauflagen aus Brüssel ändert
sich doch nichts.
Wir von der Nea Dimokratia haben von An-
fang an klipp und klar gesagt, dass wir die
Zielsetzung der Reformen unterstützen. De-
fizit und Schulden müssen abgebaut wer-
den. Daher haben wir im Parlament mehr
als die Hälfte der eingebrachten Gesetzvor-
lagen mitgetragen. Nur: Wir haben ebenfalls
eindeutig gesagt, dass die Mischung der –
übrigens wenn überhaupt halbherzig umge-
setzten – Maßnahmen die Ziele verfehlt. Das
ist auch der Fall gewesen. 

Die Regierung hat Gehälter und Ren-
ten gekürzt, Steuern drastisch erhöht.
Welchen Spielraum gibt es überhaupt noch
für weiteres Sparen?
Bisher wurde am falschen Ende gekürzt und
gespart. In den letzten zwei Jahren wurden
immer wieder die Durchschnittsverdiener
und die Rentner zur Kasse gebeten – mit
fragwürdigen Ergebnissen, was die Verbes-
serung der Steuereinnahmen betrifft. Die
Leute haben die Grenzen ihrer Belastbarkeit
erreicht. Durch die Minderung der Kaufkraft
wurde die Rezession immer schlimmer, so
dass die Erwartungen auf Zusatzeinnahmen
aus der Mehrwertsteuer unerfüllt geblieben
sind. Auf der anderen Seite wurde bei den
mit großem Trommelschlag angekündigten
Privatisierungen so gut wie nichts unter-
nommen. Hatte die Regierung Papandreou
im Mai vergangenen Jahres die Privatisie-
rung von Staatsfirmen in der Höhe von fünf
Milliarden Euro bis zum Jahresende in Aus-
sicht gestellt, so ist bisher keine einzige Fir-
ma verkauft worden. Da gibt es großen
Nachholbedarf.

Die großen Parteien haben sich auf
Neuwahlen Anfang 2012 geeinigt: Das
hört sich eher nach Wahlkampf im Kabi-
nett an als nach einem großen Wurf.
Als Papandreou völlig unerwartet und ohne
Rücksprache mit unseren europäischen
Partnern ein Referendum ankündigte, stand
Griechenland über Nacht am Abgrund. Die
für uns strategisch wichtige Europa-Bindung
des Landes stand aus parteitaktischen Über-
legungen der regierenden PASOK zur Dis-
kussion. Daher hat unser Parteichef Antonis
Samaras sofort die Bildung einer Über-
gangsregierung vorgeschlagen. Das neue Ka-
binett hat eine doppelte Aufgabe: Einmal
soll es die Unsicherheit der griechischen
Bürger mit Blick auf Europa und unseren
Verbleib in der Eurozone beenden. Zum an-
deren soll es unseren Partnern in der Union
signalisieren, dass wir auf Kurs bleiben, in-
dem wir die Beschlüsse des EU-Gipfels vom
26. Oktober umsetzen. Dass am Ende die-
ses Prozesses, der relativ kurz sein muss, ein
Urnengang stehen muss, versteht sich von
selbst. Sonst werden die arg gebeutelten
Bürger, die mit der aktuellen Zusammenset-
zung unseres Parlaments eindeutig nicht
einverstanden sind, noch misstrauischer
werden als sie es zur Zeit schon sind.

Abgeordnete wurden mehrfach auf of-
fener Straße angegriffen. Wie wollen Sie
den tiefen Graben zwischen Bürgern und
politischer Klasse überbrücken?
Obwohl die Bürger sehr differenziert den-
ken und handeln, hat sie der tägliche Kampf
um ihren Alltag zornig gemacht. Ihre Le-
bensplanung ist über den Haufen geworfen
worden, sie wissen einfach nicht, wie es wei-
tergehen soll. Daher gibt es häufig Überre-
aktionen. Gerade aus diesem Grund geht es
darum, durch vernünftiges Handeln, be-
scheidenes Auftreten, viel Überzeugungsar-
beit und mit einer glaubwürdigen Zukunfts-
perspektive den Graben zu überbrücken.

Ökonomen schätzen, dass dem Staat
jährlich zweistellige Milliardenbeträge
durch Steuerhinterziehung entgehen. Wie
wollen Sie die Bürger zur mehr Steuerehr-

lichkeit bringen, wenn diese dem Staat
doch offenbar nicht vertrauen?
Obwohl mir manche Schätzungen zu hoch
vorkommen, ist es eindeutig, dass das grie-
chische Finanzamt seinen Aufgaben nicht
gewachsen ist. Auf der anderen Seite ist die
Steuerhinterziehung – und zwar auf fast al-
len Ebenen – unter anderem auch wegen
der Unzulänglichkeit der bestehenden Ein-
treibungsmechanismen über Jahrzehnte als
eine Art „Volkssport“ regelrecht geduldet

worden. Nur wenn der Bürger den Eindruck
gewinnt, dass alle gleichmäßig und gerecht
besteuert werden, wird er auch den eigenen
Beitrag zur Bekämpfung dieser Unsitte leis-
ten. Aber das wird ein relativ langer Prozess
sein.

Die Staatsverschuldung liegt heute bei
rund 160 Prozent. Welchen Handlungs-
spielraum haben griechische Regierungen
überhaupt noch in den nächsten Jahren?

Der Handlungsspielraum ist sehr groß. Es
geht vor allem darum, das noch nicht voll
genutzte Potenzial Griechenlands voll an-
zuzapfen, Wirtschaftsbereiche zu erschlie-
ßen, die noch unterentwickelt sind, den
Sprung von der tiefen Rezession ins Wachs-
tum zu schaffen. Es wird darauf ankom-
men, wie phantasiereich und innovativ die
künftigen Regierungen agieren. Ohne ein
radikales Umdenken und ein Aufbrechen
der alles bremsenden Bürokratie, die eigent-
lich um die eigenen Pfründe kämpft aber
auf verlorenem Posten steht, kann dieser
Sprung nach vorne nicht gelingen. 

Fast jeder zweite junge Grieche ist ar-
beitslos. Wie wollen Sie verhindern, dass
junge und gut ausgebildete Menschen das
Land verlassen? 
Griechenland verfügt über ein weitgehend
im europäischen Ausland ausgebildetes,
hochqualifiziertes Jungakademiker-Poten-
zial, das zur Zeit kaum Beschäftigung fin-
det. Um diese jungen Leute im Land zu hal-
ten, muss man ohne Zeitverlust die Wirt-
schaft ankurbeln, damit die Beschäftigungs-
aussichten deutlich besser werden.
Griechenland kann sich diesen Aderlass auf
Dauer nicht leisten. 

Haben Sie Verständnis dafür, dass an-
dere europäische Länder mit Blick auf
Griechenland sagen: Wir selbst müssen
sparen, sollen aber denen helfen, die jah-
relang über ihre Verhältnissen gelebt ha-
ben?
Übertriebene und klischeehafte Behauptun-
gen von den angeblich „faulen Griechen“
treffen nicht zu. Sie vergiften unnötig die
traditionell sehr gute Verständigung zwi-
schen Griechen und Deutschen. In Grie-
chenland gibt es erheblich weniger Feierta-
ge als in Nordeuropa, griechische Arbeit-
nehmer werden viel weniger oft krankge-
schrieben als etwa ihre deutschen Kollegen,
mit einem Durchschnitt von 62 Jahren tre-
ten die Griechen später als die meisten Eu-
ropäer ins Rentenalter ein. Die große Mehr-
heit meiner Landsleute hat Verständnis da-
für, dass unsere europäischen Mitbürger,
insbesondere in Deutschland, große Opfer
aufbringen, um uns im Sinne der europäi-
schen Solidarität unter die Arme zu greifen.
Wir sind dafür dankbar und haben uns ver-
pflichtet, die nötigen, gemeinsam verein-
barten Strukturreformen vorzunehmen. Es
trifft auch nicht zu, dass Griechenland ein
Sonderfall ist. Schnell hat sich gezeigt, dass
die angeblich besser gemanagten Wirtschaf-
ten Irlands und Portugals doch viel größere
Probleme zu meistern haben als zunächst
angenommen – und ich stelle dies ohne die
geringste Schadenfreude fest. Auch Italien
ist gefährdet. Wir haben ein europäisches
Problem. Es geht nun darum, gemeinsam
nach dauerhaften und nicht nach halben
Lösungen zu suchen. Die von manchen
Kreisen befürwortete Politik der Ausgren-
zung mancher Länder aus der Euro-Zone ist
falsch und würde unser gemeinsames Haus
Europa um Jahrzehnte zurückwerfen.

War es aus heutiger Sicht ein Fehler,
dass Griechenland bereits 2001 der Euro-
Zone beigetreten ist? Und wäre eine Rück-
kehr zur Drachme überhaupt eine Option?
Kein anderes europäisches Volk bekennt
sich so offen zu Europa wie die Griechen –
selbst in dieser schwierigen Situation. Eine
Alternative dazu kann und wird es nicht ge-
ben. Der Austritt aus der gemeinsamen
Währung ist keine Option. Fehlkonstruktio-
nen in der Währungspolitik, die bei der Ein-
führung des Euro entstanden sind, müssen
wir alle gemeinsam beheben. ❚

Das Interview führte Alexander Heinrich.

Evangelos Antonaros (61) ist Abgeordneter
der Nea Dimokratia und Mitglied im Außen-
und Verteidigungsausschusses. 2004 bis 2008

war er Regierungssprecher. 
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EUROPÄISCHE VERTRÄGE ÄNDERN?

Robert von Heusinger
DuMont
Redaktionsgemeinschaft

Claas Tatje
Freier Journalist

Falsche Konstruktion   

Betrachtet man die Eurozone als Gesamt-
heit, wird rasch klar, dass es das Staats-
schuldenproblem, dem die Medien die
Hauptschuld an der Eurokrise geben, gar

nicht gibt. Zahlen gefällig? Vergleichen wir Euro-
land mit den zwei alten Weltwirtschaftsmächten
USA und England. Bei der Schuldenquote gemes-
sen am BIP steht es 2011 wie folgt: USA 98 Pro-
zent, Euroland 83 und England 82 Prozent. Bei der
Neuverschuldung, und die sollte für die Investoren
wichtiger sein, schneidet Euroland noch besser ab.
Hier stehen die 17 Euro-Staaten doppelt so gut da
wie die USA oder England: 9,8 Prozent (USA) und
9,1 (UK) gegenüber 4,2 Prozent für Euroland,
nimmt man die Daten, die die Berenberg Bank er-
mittelt hat. Woher kommt also die Aufregung?
Der Euro ist in seiner jetzigen Konstruktion für je-
des Land eine Fremdwährung. Kein Land kann ihn
drucken und die Europäische Zentralbank (EZB) ver-
weigert sich unbegrenzten Staatsanleihekäufen
hartnäckig. Deshalb mutieren stolze Staaten wie
Italien, die in der kapitalistischen Hierarchie ganz
weit oben stehen, zu Entwicklungsländern. Deshalb
zerstören die Finanzmärkte unseren Wohlstand.
Was tun? Der Euro braucht ein Parlament, braucht
die Vereinigten Staaten von Europa. Jeder, dem es
tatsächlich um Frieden und Wohlstand in Deutsch-
land geht, darf jetzt nicht chauvinistischen Gefüh-
len folgen. Im Gegenteil: Er muss die Verfassung än-
dern, genauso wie die Europäischen Verträge. Dann
könnte die EZB agieren wie die US-Notenbank oder
die Bank of England, die seit Ausbruch der Finanz-
krise Ende 2008 Staatsanleihen im Umfang von 18
(USA) oder 16 (UK) Prozent gekauft haben. Die Dif-
ferenz zur EZB (2,4 Prozent) in Euro: rund 1.500 Mil-
liarden. Euroland braucht weder Rettungsschirm
noch Hebel. Euroland braucht eine Regierung.

Spielregeln gebrochen 

Es ist schon erstaunlich, wer dieser Tage ei-
ne neue Verfassung für Europa fordert. Jo-
sef Ackermann gehört zu den prominen-
testen Stimmen. Ausgerechnet. Der Chef

der Deutschen Bank spürt jeden Tag, wie die Unru-
he in Europas Süden Banken, Staaten und am En-
de uns alle verunsichert. Und dann noch 27 Abstim-
mungen über geänderte EU-Verträge? Einherge-
hend mit einer monatelangen Lähmung der politi-
schen Gremien in der Europäischen Union? Nein
danke! Um es klar zu sagen: Der Vertrag von Lissa-
bon wurde in den vergangenen Monaten arg stra-
paziert. Gänzlich ausgehöhlt wurden die Rechte der
nationalen Parlamente aber nicht. Davor schützt
schon das Bundesverfassungsgericht, das jüngst
ein Schattengremium zum Euro-Rettungsfonds im
Bundestag vorerst untersagte.
Nicht die Mängel des Lissabon-Vertrages sind
Schuld an der Staatsschuldenkrise. Es waren die
Mitgliedsstaaten selbst, die geltende Spielregeln
systematisch gebrochen haben. Davor schützt kein
neuer Vertrag und keine damit einhergehende Ab-
stimmung. Davor schützt nur politische Vernunft.
Was also stattdessen tun?
Der Bundestag und die Parlamente der anderen EU-
Staaten sollten in der EU-Kommission keinen Geg-
ner sehen, den es – wann immer möglich – zu ent-
machten gilt, sondern einen Partner auf Augenhö-
he. Nur gemeinsam werden Brüssel, Paris, Berlin
und die übrigen Hauptstädte ihre Schulden in den
Griff bekommen. Jedes Mitgliedsland muss
schnellstmöglich die Schulden senken, auch wenn
es weh tut. Für Deutschland heißt das konkret: Die
Staatsverschuldung muss um mehr als 20 Prozent-
punkte gesenkt werden. Steuersenkungen sind der-
zeit nicht drin. So bindend können die geltenden
EU-Verträge sein. Wenn man sie denn ernst nimmt.

Freund der Griechen: Erwin Lotter

Wenn Erwin Lotter sich den perfekten Tag vorstellt,
dann sitzt er mit seiner Frau auf der Terrasse sei-
nes Ferienhauses, frühstückt und schaut auf die
Ägäis. Das Haus gehört zu einem griechischen

Dorf, dahinter erhebt sich der Olymp. Hier kann Lotter die Ge-
danken schweifen lassen. „Das kommt dem Paradies, wie ich es
mir vorstelle, ziemlich nah“, sagt er.
Nun würden die wenigsten Menschen Griechenland derzeit mit
einem Paradies verbinden. Erwin Lotter weiß das, weiß es viel-
leicht besser als viele andere. Zweimal war er in diesem Jahr in
Griechenland, im Mai zusammen mit der Deutsch-Griechischen
Parlamentariergruppe, deren stellvertretender Vorsitzender er ist.
„Die politischen Beziehungen waren auf dem absoluten Tief-
punkt“, sagt er. Er erinnert sich, wie der Parlamentspräsident Phi-
lippos Petsalnikos mit Hinweis auf Zwangsanleihen, die Deutsch-
land im Zweiten Weltkrieg von Griechenland genommen habe,
Solidarität einforderte.Wie er sich echauffierte, als Lotter die Sor-
ge äußerte, die Griechenland-Hilfen könnten sich als „Fass ohne
Boden“ entpuppen.
Entsprechend skeptisch war Lotter, als er im August nach Grie-
chenland in den Urlaub fuhr. Jedoch: „Die negative Stimmung
Deutschland gegenüber hat sich von der Politik noch nicht auf
die Bevölkerung niedergeschlagen“, sagt er. Dagegen seien die
Menschen hochgradig unzufrieden mit der Regierung, nicht hoff-
nungslos, aber wütend.Wütend auf die grassierende Korruption,
wütend auf die strukturellen Defizite.

„Die neue Regierung muss diese Probleme dringend angehen“,
meint Lotter und versinkt in Nachdenken. Dann beugt er sich
nach vorne, schiebt die Kaffeetasse weg. Seine Augen funkeln.
„Die Griechen haben nicht verstanden, dass wir mit dem EFSF
eine Brandmauer um sie errichten wollen.“ Sie hätten jetzt die
Möglichkeit, mit europäischer Hilfe aus den Schwierigkeiten zu
kommen. „Hätten sich die Griechen in dem Referendum gegen

die Euro-Darlehen entschieden, wäre das Land im Chaos versun-
ken, es hätte bürgerkriegsähnliche Zustände gegeben“, sagt Lot-
ter. „Die Griechen müssen endlich verstehen, dass sie mit den
Problemen nicht alleine fertig werden.“ 
Doch was muss getan werden, damit sich der Fall Griechenland
nicht wiederholt? „Ich glaube, dass in letzter Konsequenz die eu-
ropäischen Verträge neu verhandelt werden müssen“, meint Lot-
ter. Was eine Finanzmarktsteuer angeht, ist er liberal-kritisch: Ei-
ne solche Steuer müsse weltweit eingeführt werden. „Wir haben
mehr die Tendenz, den Gewinn zu besteuern“, sagt er.

Dieses „Wir“ ist relativ spät in Lotters Leben getreten: 1951 in
München geboren, studierte er Medizin, promovierte und war als
Stabsarzt der Bundeswehr tätig. Seit 1986 hat er eine Gemein-
schaftspraxis mit seiner Frau in Aichach. Erst 1995, mit Mitte 40,
wurde Lotter Mitglied der FDP. Er habe sich so über das politi-
sche Umfeld geärgert – „damals übrigens über Schwarz-Gelb,
als Horst Seehofer Gesundheitsminister war“, wie er mit einem
Lächeln sagt –, dass er beschloss, die für ihn richtige Richtung
zu unterstützen. Er wurde stellvertretender Ortsvorsitzende der
FDP Aichach, war im Stadtrat und ist seit 2005 stellvertretender
Bezirksvorsitzender der FDP Schwaben und seit 2008 stellvertre-
tender Kreisvorsitzender der FDP Aichach-Friedberg.
„Ich hatte nicht die Absicht, in die Bundespolitik zu gehen“, sagt
Lotter. „Aber ich habe die Chance ergriffen, als sie sich mir bot.“
Sie bot sich 2008, als Lotter für Jörg Rohde in den Bundestag
nachrückte – zunächst als Mitglied im Ausschuss für Arbeit und
Soziales und behindertenpolitischer Sprecher. Seit Ende 2009
widmet er sich seiner Herzensangelegenheit: der Gesundheits-
politik. Das Gesundheitssystem sei überreguliert, sagt er. Er ar-
beite daran, ihm mehr Freiheit zu geben.
Lotter ist außerdem Mitglied in der Deutsch-Mittelamerikani-
schen und in der Deutsch-Spanischen Parlamentariergruppe. Sein
Sohn – eines von drei Kindern – ist mit einer Spanierin verheira-
tet. Von seinen drei Parlamentariergruppen sei allerdings die
Deutsch-Griechische „die lebendigste, die am meisten diskutiert
und sich am häufigsten trifft“. Tatjana Heid ❚

»Hätte sich Griechenland
beim Referendum gegen die
Euro-Darlehen entschieden,

wäre das Land in Chaos 
versunken.«

»Über
Nacht am
Abgrund«
EVANGELOS ANTONAROS Ein
Griechenland ohne Euro würde auch
Europa zurückwerfen, meint der
Abgeordnete der Nea Dimokratia
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L
ange haben wir ihn gesucht,
jetzt haben wir ihn gefunden:
jemanden, der griechisch
spricht, aber kein Grieche ist!“
Für Vassilis Manolas ist klar,
dass Lukas Papadimos keine

griechischen Interessen vertreten wird. Der
Bäcker im Athener Vorort Marousi disku-
tiert jeden Morgen die politischen Ereignis-
se mit seinen Kunden. Vier Tage lang haben
sie auf die Sondersendungen im grie-
chischen Fernsehen gestarrt, verfolgt, wie
nach einem beispiellosen Hickhack zwi-
schen den großen Volksparteien Griechen-
lands, der sozialistischen PASOK und der
konservativen Nea Dimokratia, schließlich
doch der erste auf einer langen Kandidaten-
liste für das Amt gewonnen werden konnte,
das eigentlich keiner will: das des neuen
griechische Ministerpräsidenten.
Nun wird der ehemalige Vizechef der Euro-
päischen Zentralbank, Lukas Papadimos,
einer Übergangsregierung vorstehen, die bis
zu Neuwahlen voraussichtlich im Frühjahr
einen Kreditvertrag ratifizieren muss, der
Griechenland weitere Hilfskredite und ei-
nen Schuldenschnitt von 50 Prozent ge-
währt und die dazugehörigen Sparmaßna-
men verabschieden – in einem Land, das
bereits in einer tiefen Rezession steckt. Vie-
le Griechen aber, die schon durch die Spar-
maßnahmen der vergangenen zwei Jahre
um gut 30 Prozent ihrer Einkommen ge-
bracht worden sind, sehen keinen Sinn
mehr darin, sich kaputt zu sparen.
Die oppositionelle Nea Dimokratia will da-
mit zudem nicht in Verbindung gebracht
werden. Nur unter der erdrückenden Ge-
fahr, ohne die Auszahlung der nächsten Kre-

dittranche im Dezember nicht mehr zah-
lungsfähig zu sein und dann möglicherwei-
se auch nicht mehr in der Eurozone verblei-
ben zu können, hat sie der Koalitionsregie-
rung zugestimmt. Aber sie will nur Partei-
funktionäre auf die Regierungsbank
schicken, die aktuell kein Parlamentsman-
dat haben.
„Es sind die Politiker beider Partei-
en“, sagt Christos Panagopoulos,
Geschäftsführer der Mediengruppe
SKAI, „von denen es abhängt, ob
Papadimos erfolgreich sein kann,
ob sie ihn stützen oder bekämpfen.
Denn sie empfinden einen solchen
Neuanfang möglicherweise als Ge-
fahr für ihre eigene Macht“. So hat
Papadimos bereits höchst eindring-
lich die Einigkeit beschworen, an
der es bei seiner Benennung geman-
gelt hatte. Nur dann sei er optimis-
tisch, die griechische Wirtschaft wie-
der auf die Beine bringen zu können. 
Doch die Griechen sind gespalten.
Für die einen ist Papadimos der
Hoffnungsträger für eine europäi-
sche Perspektive, für die anderen
aber der verlängerte Arm Brüssels,
mit dem das Land weiter in die Re-
zession getrieben werden soll. 

»Enorme Arbeit« In Italien reichen die an-
gekündigten Einschnitte tiefer als alle fi-
nanzpolitischen Entscheidungen. Mit dem
Rücktritt Silvio Berlusconis, der die innen-
politische Szene seit 18 Jahren dominiert,
geht eine Ära zu Ende. Und die Tatsache,
dass sich Italien diesen Montag zur Öffnung
der europäischen Finanzmärkte mit einer

neuen, international vertrauenswürdigen
Übergangsregierung präsentieren will, zeigt,
wie sehr die Wende dem Druck von außen
zuzuschreiben ist.
Dieser Druck lastete vergangene Woche
schwer auf dem Parlament: Es musste die
von Europa geforderten und durch Inspek-
toren überwachten Sanierungsmaßnahmen

in einem ungeahnten Hau-
ruck-Verfahren beschließen. Mit Ende No-
vember war gerechnet worden; dann
schockte ein tiefschwarzer Börsen-Mittwoch
sowohl Italien als auch Europa. Die Risiko-
aufschläge italienischer Staatsanleihen stie-
gen auf griechische Gefahrenwerte – und
während das Parlament seine Beschlüsse
daraufhin fast ohne Debatte durchwinkte,

verlangte Brüssel bereits nach weiteren
Maßnahmen. Mario Monti, der von allen
gewünschte, am Ende sogar von Berlusconi
als „unausweichlich“ hingenommene Chef
einer Übergangsregierung, sagte, Rom habe
noch „enorme Arbeit“ vor sich.
Die Bürger werden bereits zur Kasse gebe-
ten. Die Mehrwertsteuer ist seit den ersten

Krisenbeschlüssen im September
um einen Prozentpunkt angeho-
ben, und die Gemeinden holen ih-
re sechs Milliarden Euro an verlore-
nem Staatsgeld über höhere Abga-
ben zurück. Es gibt aber praktisch
keine Proteste. Ausgeschlossen hat
die Regierung Berlusconi eine Ver-
mögenssteuer für Reiche, sowie eine
Abschöpfung der Girokonten und
die Rückkehr zur Grundsteuer. Un-
mittelbar spürbar könnte höchstens
die „Kurzarbeit Null“ für „überschüs-
siges Personal“ in der öffentlichen
Verwaltung werden. Alle anderen
Maßnahmen sind struktureller und
langfristiger Natur: die Erhöhung des
Rentenalters auf 67 Jahre (aber erst
2026), die Privatisierung kommuna-
ler Dienstleistungen, die steuerlichen
Anreize zur Beschäftigung junger Leu-
te, sowie der Abbau von Bürokratie. 

Die neue Hoffnung Spaniens Nicht nur in
Italien, auch in Spanien tritt der künftige
Regierungschef ein schweres Erbe an: Das
südeuropäische Land, viertgrößte Volks-
wirtschaft der Euro-Zone, hat mit 
22,6 Prozent die höchste Arbeitslosenquo-
te der EU. Ein Wirtschaftswachstum, das ge-
gen Null strebt. Schuldenberge samt einem

Haushaltdefizit von 9,3 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes (BIP) in 2010, das Spa-
nien zu einem weiteren Euro-Risikokandi-
daten macht. Und die unerfreuliche Aus-
sicht, dass auch in 2011 das versprochene
Sparziel, die Neuschulden auf sechs Prozent
des BIP zu drücken, verfehlt wird. 
„Ich garantiere, dass wir unsere Verpflich-
tungen erfüllen und das Haushaltsdefizit
korrigieren werden“, sagt jener Mann, der
Spaniens Parlamentswahl am 20. Novem-
ber voraussichtlich gewinnen wird. Mariano
Rajoy, Vorsitzender der konservativen Volks-
partei und bisher Oppositionschef, wird ein
haushoher Sieg von wenigstens 45 Prozent
vorausgesagt. Dem Spitzenkandidaten der
noch regierenden Sozialisten, Alfredo Perez
Rubalcaba, trauen die Umfragen höchstens
30 Prozent zu – es könnte die schlimmste
Niederlage in der Geschichte der Sozialisti-
schen Arbeiterpartei werden. 
Europa schaut auf den neuen Hoffnungsträ-
ger Rajoy. Der Konservative verspricht, „die
öffentlichen Ausgaben zu kontrollieren“,
außerdem die Sanierung des wankenden
Bankensektors. Darüber hinaus will er die
Liberalisierung des starren Arbeitsmarktes,
um Unternehmer zur Schaffung neuer Jobs
zu ermuntern. Die Zusagen liegen immer-
hin auf einer Linie mit den Forderungen der
EU. Jedoch rechnet die EU-Kommission in
ihrem Herbstgutachten damit, dass Spanien
in 2013 immer noch Neuschulden in Höhe
von 5,3 Prozent des BIP aufnehmen muss –
soweit nicht weitere harte Ausgabenkürzun-
gen beschlossen werden. 

Apokalyptisches Portugal Die hat der
konservative Ministerpräsident Portugals,

Pedro Passos Coelho, bereits verkündet: Al-
len Staatsdienern, die mehr als 1.000 Euro
im Monat verdienen, wird in 2012 und 2013
das Weihnachts- und Urlaubsgeld gestri-
chen. Die Beamten mussten bereits Lohn-
kürzungen von fünf Prozent hinnehmen.
Die Sondersteuer für Strom, Gas und öffent-
lichen Transport steigt, alle Autobahnen
sollen mautpflichtig werden, staatliche Aus-
gaben für Gesundheit, Bildung, Arbeitslose
werden gekürzt. So sollen die Staatsschul-
den in den Griff bekommen und die Spar-
Forderungen von EU und Internationalem
Währungsfonds (IWF) erfüllt werden. Vo-
rausgegangen waren Sparrunden mit einer
Rentenkürzung, einer auf 23 Prozent erhöh-
ten Mehrwertsteuer und tiefen Einschnitten
in soziale Leistungen. Der katholische Bi-
schof Januario Torgal warnte angesichts der
wachsenden Not der Bevölkerung vor einer
„Apokalypse“. Die größte portugiesischen
Gewerkschaft CGTP kündigte für den 
24. November einen Generalstreik an. 
Im Frühjahr 2011 hatten EU und IWF Por-
tugal mit einem Notkredit von 78 Milliar-
den Euro vor dem Bankrott gerettet. Jedoch
gilt die versprochene Defizitreduzierung auf
5,9 Prozent in 2011 angesichts immer neu-
er Löcher als utopisch. In Regierungskreisen
wird nicht ausgeschlossen, dass Portugal –
wie schon Griechenland – ein zweites Ret-
tungspaket benötigen könnte. ❚

Corinna Jessen (Athen), Paul Kreiner (Rom),
Ralph Schulze (Madrid)

Droht ein Dominoeffekt? Nach Griechenland geraten immer mehr Länder in finanzielle Probleme. Hier ein Blick auf den Schuldenstand in Prozent der Wirtschaftsleistung (BIP) (Quelle: Herbstprognose der EU-Kommission)
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Brüssel und seine Sorgenkinder
KRISE Ein Blick auf Europa zeigt: Die Griechen sind nicht die einzigen, die straucheln. In anderen Ländern sieht es ähnlich aus

Mehr zum Thema der Woche 
auf den Seiten 1 und 2

Angesichts der Atemlosigkeit, mit der
Europas Staaten Kreditpakete schnüren und
hebeln, lohnt es sich hin und wieder kurz
innezuhalten und sich zu fragen: Wie sähe
der Kontinent ohne das gemeinsame euro-
päische Projekt aus? Eine bestechende Ant-
wort hat der britische Liberale Paddy
Ashdown gegeben: Europas Staaten hätten
keine Stimme mit Gewicht in der Welt, sie
wären nichts anderes als eine „Ansamm-
lung sich souverän dünkender Spielbälle im
Kielwasser von Ozeanriesen“. 

Am Scheideweg EU-Kommissionspräsi-
dent José Manuel Barosso hat in einer
„Europa-Rede“ am vergangenen Mittwoch
in Berlin einmal mehr darauf hingewiesen:
In einer sich verändernden, multipolaren
Welt kann der Kontinent nur eine Rolle
spielen, wenn es mehr Europa gibt – nicht
weniger. In eindringlichen Worten warnte er
vor einer Spaltung Europas. „Wir stehen an
einem Scheideweg: Entweder wir stehen zu-
sammen oder wir versinken in Bedeutungs-
losigkeit“, sagte er vor etwa 900 Gästen, die
der Einladung von Konrad-Adenauer-Stif-
tung, Robert Bosch Stiftung und Stiftung
Zukunft Berlin gefolgt waren. „Eine gespal-
tene Union wird nicht funktionieren“, sag-

te Barroso. Die wirtschaftliche Steuerung
und engere Koordinierung innerhalb des
Euro-Raums sei eine „zentrale Säule“ einer
stärkeren EU. Dies dürfe jedoch nicht zu
Lasten jener Länder gehen, die nicht oder
noch nicht Mitglied des Euroraums sind.
Barroso nahm damit die Pläne der 17 Euro-
Länder in den Blick, mit regelmäßigen Gip-
feltreffen eine eigene Struktur, eine Wirt-
schaftsregierung, zu etablieren, die den Fis-
kalpolitiken der Länder auf die Finger
schaut.  Eine „Wiedereinsetzung des Wiener
Kongresses“ hat der Europa-Parlamentarier
Martin Schulz (SPD) das an anderer Stelle
genannt: Alle halbe Jahre kämen 17 Regie-
rungschefs zusammen, tagten hinter ver-
schlossenen Türen und teilten anschließend
ihren erstaunten Untertanen mit, worauf sie
sich meistens nicht geeinigt hätten. 
In dieser Schärfe brachte Barroso die Kritik
nicht hervor. Aber erinnerte daran, dass es
die Gemeinschaftsmethode, die gemeinsa-
me Übertragung von Souveränität an supra-
nationale Institutionen gewesen sei, die die
EU stark gemacht hat. Und er ließ etwas von
der Idee aufleuchten, die die Gründergene-
ration der Union vor Augen hatten: „Wir
sind zu unserem Glück vereint“, diese simp-
le Wahrheit der „Berliner Erklärung“ zum

50. Jahrestag der Römischen Verträge gelte
es sich in einer der schwierigsten Krisen der
Gemeinschaft vor Augen zu halten.   
Eine  „reine intergouvernementale Metho-
de“ reiche deshalb auch nicht, um aus der
Krise zu finden,  sagte Barroso. In Wahrheit
sei die Wirtschafts- und Währungsunion
letztendlich unvereinbar mit der Logik rei-
ner Zwischenstaatlichkeit: „Eine Wirt-
schafts- und Währungsunion erfordert
nämlich Verpflichtungen, Regeln und eine
Einhaltung der Verpflichtungen und Regeln,
die nicht nur durch Gruppendruck oder die
Regierungszusammenarbeit gewährleistet
werden kann. Diese Regeln dürfen nicht der
instabilen Logik politischer Einflüsse oder
Manöver unterliegen oder von Diplomaten
oder Politikern in Hinterzimmern ausge-
handelt werden“, sagte Barroso. 

Wirtschaftsregierung Die Integration des
Euroraums müsse mithilfe der Gemein-
schaftsmethode vertieft werden – und nicht
an den supranationalen Organen vorbei.
Nur diese verfügten über  „Unabhängigkeit
und Objektivität“, um zu gewährleisten
„dass alle Mitgliedstaaten – innerhalb des
Euroraums und auch außerhalb – vor den
Verträgen gleichbehandelt werden“, sagte

Barroso. Genau darin liege die Bedeutung
der Rolle der Kommission als Wirtschaftsre-
gierung der Europäischen Union. 
In seiner Einführung zu Barrosos Rede hat-
te Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) zuvor die Notwendigkeit starker

Parlamente in Europa unterstrichen. Lam-
mert nannte die Europäische Union einen
„historisch einzigartigen, beispiellosen und
zugleich beispielhaften Weg einer europäi-
schen Gemeinschaft, deren Mitgliedstaaten
Souveränitätsrechte mit dem Ziel übertra-

gen, ihre Souveränität zu wahren.“ Aller-
dings habe diese Übertragung stets eine ent-
scheidende Voraussetzung, die das deutsche
Bundesverfassungsgericht in jüngeren Ur-
teilen wiederholt deutlich markiert habe:
„Die Zustimmung des Parlaments, die
durch Regierungsvereinbarungen nicht zu
ersetzen ist.“ 

Parlamentarische Mitsprache Lammert
wies entschieden den Vorwurf zurück, die
parlamentarische Mitsprache verzögere
oder blockiere europäische Entscheidun-
gen. Das Mandat, dass der Deutsche Bun-
destag mit breiter Mehrheit und nach inten-
siver Debatte der Bundesregierung auf dem
Weg zum jüngsten Euro-Gipfel mit nach
Brüssel gegeben hatte, habe diesen Vorwurf
„eindrucksvoll“ widerlegt, sagte Lammert. 
Wie Barroso warnte der Bundestagspräsi-
dent vor dem Scheitern gemeinsamer Refor-
men. Wenn der Integrationsprozess nicht
vorankomme, habe „Europa seine Zukunft
hinter sich. Und jeder einzelne Mitglied-
staat umso sicherer“, sagte Lammert. Es wä-
re dies ein Rückfall in einen Zustand des 19.
Jahrhunderts: „Die Rivalität von National-
staaten, deren Ehrgeiz größer war als ihre
Möglichkeiten.“          Alexander Heinrich ❚

»Wir sind zu unserem Glück vereint«
EUROPA EU-Kommissionspräsident José Manuel Barroso und Bundestagspräsident Norbert Lammert warnen vor einer Spaltung des Kontinents in der Finanzkrise

Nach dem Zweiten Weltkrieg fragten sich sechs Länder:
Wie können wir verhindern, dass bei uns in Europa je-
mals wieder ein Krieg ausbricht? Die Antwort lautete:
Indem wir gemeinsam Handel treiben! Bis dahin muss-
ten zum Beispiel Züge und Laster mit Waren an der
Grenze halten. Papiere wurden kontrolliert. Geld muss-
te bezahlt werden – das nennt man Zoll. All das fiel
nun weg. Die sechs Länder taten einfach so, als wür-
de es keine Grenze geben. Sie waren damit so erfolg-
reich, dass sich immer mehr Länder der Europäischen
Union anschlossen. Heute gibt es 27 Mitgliedsländer.
17 Länder haben sogar eine gemeinsame Währung.
Das heißt, sie benutzen das gleiche Geld: den Euro.

Europäische Union

Mehr Europa – nicht weniger: José Manuel Barroso (Mitte), Norbert Lammert (2. v. r.)
zwischen den Vorsitzenden der einladenden Stiftungen 
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Die Grünen wollen die rechtliche Grundla-
ge der Leistungen für Schwangerschaft und
Geburt entstauben. Dazu, das fordet die
Fraktion in einem Antrag (17/5098), soll sie
aus der Reichsversicherungsordnung in das
Fünfte Buch der Sozialgesetzgebung über-
führt und zeitgemäß ausgestaltet werden.
Für dieses Anliegen ernteten die Grünen in
einer öffentlichen Anhörung des Gesund-
heitsausschusses in der vergangenen Woche
weitgehend Zustimmung. Der Experte vom
Spitzenverband der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV), Gerd Kukla,  sagte: „Es
geht vor allem um eine rechtssystematische
Regelung.“ 
Auch die freiberuflichen Hebammen selbst
wünschen sich eine rechtliche Modernisie-
rung. Darüber hinaus verlangen sie aber vor
allem eine Verbesserung ihrer finanziellen
Situation. Ihr Grundproblem: Hohe Beiträ-
ge für die Berufshaftpflicht verschlängen ei-
nen Großteil ihrer zu geringen Honorare.
Elke Maßing vom GKV-Spitzenverband leg-
te dar, dass eine Hebamme für den Besuch
am Wochenbett lediglich 27 Euro brutto be-
komme. „Oft dauert so ein Besuch eine
Stunde.“ Monika Selow vom Deutschen
Hebammenverband beklagte, dass sich die
Einkommen nicht der Entwicklung des Be-
rufs angepasst hätten. „Eine Hebamme, die
mit einem Koffer durch die Gegend zieht,

ist finanziell besser gestellt als eine, die ei-
ne Praxis unterhält“.
Ein weiteres Thema der Anhörung war die
Sterblichkeitsrate bei Neugeborenen. Die
Kassenärztliche Vereinigung hatte argumen-
tiert, dass die Mortalität bei außerklinischen
Geburten bei 0,23 Prozent liege, bei Gebur-
ten in Krankenhäusern dagegen lediglich
bei 0,12 Prozent. Nina Knape von der Deut-

schen Gesellschaft für Hebammenwissen-
schaft zweifelte diese Statistik an und wur-
de dabei vom GKV-Spitzenverband unter-
stützt. Elke Maßing berichtete, dass im De-
zember dazu eine Studie erscheinen werde.
Das Ergebnis zeige, dass die Sterblichkeit
von Neugeborenen, die außerhalb von
Krankenhäusern geboren werden, nicht hö-
her sei. Annette Rollmann ❚

H
einrich Kolb schaute am
Rednerpult im Plenar-
saal zwar konsequent
nach links zur Oppositi-
onsseite. Die Botschaft
des FDP-Arbeitsmarktex-

perten, die er während der Aktuellen Stun-
de am vergangenen Donnerstag verkündete,
war aber vor allem an die Union adressiert.
„Einen einheitlichen gesetzlichen Mindest-
lohn lehnen wir ab“, zitierte Kolb aus dem
Koalitionsvertrag von
2009 und fügte hinzu,
die FDP stehe zu der Ver-
einbarung. Kolb treibt
um, dass bei der CDU
diese Gewissheit ins
Wanken geraten ist. Auf
ihrem Bundesparteitag,
der an diesem Montag in
Leipzig beginnt, beschäf-
tigen sich die Christde-
mokraten mit der Einführung einer allge-
meinen Lohnuntergrenze. Der Arbeitneh-
merflügel fordert eine solche Marke, „die
sich am von den Tarifpartnern festgelegten
Mindestlohn in der Zeitarbeit orientiert“. In
dieser Branche liegt der Mindestlohn derzeit
bei 7,01 Euro in Ost- und bei 7,89 Euro in
Westdeutschland.

Mehrheit ungewiss Auch Bundesarbeits-
ministerin Ursula von der Leyen (CDU), die
an der Aktuellen Stunde lediglich zuhörend
teilnahm, favorisiert einen allgemeinver-
bindlichen Mindestlohn. Bundeskanzlerin

Angela Merkel (CDU) will hingegen Unter-
grenzen nur nach Regionen und Branchen
zulassen und lehnt die Anbindung an die
Zeitarbeit ab. Auch der Wirtschaftsflügel der
CDU ist gegen eine flächendeckende Lohn-
untergrenze. „Wir wissen nicht vorab, wie
die Mehrheit der Delegierten entscheidet“,
gab der CDU-Abgeordnete Matthias Zim-
mer im Plenum unumwunden zu. 
Am Tag nach der Aktuellen Stunde sah sich
CDU-Generalsekretär Hermann Gröhe

gleichwohl
b e m ü ß i g t ,
auf Kolbs
E in la s sun-
gen zu rea-
gieren. „Der
Koalitions-
v e r t r a g
spricht sich
gegen einen
einheitlichen

gesetzlichen Mindestlohn im Sinne einer
politischen Lohnfindung aus“, sagte Gröhe.
Aus seiner Sicht schließen die Vereinbarun-
gen im Koalitionsvertrag die Einführung ei-
nes Mindestlohns nicht aus, denn die CDU
spreche „über eine Festlegung durch die Ta-
rifparteien, darüber sollten wir auch mit der
FDP und der CSU reden“.
Für die Opposition sind die Unstimmigkei-
ten in der CDU und in der Koalition ein ge-
fundenes Fressen, wie die Aktuelle Stunde
zeigte, die sich auf Antrag der Linksfraktion
mit der „Haltung der Regierungskoalition
zur Einführung eines Mindestlohns“ befass-

te. „Wohin geht nun eigentlich die Reise in
der CDU?“, fragte der Vorsitzende der Links-
partei, Klaus Ernst. Aus seiner Sicht werfe die
CDU ohnehin nur „Nebelkerzen“. In Wirk-
lichkeit wollten die Christdemokraten kei-
nen Mindestlohn. Der „eigentliche Skandal“
sei, dass in Deutschland Armutslöhne nicht
verhindert würden: 1,2 Millionen Menschen
erhielten einen Lohn von unter fünf Euro,
3,6 Millionen Menschen bekämen einen
Stundenlohn von unter 7,50 Euro. 
SPD-Generalsekretärin Andrea Nahles ver-
mutete in der Debatte, die CDU sei nach
kurzzeitiger Annäherung an die Realität vor
dem Druck der Arbeitgeberlobby einge-
knickt. „Frau Merkel, der Wackeldackel die-
ser Bundesregierung, ist nämlich wieder ein-
mal umgefallen“, kritisierte die Abgeordne-
te. Merkel scheue keine Brüskierung ihres ei-
genen Sozialflügels und mache die
Lohnuntergrenze zum „Schweizer Käse“.
Ein Mindestlohn vertrage keine regionalen
und branchenspezifischen Abweichungen,
sagte Nahles. Die arbeitsmarktpolitische
Sprecherin der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen, Brigitte Pothmer, spottete in die-
sem Zusammenhang, beim „Merkel-Min-
destlohn“ handele es sich „um einen
Scheinriesen“.

»Wer hat’s erfunden« Der CDU-Abgeord-
nete Frank Heinrich hielt sich mit der Op-
positionskritik nicht lange auf. Ihm falle
beim Thema Mindestlohn „die Werbung für
ein bestimmtes Bonbon ein: ‘Wer hat’s er-
funden?’“, sagte er. Die CDU habe den Min-

destlohn zwar nicht erfunden, unter Bun-
deskanzler Helmut Kohl im Jahr 1997 aber
„zum ersten Mal“ einen solchen  eingeführt,
„und zwar in der Elektrobranche“. Peter
Weiß (CDU) vermutete gar, bei der Opposi-
tion gehe „die blanke Angst“ um, „dass das
Thema Mindestlohn als Verunglimpfungs-
thema gegen die Regierungskoalition“ ab-
handenkommen könnte. Der Parlamentari-
sche Geschäftsführer der SPD-Fraktion,
Thomas Oppermann, reagierte umgehend
per Interview: Die CDU schwenke beim
Mindestlohn auf SPD-Kurs ein. „Am Ende

werden die Wähler das Original wählen und
nicht die Kopie“, betonte Oppermann.
Merkel wolle nur „ein Wahlkampfthema
vom Tisch räumen, und sie will sich hübsch
machen für andere Koalitionspartner, mit
Vorliebe für eine Große Koalition“, arg-
wöhnte auch Pothmer im Bundestag. Die
Versicherung des stellvertretenden SPD-
Fraktionsvorsitzenden Hubertus Heil, dass
Merkel das nicht schaffe, konnte die Grü-
nen-Abgeordnete nicht restlos überzeugen.
„Auf euch ist ja nicht so viel Verlass“, rief sie
der SPD zu.  Monika Pilath ❚

Hebammen machen niedrige Honorare und hohe Versicherungsprämien zu schaffen.

MINDESTLOHN I Die CDU rückt womöglich von ihrer Ablehnung ab. Nicht nur die FDP regt sich auf

Das große Reinemachen 

Hilfetelefon 
für Frauen
GEWALT Die Bundesregierung plant die
Einrichtung eines bundesweiten Hilfetele-
fons „Gewalt gegen Frauen“. Ein entspre-
chender Gesetzentwurf (17/7238) wurde
am vergangenen Donnerstag an die zustän-
digen Ausschüsse verwiesen. 
Das geplante Angebot wendet sich an be-
troffene Frauen, Personen aus ihrem sozia-
len Umfeld oder Menschen, die im Rahmen
ihrer beruflichen oder ehrenamtlichen Tä-
tigkeit mit Gewalt gegen Frauen konfron-
tiert werden. Das Telefon soll nach den Plä-
nen der Regierung 24 Stunden bundesweit
unter einer einheitlichen Rufnummer zu er-
reichen sein. Fachkräfte bieten kostenlos
Erstberatung, Information und Weiterver-
mittlung an Unterstützungseinrichtungen
an. Bei Bedarf, so heißt es in dem Gesetz-
entwurf, könne die Beratung auch in einer
Fremdsprache erfolgen. Die Regierung rech-
net für das kommende Jahr mit Kosten in
Höhe von 3,1 Millionen Euro und ab 2013
mit Ausgaben in Höhe von sechs  Millionen
Euro jährlich.
Laut Gesetzentwurf sind 40 Prozent aller in
Deutschland lebenden Frauen in ihrem Le-
ben mindestens einmal von körperlicher
und/oder sexueller Gewalt betroffen gewe-
sen. Zwar gebe es in Deutschland ein „brei-
tes Netz“ von spezialisierten Facheinrich-
tungen und Beratungsstellen, schreibt die
Bundesregierung, jedoch erreichten die be-
stehenden Strukturen die Frauen nicht oder
nicht früh genug. tyh ❚

Kampf gegen
Glücksspielsucht 
GESUNDHEIT Die SPD-Fraktion will die
Glücksspielsucht wirksamer bekämpfen.
Der Bundestag überwies einen entsprechen-
den Antrag (17/6338) am vergangenen
Donnerstag an den Gesundheitsausschuss.
Die Sozialdemokraten drängen die Bundes-
regierung darin, das staatliche Glücksspiel-
monopol zu erhalten und auf die Länder
einzuwirken, keine Erweiterung des Glücks-
spielmarktes zuzulassen. Letzteres ist Ende
Oktober jedoch  bereits geschehen: Zwar ei-
nigten sich die Länder mit Ausnahme
Schleswig-Holsteins darauf, das Lotto-Mo-
nopol des Staates zu erhalten. Sie beschlos-
sen aber zugleich, den Sportwettenmarkt
für zwanzig private Anbieter zu öffnen. 
In dem jetzt diskutierten Antrag fordert die
SPD darüber hinaus, die Regierung müsse
gemeinsam mit den Ländern die Sperrdatei
mit der Möglichkeit der Selbst- und Fremd-
sperre für Süchtige auch auf den Bereich der
Geldspielautomaten ausweiten. Zudem sol-
le ein verpflichtendes Identifikationssystem
für Geldspielautomaten eingeführt werden,
das ein Spielsperre ermöglicht. Sicherzustel-
len sei, dass nur volljährige Personen an den
Glücksspielautomaten spielen können.
Auch müssten Manipulationen an den
Spielgeräten ausgeschlossen und auf sucht-
verschärfende Geldkartenfunktionen ver-
zichtet werden, betont die SPD.
Außerdem verlangen die Abgeordneten,
den maximalen Verlust pro Stunde und Au-
tomat von bisher 80 auf 40 Euro zu begren-
zen. Laut Antrag soll die maximale Gewinn-
möglichkeit pro Stunde und Automat von
derzeit 500 auf 250 Euro gesenkt werden.
Zur Begründung heißt es, die Suchtgefahr
durch Geldspielautomaten werde durch ei-
ne Reduzierung der suchtfördernden Merk-
male der Geräte erreicht, etwa durch eine
Verlangsamung des Spiels und niedrigere
Grenzen für die maximalen Gewinne und
Verluste pro Stunde. mpi ❚

»Frau Merkel, der
Wackeldackel der
Regierung, ist wie-
der umgefallen.«
Andrea Nahles (SPD)
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Hebammen monieren geringes Einkommen
ANHÖRUNG Grüne fordern moderne Grundlage der Leistungen für Schwangerschaft und Geburt

Was für Brigitte Pothmer (Grüne) ein Mittel
zum Zweck ist, das deutet nach Ansicht von
Michael Schlecht (Die Linke) auf eine Ver-
schleierungstaktik hin. In der Debatte über
einen Antrag ihrer Fraktion für einen allge-
meinen Mindestlohn (17/7483) betonte
die arbeitsmarktpolitische Sprecherin der
Grünen am vergangenen Donnerstag: „Wir
haben bewusst auf Maximalforderungen
verzichtet, zum Beispiel darauf, eine kon-
krete Höhe für einen Mindestlohn zu nen-
nen. Damit überfordern wir selbst Sie
nicht“, wandte sich Pothmer an die Union.
Für die Fraktion Die Linke, die sich seit Jah-
ren für einen gesetzlichen Mindestlohn von
zehn Euro pro Stunde einsetzt, verbirgt sich
hinter dem Grünen-Antrag dagegen „ein
fauler Trick, um den Eindruck zu erwecken,
man wolle einen Mindestlohn durchsetzen.
Doch Sie wollen im Grunde einen Mindest-
lohn gar nicht“, unterstellte ihr Redner Mi-
chael Schlecht den Antragstellern.

Faire Bedingungen Die Grünen fordern
keinen gesetzlichen, sondern einen allge-
meinen Mindestlohn. Dieser soll durch ei-
ne unabhängige Kommission aus Vertretern
von Gewerkschaften, Arbeitgebern und
Wissenschaft festgelegt werden und ange-
messene Arbeitsbedingungen und faire
Wettbewerbsbedingungen gewährleisten.

Um den Kommissionsvorschlag der Grünen
ging es in der Debatte allerdings nur am Ran-
de. Angesichts der unionsinternen Diskussi-
on um einen Mindestlohn (siehe Beitrag
„Das große Reinemachen“) sah Brigitte
Pothmer die CDU/CSU unter Beweisdruck:
„Sie müssen sich entscheiden, ob Sie Lohn-
gerechtigkeit oder Lohndumping wollen.“
Für die Union stellte sich die Frage jedoch

so gar nicht. Zum einen sei klar, dass sie kein
Lohndumping wolle, zum anderen gebe es
bereits in elf Branchen branchenspezifische
Mindestlöhne, betonte Peter Tauber (CDU).
Er warf der Opposition vor, „zu ideologisie-
ren, wo sich Politik zurückhalten sollte. Sie
werden es nicht erleben, dass sich die Uni-
on in einen Bieterwettstreit um den höchs-
ten Mindestlohn begebe“, sagte Tauber.
Für Gabriele Lösekrug-Möller (SPD) lag die
Schlussfolgerung deshalb auf der Hand.
„Mit Ihnen ist es nicht möglich, einen ge-
setzlichen Mindestlohn durchzusetzen.“
Wenn es aber Tariflöhne gebe, die unter
dem liegen, was man zum Leben braucht,
dann helfe auch der Verweis auf die Tarifau-
tonomie wenig, ergänzte sie. Der Grünen-
Vorschlag sei deshalb sinnvoll.
Johannes Vogel betonte für die FDP, nicht
zu wollen, dass Unternehmer niedrigere
Löhne zahlen als sie könnten. Dies sei aber
nicht die Mehrheit. Für die wenigen schwar-
zen Schafe müsse eine Lösung gefunden
werden. „Eine Kommission, die der Politik
vorschreibt, wie hoch der Mindestlohn sein
muss, das kann es aber nicht sein“, sagte Vo-
gel. Die parlamentarische Diskussion darü-
ber wird weitergehen, zunächst im Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, an den der
Bundestag den Grünen-Antrag am Ende
überwies. Claudia Heine ❚

Allgemein versus gesetzlich
MINDESTLOHN II Die Grünen stoßen mit ihrem Kompromissvorschlag auf wenig Gegenliebe

>STICHWORT

> Arbeitnehmer-Entsendegesetz Für einzelne Branchen
kann seit dem Jahr 2009 ein Mindestlohn vereinbart wer-
den. Die Tarifparteien müssen sich auf einen Betrag einigen,
den die Bundesregierung per Rechtsverordnung für allge-
meinverbindlich erklärt. Der Mindestlohn gilt dann für die
ganze Branche. Bislang gibt es zehn solche Mindestlöhne.

> Mindestarbeitsbedingungsgesetz In einem Wirt-
schaftszweig darf ein Mindestentgelt festgelegt werden,
wenn in diesem bundesweit eine Tarifbindung von weniger
als 50 Prozent besteht. Der Betrag soll von einem Ausschuss
mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern ausgehandelt
und dann per Rechtsverordnung in Kraft gesetzt werden.
Auf Grundlage dieser seit 2009 geltenden Regelung ist bis-
lang aber kein Mindestlohn eingeführt worden.

ARBEITSMARKT – Bisherige Regelungen gegen Dumpinglöhne
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Die Gebäudereinigung ist eine der Branchen, die einen Mindestlohn haben: Er beträgt 8,55 Euro im Westen und sieben Euro im Osten. Ob es eine allgemeine Lohnuntergrenze geben soll, ist heftig umstritten.

Brigitte Pothmer (Bündnis 90/Die Grünen)  
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SPORT Für rechtsextreme Einflüsterer sind insbesondere
Amateurvereine anfällig. Der Bundestag streitet über Rezepte

Ideologie in
Fußballschuhen

KINDERKOMMISSION Scheiden sich Ehe-
partner, werden oft auch die Großeltern von ih-
ren Enkeln getrennt. Ein Problem, das bei Sor-
gerechtsstreitigkeiten selten Beachtung findet.
In einem Expertengespräch befasste sich die
Kinderkommission vergangene Woche mit die-
sem Aspekt.
Der Gesetzgeber regelt die Rechte und Pflich-
ten zwischen Großeltern und Enkeln nicht. „Im
Regelfall wird das Verhältnis durch die Eltern
moderiert“, sagte Christian Alt vom Deutschen
Jugendinstitut. Durch die stetige Abnahme tra-
ditioneller Familienmodelle kann es vorkom-
men, dass einem Kind bis zu acht Großeltern
gegenüberstehen, verdeutlichte Alt. Doch die-
ser Fall trete selten ein.
„Eher pflegen die Großeltern mütterlicherseits
eine enge Beziehung zu ihren Enkeln, während
das Verhältnis väterlicherseits oft verhalten
ist“, erläuterte Alt. Das liege aber nicht an den
Großeltern, betonte der Wissenschaftler, denn:
„Der Antrieb ist da, den Kontakt zu halten.“
Doch es bedürfe einer Kultur des Umgangs, die
von den Eltern abhänge. Gibt es diese nicht,

führe das schließlich zum Entzug der Bindung
zu den Verwandten der Ex-Partner. Alt sah des-
halb eine Aufgabe der Politik darin, das Recht
der Großeltern auf Umgang mit den Enkeln zu
regeln.
Rita Boegershausen von der Bundesinitiative
Großeltern sah eine Ursache des Entzugs der
Enkel darin begründet, dass die Kinder nicht im
Mittelpunkt bei Streitigkeiten stünden, sondern
vielmehr als Mittel in den Auseinandersetzun-
gen genutzt würden. Sie forderte die Schaffung
eines Ombudsmannes, der eingreifen soll, wenn
Trennungsstreit vor Gericht das Zusammenle-
ben aller Familienmitglieder verhindere.
Helga Krull vom Großelterndienst Berlin berich-
tete von der Vermittlung so genannter Wunsch-
großeltern. Dies könne ein Ausweg für Großel-
tern sein, die keinen Kontakt mehr zu ihren En-
keln haben. Rund 500 Freiwillige würden sich in
der Hauptstadt auf diese Weise circa 800 Kin-
dern annehmen. „Sie schenken Zeit und die El-
tern profitieren davon“, sagte Krull. Manche
Mutter könne ohne diese Unterstützung keinen
Beruf ausüben. eis ❚

Umgangsrecht für Oma und Opa

WISSENSCHAFT Es bedarf deutlicher Ände-
rungen im Wissenschaftssystem, um wissen-
schaftlichem Fehlverhalten vorzubeugen. Darin
waren sich vergangene Woche die Experten in
einem Fachgespräch des Bildungsausschusses
einig. Konsens bestand auch zu dem Punkt,
dass wissenschaftliches Fehlverhalten nicht al-
lein mit Anti-Plagiatssoftware zu bekämpfen ist
und sich überdies nicht nur an Plagiaten fest-
machen lässt. Das Thema hatte im Frühjahr wo-
chenlang für Wirbel gesorgt, als die Dissertati-
on des früheren Verteidigungsminister Karl-
Theodor zu Guttenberg (CSU) und später die
Promotionsarbeiten weiterer prominenter Poli-
tiker als Plagiate entlarvt worden waren.
„Mit Unehrlichkeit kommt man weit“, kritisier-
te Debora Weber-Wulff, Professorin für Medien-
informatik an der Hochschule für Technik und
Wirtschaft in Berlin, und verwies auf Ehrenau-
torenschaften, Ghostwriter, Datenerfindung
und Bestechung. Zur Verbesserung der Situati-
on schlug sie unter anderem eine nationale Be-
ratungsstelle zu Plagiat und wissenschaftli-

chem Fehlverhalten vor, außerdem eine „scho-
nungslose Transparenz und Offenheit“ hinsicht-
lich wissenschaftlicher Prozesse und Ergebnis-
se und die Eindämmung der „ausufernden Pu-
blikationsliste“.
Als besonders problematisch nannte Professor
Stefan Hornbostel vom Institut für Forschungs-
information und Qualitätssicherung die ungere-
gelte Erfassung von Promovierenden. Dies ha-
be zur Folge, dass es keine belastbaren Aussa-
gen über die Zahl der Promovierenden, über Ab-
brüche und Promotionsdauer gebe. Auch gebe
es keinen „zuverlässigen Überblick über die In-
tensität wissenschaftlichen Fehlverhaltens“, er-
gänzte Wolfgang Löwer, Professor für Öffentli-
ches Recht und Wissenschaftsrecht in Bonn und
Sprecher der Beratungs- und Vermittlungsein-
richtung „Ombudsman für die Wissenschaft“.
„Wir brauchen keine weiteren Sanktionen, wir
brauchen mehr Prävention“, sagte Annette
Schmidtmann von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft. Das wissenschaftliche Arbeitskli-
ma müsse verbessert werden. tyh ❚

Lehren aus dem »Fall Guttenberg«

INNERES Die Berliner Polizei hat sie, für Bun-
despolizisten gilt sie nicht: An der Kennzeich-
nungspflicht für Polizeibeamte scheiden sich
die Geister. Das war auch bei einer Sachverstän-
digen-Anhörung des Innenausschusses in der
vergangenen Woche nicht anders, bei der es um
einen Antrag der Linksfraktion (17/4682) ging,
die Kennzeichnungspflicht auch für Angehörige
der Bundespolizei einzuführen.
So nannte der frühere Berliner Polizeipräsident
Dieter Glietsch als Hauptgrund für die Einfüh-
rung einer individuellen Kennzeichnung bei der
Hauptstadt-Polizei die Überzeugung, dass dies
eine „selbstverständliche Geste der Service-
und Kundenorientierung“ sei. Polizeiliches Han-
deln im Rechtsstaat müsse „transparent und
nachvollziehbar“ sein. Wer von polizeilichen
Maßnahmen betroffen sei, habe ein Anspruch,
„grundsätzlich zu wissen, wer in seine Rechte
eingreift“. Professor Rafael Behr von der Hoch-
schule der Polizei Hamburg argumentierte, es
sei viel schwerer, einen eindeutig identifizierba-
ren Polizisten fälschlicherweise einer Straftat zu

bezichtigen als eine unbekannte Gruppe. Joa-
chim Rahmann von der deutschen Sektion der
Menschenrechtsorganisation Amnesty Interna-
tional wiederum sah in der Kennzeichnungs-
pflicht eine Vorbedingung für effektive Ermitt-
lungen bei Vorwürfen unverhältnismäßiger Ge-
waltanwendung durch Polizisten.
Dagegen vermochte Rüdiger Reedwisch von
der DPolG-Bundespolizeigewerkschaft keine
Notwendigkeit für eine solche Kennzeichnungs-
pflicht zu erkennen. Er warnte, auch einprägsa-
me Nummernkombinationen könnten miss-
bräuchlich verwendet werden. Der Vorsitzende
der Gewerkschaft der Polizei, Bernhard Witt-
haut, betonte, seine Organisation sei „auf dem
Weg zu sagen“, sie habe kein Problem damit,
wenn Kollegen auf freiwilliger Basis ein Na-
mensschild tragen. Zu einer Kennzeichnungs-
pflicht sage sie dagegen ein „klares Nein“.
Auch der Inspekteur der Bereitschaftspolizeien
der Länder, Jürgen Schubert, plädierte dafür, es
beim freiwilligen Tragen einer Kennzeichnung
zu belassen. sto ❚

Was Polizisten (nicht) tragen sollen 

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Der Lauchaer Fußballverein wurde wegen der Trainertätigkeit von NPD-Mann Battke (oben links) bekannt. Die Politik ist alarmiert.
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Kein EuGH-Gutachten zu
Fluggastdatenabkommen 
Mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen
von CDU/CSU und FDP hat der Bundestag
am vergangenen Donnerstag die Grünen-
Forderung zurückgewiesen, ein Gutachten
des Gerichtshofs der Europäischen Union
(EuGH) über die Vereinbarkeit der geplanten
EU-Abkommen mit den USA und Australien
über die Weitergabe von Passagierdaten mit
europäischem Primärrecht einzuholen. In ih-
rem entsprechenden Antrag (17/6331) hat-
te die Grünen-Fraktion darauf verwiesen,
dass gegen die vorgesehenen Abkommen
„erhebliche Grundrechtsbedenken“ bestün-
den. Die geplanten Abkommen seien vielfa-
cher Kritik zufolge mit dem Grundrecht auf
Datenschutz in Artikel 8 der EU-Grundrech-
techarta nicht vereinbar. Diese Position ver-
trete auch der Juristische Dienst der 
EU-Kommission. sto ❚

Richter-Besetzung
ist geklärt
Die Möglichkeit der großen Straf- und Ju-
gendkammern, in geeigneten Fällen mit
zwei statt drei Berufsrichtern zu verhandeln,
wird beibehalten. Am vergangenen Don-
nerstag stimmte der Bundestag mit den
Stimmen der Koalition einem entsprechen-
den Gesetzentwurf der Regierung (17/6905)
zu. SPD und Die Linke waren dagegen, die
Grünen enthielten sich. Die Union hob her-
vor, auch künftig werde mit drei Richtern
verhandelt, wenn es etwa um Fälle mit Si-
cherungsverwahrung geht. Die SPD wies da-
rauf hin, die bestendende Möglichkeit der
Zweierbesetzung sei den Gerichten 1993 er-
öffnet worden, um personelle Engpässe
nach der Wende an Gerichten in Ostdeutsch-
land abzufedern. Die Regelung sei aber
„ausufernd“ genutzt worden. bob ❚

Bundesanzeiger künftig
ausschießlich elektronisch 
Der Bundesanzeiger wird künftig aus-
schließlich elektronisch über das Internet
herausgegeben. Darauf einigten sich die
Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und
Bündnis 90/Die Grünen am vergangenen
Donnerstag. Die Fraktion Die Linke stimmte
im Bundestag gegen den Entwurf (17/6610).
Die gedruckte Ausgabe soll durch eine elek-
tronische Veröffentlichung ersetzt werden,
die wie die bisherige gedruckte Ausgabe ei-
nen amtlichen Teil und weitere Teile, etwa
für gerichtliche und gesellschaftsrechtliche
Bekanntmachungen oder Bekanntmachun-
gen der Kommunen enthalten soll. bob ❚

DDR-Lohnunterlagen sollen
länger aufbewahrt werden 
Lohnunterlagen von DDR-Betrieben sollen
bis zum Jahr 2016 aufbewahrt werden, ver-
langt die Fraktion Die Linke. Der Bundestag
überwies den entsprechenden Antrag
(17/7486) am vergangenen Donnerstag an
den Arbeitsausschuss. Zur Begründung
schreiben die Abgeordneten, dass es derzeit
noch ungefähr 650.000 ungeklärte Konten
von ostdeutschen Versicherten in der Ren-
tenversicherung gebe und darüber hinaus
noch zahlreiche Versicherte, die sich in ei-
nem Klageverfahren wegen ihrer Altersver-
sorgung befinden. Um diesen Versicherten
weiter einen Nachweis ihrer Beschäfti-
gungszeiten zu ermöglichen, müssten die
Lohnunterlagen länger aufbewahrt werden
als bis zum Ende des Jahres. che ❚

Linke will Kurswechsel bei
Einwanderungspolitik 
Die Fraktion Die Linke macht sich für einen
Kurswechsel in der deutschen Einwande-
rungspolitik stark. Die Bundesregierung sol-
le den 50. Jahrestag der Unterzeichnung des
deutsch-türkischen Anwerbeabkommens
zum Anlass nehmen, „ihre bisherige restrik-
tive Einwanderungspolitik grundsätzlich zu
ändern“, fordert die Fraktion in einem An-
trag (17/7373). Diesen überwies der Bun-
destag zur weiteren Beratung am vergange-
nen Donnerstag an den Innenausschuss. Er-
forderlich sei etwa die Rücknahme der seit
August 2007 geltenden Regelungen der
Sprachnachweise im Ausland als Vorausset-
zung für den Ehegattennachzug. sto ❚

Nachhaltigkeitsprüfung 
hat sich bewährt
Der Bundestag hat den Bericht des Parla-
mentarischen Beirats über die Nachhaltig-
keitsprüfung in der Gesetzesfolgenabschät-
zung und die Optimierung des Verfahrens
am vergangenen Donnerstag an den Ge-
schäftsordnungsausschuss überwiesen. Aus
der zugrundeliegenden Unterrichtung
(17/6680) geht hervor, dass sich das Verfah-
ren „als praktikabel“ erwiesen hat. Die Prü-
fung des Beirats orientiert sich an der Nach-
haltigkeitsstrategie der Regierung. Diese
zielt auf Generationengerechtigkeit, sozia-
len Zusammenhalt, Lebensqualität und in-
ternationale Verantwortung ab. mpi ❚

KURZ NOTIERT

I
m Sommer 2010 sorgte der Fall Lutz
Battke bundesweit für Schlagzeilen.
Der für die NPD im Stadtrat von
Laucha (Sachsen-Anhalt) und im
Kreisrat des Burgenlandkreises sit-
zende 53-jährige mit dem schmalen

Unter-Nasen-Bärtchen trainierte die Fuß-
ball-Jugend des BSC Laucha. Und das schon
seit mehr als zehn Jahren, ohne dass dies vor
Ort als problematisch eingestuft worden
wäre. Der Fall Battke sei typisch für das Vor-
gehen der NPD, sagt Torsten Hahnel vom
Verein Miteinander, dem Netzwerk für De-
mokratie und Weltoffenheit in Sachsen-An-
halt, der Zeitung „Das Parlament“. Battke
setze „die Normalisierungsstrategie der
NPD perfekt um“, betont Hahnel, der früh-
zeitig versuchte, gegen das Engagement des
rechtsextremen Übungsleiters vorzugehen.
„Die Presse wurde aber erst aufmerksam,
nachdem ein jüdischer Junge von einem
Spieler des BSC Laucha zusammengeschla-
gen wurde. Dann erst kam der Stein ins Rol-
len“, fügt er hinzu. Mit der Folge, dass Batt-
ke auf Druck des Landessportbundes nicht
mehr als Nachwuchstrainer fungieren durf-
te. Hahnel macht sich dennoch keine Illu-
sionen: Zwar sei Battke, der bei den Land-
tagswahlen im März für die NPD antrat, sus-
pendiert. „Er hat aber immer noch Einfluss
im Verein.“
Lutz Battke ist kein Einzelfall, wie der Sport-
journalist Ronny Blaschke in seinem Buch
„Angriff von Rechtsaußen“ aufzeigt. So or-
ganisierte laut Blaschke der Neonazi Tom-
my Frenck in der thüringischen Kleinstadt
Hildburghausen Grillfeste, Konzerte, Kund-
gebungen und Vorträge. In seinem Fußball-
verein SV Germania führte er Jugendliche an
die Kameradschaftsszene heran, um als Mit-
glied des Kreistages von ihrer Unterstützung
zu profitieren. 

»Anliegen berechtigt« Sowohl bei der
Bundesregierung als auch bei sämtlichen
Fraktionen des Bundestages ist ein Bewusst-
sein für die Problematik vorhanden. Das
wurde während einer Plenardebatte am ver-
gangenen Donnerstag zu einem Antrag der
SPD-Fraktion (17/5045) deutlich, in dem

die Abgeordneten fordern, rechtsextremisti-
sche Einstellungen im Sport konsequent zu
bekämpfen. Der Antrag sei „im Anliegen be-
rechtigt“, sagte der Parlamentarische Staats-
sekretär im Bundesinnenministerium,
Christoph Bergner (CDU). Der Obmann
der FDP-Fraktion im Sportausschuss, Lutz
Knopek, sagte, es sei gut, dass über die Pro-
blematik im Plenum diskutiert werde. Uni-
ons-Sportexperte Frank Steffel zeigte sich er-
freut, dass offenbar Einigkeit über die Be-
deutung des Themas herrsche. Und den-
noch: Zu einer Zustimmung konnte sich die
Koalition nicht durchringen. 

Gemeinsame Kampagne Dem Antrag
fehlten Anknüpfungspunkte an bestehende
Kampagnen, kritisierte Bergner und bezog
sich dabei insbesondere auf die von der
Bundesregierung gemeinsam mit dem
Deutschen Olympischen Sportbund, der
Deutschen Sportjugend sowie dem Deut-
sche Fußballbund Anfang des Jahres gestar-
teten Initiative „Verein(t) gegen Rechtsextre-
mismus“. Diese Kampagne zeige, dass die
Bundesregierung nichts versäumt habe, wie
der Antrag unterstelle, ergänzte Knopek. Sei-
ner Ansicht nach gelte es zudem, den Blick
auf andere Formen des Extremismus zu
richten. Die Unionsfraktion sei mit einigen
Forderungen in dem Antrag nicht einver-
standen, sagte Frank Steffel. Das „parlamen-
tarische Verfahren“ fordere daher, die Vorla-
ge abzulehnen. „Wir lassen uns damit aber
nicht unterstellen, wir würden das Thema
nicht ernst nehmen“, betonte er.
Die Opposition wiederum kritisierte, dass
die Bundesregierung zwar „viel ankündigt,
am Ende aber viel zu wenig passiert“, wie es
der Obmann der SPD-Fraktion im Sportaus-
schuss, Martin Gerster, formulierte. So gebe
es das geplante „Gütesiegel“ zur klaren Po-
sitionierung eines Vereins gegen Rechtsex-
tremismus noch immer nicht. Auch die Fi-
nanzierung kleinerer Projekte im Kampf ge-
gen Rechtsextremismus im Sport sei nicht
nachhaltig geklärt, ergänzte Gersters Frakti-
onskollege Sönke Rix. 
Das Problem der zeitlichen Befristungen,
oftmals auf ein Jahr, macht auch Torsten

Hahnel vom Verein Miteinander zu schaf-
fen. „Jedes Mal zum Jahreswechsel wissen
wir nicht, ob es im kommenden Jahr weiter-
geht.“ Diese Unsicherheit führe auch zu ei-
ner Fluktuation bei den Mitarbeitern. Dabei
habe er in der Vergangenheit oft festgestellt,
dass „wir ein gutes Feedback für unsere Ar-
beit bekommen, weil sie als wichtig und
professionell wahrgenommen wird“, betont
Hahnel. 
Die Rechtsextremismus-Expertin der Grü-
nen-Fraktion, Monika Lazar, wies in der De-
batte darauf hin, dass „sozialpädagogische
Arbeit ausgeweitet und nicht gekürzt wer-
den darf“. Angesichts dessen sei es für sie
„nicht nachvollziehbar“, wenn Bundesin-
nenminister Hans-Peter Friedrich (CSU)
Kürzungen bei der Koordinationsstelle Fan-
projekte plane. Wie man erfolgreich gegen
Rechtsextremisten, die im Vereinssport Fuß
zu fassen suchen, vorgeht, habe der Bürger-
meister von Hildburghausen gezeigt, sagte
Linksparlamentarier Jens Petermann. Dem
SV Germania Hildburghausen habe die
Stadt die Benutzung der kommunalen
Sportplätze untersagt. Der Kreissportver-
band habe zudem die Anerkennung als Ver-
ein verweigert, womit der Neonazi-Zusam-
menschluss von der Bildfläche verbannt
worden sei, sagte Petermann, der zugleich
die in dem SPD-Antrag erhobene Forderung
nach dauerhaften Förderstrukturen für Ver-
bände und Vereine unterstützte.

Kompetenzfrage Der Hoffnung auf zu-
sätzliche Gelder aus dem Bundeshaushalt
erteilte jedoch Staatssekretär Bergner eine
Absage. Die Forderungen nach finanzieller
Unterstützung seien „haushaltsrelevant und
müssten daher an anderer Stelle erhoben
werden“, sagte Bergner. Zudem werde die
„Zuständigkeits- und Kompetenzfrage“ au-
ßer Acht gelassen. Die SPD-Forderung nach
einem Bericht, in dem dargelegt werde, „wo
extremistische beziehungsweise verfas-
sungsfeindliche Bestrebungen im Sport und
in dessen Umfeld existieren“, laufe im Üb-
rigen auf nichts anderes als die Einführung
eines Meldesystems durch die Vereine hi-
naus, kritisierte Bergner. Götz Hausding ❚



S
ie war schon 1999 eines der gro-
ßen Aufregerthemen in der
deutschen Politik, und noch
heute scheiden sich an ihr die
Geister: die doppelte Staatsbür-
gerschaft. Das zeigte sich auch

am vergangenen Donnerstag im Bundestag,
in dem die Oppositionsfraktionen von SPD,
Die Linke und Grünen mit Vorstößen für Er-
leichterungen bei der Einbürgerung von
Ausländern scheiterten. In namentlicher
Abstimmung votierten 308 Parlamentarier
gegen einen entsprechenden Gesetzentwurf
der SPD-Fraktion (17/773). 278 Abgeord-
nete stimmen dafür; es gab eine Enthaltung.
Auch einen Gesetzentwurf der Grünen-Frak-
tion (17/3411) zur Änderung des Staatsan-
gehörigkeitsrechts lehnte das Parlament
ebenso wie einen Antrag der Linksfraktion
(17/2351) mit den Stimmen der Koalitions-
mehrheit von CDU/CSU und FDP ab. 

Kompromiss von 1999 Alle drei Vorlagen
zielten unter anderem auf eine Abkehr vom
Grundsatz der Vermeidung von Mehrstaa-
tigkeit, auf eine Verkürzung der Fristen für
die Einbürgerung sowie auf einen Verzicht
auf das sogenannte Optionsmodell ab. Da-
nach müssen sich in Deutschland geborene
Kinder von Ausländern mit Erreichen der
Volljährigkeit bis zum 23. Lebensjahr zwi-
schen der deutschen Staatsangehörigkeit
und der ihrer Eltern entscheiden. 
Eingeführt wurde dieses Modell 1999 bei
der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts
unter Rot-Grün, bei der das Abstammungs-
prinzip um das Geburtsortsprinzip (ius so-
li) ergänzt wurde: Wer in Deutschland gebo-
ren wird, hat damit unabhängig von der Na-
tionalität der Eltern die deutsche Staatsbür-
gerschaft. Da SPD und Grüne aber bei der
Hessen-Wahl im Frühjahr 1999 ihre Mehr-
heit im Bundesrat verloren hatten, kam es
als Kompromiss bei der Reform zu der Op-
tionspflicht. Im Zuge des Optionsmodells
konnten durch eine Übergangsregelung
auch Kinder, die am 1. Januar 2000 noch
nicht zehn Jahre alt waren, auf Antrag ein-
gebürgert werden – davon machten 50.000

Gebrauch, wie der CDU-Abgeordnete Ingo
Wellenreuther in der Debatte erläuterte:
„Die ersten dieser Kinder wurden somit im
Jahr 2008 18 Jahre alt und müssen sich des-
halb bis spätestens 2013 entscheiden.“ 
Der Parlamentarische Staatssekretär im
Bundesinnenministerium, Ole Schröder
(CDU), warf SPD und Grünen vor, den
1999 eingegangenen Kompromiss aufzu-
kündigen. Damals sei Rot-Grün noch bereit
gewesen, mit der Optionspflicht an der Ver-
meidung von Mehrstaatigkeit festzuhalten.
Nun seien die ersten betroffenen Kinder in
das „optionspflichtige Alter“ gekommen,
doch wollten SPD und Grüne die Options-
regelung abschaffen, „obwohl noch kein
einziges Kind aus der ius-soli-Regelung das
Ende der Optionsfrist erreicht hat“. Schrö-
der verwies darauf, dass die Forschungs-
gruppe des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge derzeit eine Untersuchung zur
Optionsregelung und zum Einbürgerungs-
verhalten vornehme. Deren Ergebnisse, die
in der ersten Hälfte des nächsten Jahres vor-
lägen, müsse man abwarten, um eine sach-
liche Diskussion führen zu können.

Grundprinzip verteidigt Der CSU-Abge-
ordnete Stephan Mayer betonte, Deutsch-
land sei gut damit gefahren, dass es im
Staatsangehörigkeitsrecht das Grundprin-
zip sei, Mehrstaatigkeit zu vermeiden. Eine
Einbürgerung könne nur am Ende eines er-
folgreich abgeschlossenen Integrationspro-
zesses stehen und nicht an dessen Anfang,
argumentierte er.  
Mayer und der FDP-Parlamentarier Hartfrid
Wolff plädierten ebenfalls dafür, die Ergeb-
nisse der Evaluierung abzuwarten. Die FDP
habe seinerzeit das Optionsmodell vorge-
schlagen, um eine Öffnung des Staatsange-
hörigkeitsrechts „in Richtung auf das ius so-
li zu ermöglichen“, sagte Wolff. Es mache
„keinen Sinn, ein Gesetz zu ändern, für des-
sen Wirkung es praktisch noch keine ver-
wertbare Daten gibt“. 
Dem hielt der Grünen-Abgeordnete Memet
Kilic entgegen, dass es „keine fürsorgliche li-
berale Position“ sei, „50.000 junge Men-

schen mit Ausbürgerung zu konfrontieren
und dann erst über den Sinn dieser Rege-
lung zu entscheiden“. Kilics Fraktionsvorsit-
zende Renate Künast sagte mit Blick auf den
jüngst begangenen 50. Jahrestag des
deutsch-türkischen Anwerbeabkommens,
dass heute „die Kinder der Einwanderer zu
Auswanderern“ würden, weil gut gebildete
junge Türken ihre berufliche Karriere besser
in Brüssel oder Istanbul weiterführen könn-
ten. Die Koalition gebe jungen Leuten, die
schon lange hier leben, „nichts als einen
Optionszwang, statt zu sagen: Ja, wir wol-
len, dass Sie hier bleiben".

»Regelung funktioniert nicht« Auch SPD-
Fraktionschef Frank-Walter Steinmeier
warnte davor, jungen Menschen eine Ent-
scheidung abzuzwingen, „die sie ganz of-
fenbar nicht in der Lage sind zu treffen". Die
Optionsregelung funktioniere nicht und
könne deshalb nicht einfach weitergeführt
werden. Wer Integration ernst nehme, müs-
se bereit sein, über Staatsangehörigkeit zu
sprechen, mahnte Steinmeier. Und seine
Fraktionskollegin Aydan Özoguz verwies
darauf, dass laut Statistischem Bundesamt
im vergangenen Jahr bei 53 Prozent der Ein-
bürgerungen Mehrstaatigkeit hingenom-
men worden sei. 
Für die Linksfraktion beklagte ihre Partei-
vorsitzende Gesine Lötzsch, dass in
Deutschland immer weniger Menschen ein-
gebürgert würden. SPD, Grüne und FDP
hätten 1999 ein Gesetz beschlossen, „das
sich in einem ganz wesentlichen Punkt zum
Einbürgerungsverhinderungsgesetz entwi-
ckelt hat“. Dies müsse korrigiert werden, for-
derte Lötzsch und verwies darauf, dass in
europäischen Ländern mit hoher Einbürge-
rungsquote Mehrstaatigkeit generell erlaubt
sei. Man müsse sich jetzt für die Menschen
entscheiden, die seit Jahren in Deutschland
leben. Lehne die Koalition die Oppositions-
Vorlagen ab, schaffe sie „neue Mauern zwi-
schen den Menschen“, verhindere die de-
mokratische Teilhabe von Millionen Men-
schen und befördere „Rassismus und Frem-
denfeindlichkeit“. Helmut Stoltenberg ❚

STAATSBÜRGERSCHAFT Die Opposition scheitert mit
Vorstößen für Erleichterungen bei der Einbürgerung 

Wieder Streit
um Doppelpass

In gewisser Weise passt dieser Richterspruch
ganz gut zum Motto der Europäischen Uni-
on: „In Vielfalt geeint“ lautet dieses, und zu-
mindest dem Europäischen Parlament (EP)
dürfte das Bundesverfassungsgericht mit
seiner vergangene Woche verkündeten Ent-
scheidung noch etwas mehr Vielfalt als bis-
her schon beschert haben: Die Karlsruher
Richter erklärten die bei der Europawahl
2009 geltende Fünf-Prozent-Hürde für ver-
fassungswidrig, wenn auch nicht den dama-
ligen Urnengang für ungültig (2 BvC 4/10,
2 BvC 6/10, 2 BvC 8/10). Damit dürften bei
künftigen EP-Wahlen mehr deutsche Partei-
en als bisher in das Parlament einziehen –
2009 wären es ohne die Sperrklausel sieben
zusätzliche Parteien aus Deutschland gewe-
sen. Derzeit sind im EP mehr als 160 Partei-
en vertreten. 
Nach der mit fünf zu drei Richterstimmen
ergangenen Entscheidung bewirkt die
Sperrklausel eine Ungleichgewichtung der
Wählerstimmen: Stimmen für kleinere Par-

teien, die an der Fünf-Prozent-Hürde schei-
tern, blieben „ohne Erfolg“. Zugleich werde
durch die Sperrklausel der Anspruch der
Parteien auf Chancengleichheit beeinträch-
tigt, heißt es in dem Urteil. Darin verweisen
die Richter darauf, dass die Fünf-Prozent-
Klausel bei Bundestagswahlen ihre Recht-
fertigung im Wesentlichen darin finde,
„dass die Bildung einer stabilen Mehrheit
für die Wahl einer handlungsfähigen Regie-
rung und deren fortlaufende Unterstützung
nötig ist und dieses Ziel durch eine Zersplit-
terung des Parlaments in viele kleine Grup-
pen gefährdet wird“. Das EP wähle dagegen
keine Unionsregierung, die auf seine fort-
laufende Unterstützung angewiesen wäre.

Debatte um Bundesregelung Der Vorsit-
zende des Wahlprüfungsausschusses des
Bundestages, Thomas Strobl (CDU), nann-
te es „wichtig, dass das Gericht ausdrücklich
eine Unterscheidung zwischen der Fünf-
Prozent-Hürde auf europäischer Ebene und

der entsprechenden Rege-
lung für den Bundestag
vorgenommen hat“. Und
Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) fand
„Schlussfolgerungen völlig
daneben, die nun für den
Deutschen Bundestag oder
für die Landtage ähnliche
Regelungen zum Gegen-
stand hätten“. Demgegen-
über kündigte Linksfrakti-
onschef Gregor Gysi eine
Prüfung entsprechender
juristischer Schritte an:
„Wir werden dann den ge-
hen, der am ehesten als zu-
lässig erscheint und mit
dem wir dann auch zum
Bundesverfassungsgericht
kommen“, sagte er. sto ❚

Ohne Hürde nach Europa 

Die Entscheidung zwischen den zwei Pässen ist nicht leicht: deutsche und türkische Jugendliche bei einem Fest in Berlin.
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Es war der FDP-Familienexpertin Miriam
Gruß sichtlich unangenehm, von SPD-Frak-
tionschef Frank-Walter Steinmeier an ihre
früheren Aussagen zum Betreuungsgeld er-
innert zu werden: Monatelang hatte sich die
FDP gegen die CSU-Forderung gesperrt, El-
tern, die ihre unter dreijährigen Kinder da-
heim betreuen statt in eine Kindertagesstät-
te zu bringen, dafür eine Prämie zu zahlen.
Gruß hatte noch im Oktober gesagt, ihre
Partei sei „absolut gegen diese Leistung“.
Nun hat die Koalition eben diese Leistung
beschlossen: 100 Euro soll
es ab 2013 monatlich für El-
tern geben, die ihre Kinder
im zweiten Lebensjahr da-
heim betreuen. Ab 2014 soll
der Betrag auf 150 Euro stei-
gen und bis zum dritten Ge-
burtstag gezahlt werden.
Entsprechend schwer fiel es
Gruß vergangenen Mitt-
woch in der Aktuellen Stun-
de des Bundestags, den Be-
schluss positiv darzustellen.
Die FDP-Bedenken seien
„bekannt“, sagte sie; es komme nun auf die
„konkrete Ausgestaltung“ des Betreuungs-
geldes und die „Vermeidung von Fehlanrei-
zen“ an.

»Überleben der CSU« Was solche Fehlan-
reize sein könnten, machte die Opposition
in der emotional geführten Debatte deut-
lich. Mit dem Betreuungsgeld setze
Schwarz-Gelb die Chancen der Kinder aufs
Spiel, „die der Betreuung in öffentlichen
Einrichtungen am dringendsten bedürfen“,
kritisierte Steinmeier. Man sei sich in den
Debatten um den 50. Jahrestag des Anwer-
beabkommens mit der Türkei einig gewe-
sen, dass bei der Integration der türkischen
Arbeiter vieles versäumt
worden sei – und dass es
heute vor allem darum gehe,
Kinder aus Migrantenfami-
lien mit ausreichenden
Sprachkenntnissen in die
Schulen zu bekommen.
Doch ohne frühkindliche
Bildung gehe dies nicht.
Grünen-Fraktionsvize Ekin
Deligöz kritisierte, beim Be-
treuungsgeld gehe es weni-
ger um die Zukunftschan-
cen von Kindern als um „das
Überleben der CSU“. Es sei der Union in ei-
ner Anhörung des Bundestags nicht gelun-
gen, einen einzigen Experten zu finden, der
das Betreuungsgeld verteidigt hätte. Sie sit-
ze einem „Trugbild konservativer Natur“
auf und manifestiere „längst überholte Rol-
lenbilder“. Das klassische Familienmodell
werde bereits durch das Ehegattensplitting,
die kostenlose Mitversicherung von Ehe-
partnern in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung und den Sockelbetrag für Haus-
frauen beim Elterngeld unterstützt. Sie er-
warte nun von Bundesfamilienministerin
Kristina Schröder (CDU) ein „überzeugen-

deres Auftreten“, wenn es um den Kita-Aus-
bau gehe. Bei diesem Ausbau sei das „Ping-
Pong“ zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen ein „Spielchen auf dem Rücken der
Kinder“, das beendet werden müsse. 
Für Die Linke sagte ihr Abgeordneter Ralph
Lenkert, eine zeitige und gute frühkindliche
Bildung, wie sie in Kindertagesstätten gebo-
ten werde, erhöhe das Bildungsniveau. Er
warf der Koalition vor, sie unterstelle Eltern,
die Familienleben mit Berufstätigkeit ver-
binden, ihre Kinder nicht zu erziehen.

Die Union betonte hinge-
gen, erst das Betreuungsgeld
ermögliche wirkliche Wahl-
freiheit. Sie finde die „ideo-
logische Debatte“ um die
Lebensentwürfe von Famili-
en „unerträglich“, sagte Res-
sortchefin Schröder. Das Be-
treuungsgeld als „Herdprä-
mie“ zu bezeichnen, sei ei-
ne „Unverschämtheit“.
Eltern verdienten unabhän-
gig vom gewählten Lebens-
modell Wertschätzung; das

Betreuungsgeld bringe „mehr Anerkennung
für die Erziehungsleistung“ derer, die ihre
Kinder zu Hause betreuten. Die gestaffelte
Einführung der Leistung trage ihrer Forde-
rung Rechnung, angesichts der Haushaltsla-
ge bei der Umsetzung realistisch zu bleiben;
die nun gewählte Form sei „finanzierbar
und praktikabel“. 

Nicht unter Generalverdacht Schröder
räumte ein, dass es Familien gebe, bei de-
nen eine frühe Förderung in Kindertages-
einrichtungen für die Entwicklung der Kin-
der besser wäre. Es wäre aber „anmaßend“,
Eltern unter Generalverdacht zu nehmen
und ihnen zu unterstellen, sie könnten ihre

Kinder nicht gut selbst för-
dern. Die CSU-Familienex-
pertin Dorothee Bär mahn-
te, junge Eltern dürften sich
nicht  für ihr Familienbild
rechtfertigen müssten. Die
Kritik  vor allem der SPD
rühre daher, dass diese
fürchte, „die Lufthoheit
über den Kinderbetten zu
verlieren“.
Auch wenn die Einführung
des Betreuungsgeldes von
der Koalition nun beschlos-

sen ist: Der Streit um seine Ausgestaltung
hat erst begonnen. Während Schröder im
Bundestag unterstrich, die Leistung solle
„auch Mütter unterstützen, die berufstätig
sind“, ging FDP-Generalsekretär Christian
Lindner in einem Interview davon aus,
„dass Teilzeitmütter oder teilzeitberufstäti-
ge Elternteile“ nicht einbezogen seien. Zu-
gleich forderte er, das Betreuungsgeld bei
Hartz-IV-Empfängern auf die staatlichen
Leistungen anzurechnen. Wirklich glück-
lich scheint nur die CSU. Parteichef Horst
Seehofer stellte fest: „Besser hätte es nicht
gehen können.“ Susanne Kailitz ❚

Von Familienmodellen 
und Fehlanreizen       
FAMILIE Das Betreuungsgeld sorgt für eine erregte Debatte  

»Sie 
manifestieren
Rollenbilder,

die längst 
überholt 

sind.« 
Ekin Deligöz (Grüne) 

»Wir stehen 
für die 
echte

Wahlfreiheit
bei der

Erziehung.«
Alexander Dobrindt (CSU)

WAHLRECHT Karlsruhe kippt Sperrklausel bei EP-Wahlen 

Plenarsaal des Europäischen Parlaments in Straßburg 
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Mehr Weihnachtsgeld für
Beamte und Richter 
Beamte und Richter des Bundes sowie Sol-
daten sollen ab 2012 wieder mehr Weih-
nachtsgeld erhalten. Nach einem Gesetzent-
wurf der Koalitionsfraktionen von CDU/CSU
und FDP (17/7631), der am Freitag vergan-
gener Woche erstmals auf der Tagesordnung
des Bundestagsplenums stand, soll die jähr-
liche Sonderzahlung ab 2012 wieder auf 60
Prozent der monatlichen Bezüge angehoben
werden. Sie war– ausgehend von den kom-
pletten Bezügen für einen Monat – seit
1994 in mehreren Schritten gesenkt worden
und belief sich in den Jahren 2004 und 2005
auf 60 Prozent eines Monatsbezugs, wie die
Koalitionsfraktionen erläutern. Dieser Be-
trag sei im Jahr 2006, befristet auf fünf Jah-
re, um die Hälfte reduziert worden. Diese im
Jahr 2010 verlängerte Kürzung soll nun zum
1. Januar 2012 auslaufen, so dass dann das
im Jahr 2004 geltende Niveau wieder er-
reicht würde. sto ❚

Keine visumfreie Einreise von
Türken für Kurzaufenthalt 
Die Grünen-Fraktion ist im Bundestag mit ei-
nem Vorstoß gescheitert, türkischen Staats-
angehörigen eine visumfreie Einreise für
Kurzaufenthalte zu ermöglichen. Mit den
Stimmen der schwarz-gelben Koalition lehn-
te das Parlament am vergangenen Donners-
tag einen Grünen-Antrag (17/3686) ab, die
Bundesregierung aufzufordern, sich inner-
halb der Europäischen Union für eine visum-
freie Einreise türkischer Staatsbürger einzu-
setzen. Bis dahin solle die Regierung die
deutschen Auslandsvertretungen und
Grenzbehörden „instruieren, dass türkische
Staatsangehörige, die in Deutschland die
Dienstleistungsfreiheit während eines Kurz-
aufenthalts in Anspruch nehmen wollen,
entsprechend den Vorgaben des Assoziati-
onsrechts EG-Türkei visumfrei in das Bun-
desgebiet einreisen können“, hieß es in der
Vorlage. sto ❚

Gesetz zu Europäischer
Bürgerinitiative vorgelegt 
Die Bundesregierung hat einen Gesetzent-
wurf zur Durchführung der EU-Verordnung
über die Europäische Bürgerinitiative
(17/7575) vorgelegt, die in der Europäischen
Union mit dem Vertrag von Lissabon neu
eingeführt worden ist. Mit dem Gesetzent-
wurf, mit dem sich das Bundestagsplenum
am Donnerstag vergangener Woche erst-
mals befasste, sollen die Zuständigkeiten,
Verfahren und Sanktionen festgelegt wer-
den, die der Verordnung zufolge auf natio-
naler Ebene zu bestimmen sind. So soll bei-
spielsweise das Bundesverwaltungsamt bei
einer Europäischen Bürgerinitiative unter
anderem für „das Ausstellen der Bescheini-
gung über die Zahl der gültigen Unterstüt-
zungsbekundungen“ in Deutschland zu-
ständig sein. sto ❚

KURZ NOTIERT

Opfer auf 
dem Schirm   
STREITKRÄFTE Angehörige der Bundes-
wehr und der ehemaligen Nationalen
Volksarmee (NVA) der DDR, die durch ihre
Arbeit an Radaranlagen gesundheitliche
Schäden davongetragen haben, werden
künftig über eine extra zu diesem Zweck
eingerichtete Stiftung oder einen Fonds ent-
schädigt. Das beschloss der Bundestag am
vergangenen Donnerstag, indem er einem
gemeinsamen Antrag von  Union, SPD, FDP
und Grünen (17/7354) zustimmte.
Darin wird gefordert, die Einrichtung einer
solchen Stiftung oder die Beteiligung an ei-
ner schon bestehenden Stiftung zu prüfen.
Auf diese Weise könne in besonderen Här-
tefällen auch außerhalb des geltenden Ver-
sorgungsrechts eine gewisse Unterstützung
möglich gemacht werden, heißt es in der
Vorlage. Ungeachtet rechtlicher Verpflich-
tungen sollen auch die Gerätehersteller an
einem solchen Fonds oder einer Stiftung be-
teiligt werden. Darüber hinaus verlangen
die Abgeordneten, die Entscheidungen der
2002 eingesetzten sogenannten Radarkom-
mission „eins zu eins“ umzusetzen. 
In der von großer Einigkeit geprägten De-
batte verwies der Parlamentarische Staatsse-
kretär im Verteidigungsministerium, Chris-
tian Schmidt (CSU), darauf, dass sich das
Soldatenhilfswerk der Bundeswehr grund-
sätzlich bereit erklärt habe, eine solche Stif-
tung unter seinem Dach einzurichten. Ul-
rich Meßmer (SPD) sagte, man habe eine
„klare Verbesserung der jetzigen Situation“
erreicht. Burkhardt Müller-Sönksen (FDP)
begrüßte, „dass wir keinen Unterschied zwi-
schen Bundeswehr und NVA machen“. Ha-
rald Koch (Die Linke) lobte die sachliche
Zusammenarbeit, bedauerte aber, dass sei-
ne Fraktion von dem Antrag ausgeschlossen
wurde. Agnes Malczak (Grüne) forderte ei-
ne zügige Umsetzung des Parlamentsbe-
schlusses. Auch Karin Strenz (CDU) mahn-
te angesichts des Alters vieler Betroffenen zu
schnellem Handeln. che ❚
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Mitglieder der afghanischen Nationalpolizei nehmen gemeinsam mit Bundeswehrsoldaten zwei mutmaßliche Talibankämpfer fest.
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SPD will Entwicklung 
in Subsahara-Afrika fördern
Die SPD-Fraktion möchte die Entwicklung in
Subsahara-Afrika durch die Stärkung der
Menschenrechte fördern. In einem Antrag
(17/7370), der am Donnerstag an die zu-
ständigen Ausschüsse überwiesen wurde,
fordert sie die Bundesregierung unter ande-
rem auf, vorrangig die menschenrechtlichen
Ziele ihres Afrika-Konzepts zu verfolgen und
auch bei der Umsetzung des Zweiten Akti-
onsplans der EU-Afrika-Strategie einen be-
sonderen Stellenwert auf die menschen-
rechtlich relevanten Bereiche zu legen. Zu-
dem soll die Regierung zur Erreichung der
Millenniumsentwicklungsziele beitragen
und die Ausgaben für Entwicklungszusam-
menarbeit bis 2015 auf 0,7 Prozent des
Bruttoinlandsproduktes erhöhen. tyh ❚

Kommunale Nachnutzung 
von Bundeswehrstandorten
Die im Zuge der Bundeswehrreform aufge-
gebenen Standorte der Bundeswehr sollen
nach dem Willen der Fraktion Die Linke kom-
munal genutzt werden. Die Fraktion fordert
die Bundesregierung in einem entsprechen-
den Antrag (17/7504) auf, einen Gesetzent-
wurf vorzulegen, dessen Ziel die sinnvolle,
wirtschaftliche und zivile Nachnutzung von
militärischen Standorten ist. Ein entspre-
chendes Konversionsprogramm solle einen
„fairen, dauerhaften Lastenausgleich, zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen“ ge-
währleisten. Hierzu sei es notwendig, den
Kommunen als erstes den Zugriff auf die Im-
mobilien und Grundstücke der geschlosse-
nen Standorte zu ermöglichen. Es müsse si-
cher gestellt werden, dass die „Realisierung
gesamtgesellschaftlicher Interessen“ bei
der Veräußerung der Liegenschaften im Vor-
dergrund stehe. amr ❚

Anerkennung Ilse Stöbes 
als  Widerstandskämpferin
Ilse Stöbe soll als Widerstandskämpferin ge-
gen den Nationalsozialismus anerkannt
werden. Dies fordert die Fraktion Die Linke
in einem Antrag (17/7488). Ihr Name soll im
Rahmen eines Festaktes auf der Ehrentafel
der Widerstandskämpfer im Auswärtigen
Amt (AA) veröffentlicht werden. Stöbe ar-
beitete in der Zeit des Nationalsozialismus
in der Informationsabteilung des Amtes. Die
Linke beruft sich auf eine vom AA in Auftrag
gegebene Studie, nach der es längst „über-
fällig“ sei, die Widerstandstätigkeit einer
Frau zu ehren, die „als eine der ganz weni-
gen Deutschen“ versucht hätte, die Sowjet-
union vor dem Überfall Hitler-Deutschlands
zu warnen. bob ❚

Rechtsstaatlichkeit 
in Russland 
„Rechtsstaatlichkeit in Russland“ lautet ei-
ne Große Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (17/7541). Derzeit werde
zwischen Russland und der Europäischen
Union über die genauen Inhalte und einen
Zeitrahmen für die angestrebte Modernisie-
rungspartnerschaft diskutiert. Die Partner-
schaft mit Russland sehe außerdem Rechts-
staatlichkeit als zentrales Element der Ko-
operation vor. Die Grünen fragen deshalb,
ob die Bundesregierung die Einschätzung
des russischen Präsidenten Dmitri Medwe-
dew teilt, „dass die Richterschaft in Russ-
land dermaßen korrupt ist, dass eine ,Selbst-
reinigung' nicht möglich ist“. bob ❚

KURZ NOTIERT

Deutschland soll weiter an der EU-geführ-
ten Mission „Althea“ zur Stabilisierung des
Friedensprozesses in Bosnien und Herzego-
wina teilnehmen. Die bislang bis 21. No-
vember 2011 laufende Mission soll um ein
weiteres Jahr verlängert werden. Dafür sol-
len maximal 800 Soldaten eingesetzt wer-
den, heißt es in einem Antrag der Bundes-
regierung (17/7577). Die Kosten betrügen
für den genannten Zeitraum insgesamt et-
wa 6,8 Millionen Euro.
Die Regierung schreibt unter anderem, sie
habe großes Interesse an der Stabilisierung
des Landes in seiner Entwicklung hin zu ei-
nem friedlichen und demokratischen
Rechtsstaat, der selbstständig die Freiheit
und Sicherheit seiner Bürger gewährleisten
kann und der den Weg in euro-atlantische
Strukturen aus eigener Kraft geht. Deshalb
unterstütze sie die politischen, militäri-
schen und zivilen Bemühungen der interna-
tionalen Gemeinschaft und der EU, einen
Beitrag zu leisten, staatliche Strukturen in
Bosnien-Herzegowina zu schaffen.

Grundsätzlich stabil Wie die Bundesregie-
rung weiter ausführt, ist die militärische Si-
cherheitslage im Moment „derzeit grund-
sätzlich stabil“. Es sei davon auszugehen,
dass der Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen in seiner nächsten Resolution zu Bos-

nien-Herzegowina, die noch für diesen Mo-
nat erwartet werde, die Bereitschaft der EU
begrüßen werde, das Land bei der Aufrecht-
erhaltung eines sicheren und geschützten
Umfelds im Land weiter zu unterstützten.
Unter Berücksichtigung der (sicherheits-)-
politischen Lageentwicklung strebe die
Bundesregierung die Weiterentwicklung
von „Althea“ in eine „nicht-exekutive Bera-
tungs- und Unterstützungsmission“ mit

insgesamt circa 200 Soldaten an. Diese sol-
len  dem Land beim weiteren Aufbau seines
Verteidigungsministeriums und seiner
Streitkräfte beraten.

Aus eigener Kraft Außenminister Guido
Westerwelle (FDP) bekräftigte, das Interesse
an einer Stabilisierung von Bosnien-Herze-
gowina bleibe „unverändert groß“. Man
müsse zusehen, dass das Land aus eigener
Kraft in der Lage sei, den Weg der EU-Inte-
gration erfolgreich zu beschreiten. Thomas
Kossendey (CDU), Parlamentarischer
Staatssekretär im Verteidigungsministeri-
um, sagte, das Land habe ein Stück des We-
ges noch vor sich. Man müsse auch im In-
teresse der Menschen vor Ort weiter politi-
schen Druck ausüben. Es fehle noch immer
an den notwendigen Reformen. Die SPD-
Abgeordnete Dietmar Nietan sagte, für die
Reformkräfte, die es in der jungen Genera-
tion gebe, sei es wichtig, dass das Land die
Beitrittsperspektive verlässlich erneuere.
Nicht nur die EU, sondern auch die Nach-
barn müssten sich stärker engagieren. Inge
Höger (Die Linke) wiederholte ihre Forde-
rung nach einem Abzug der Bundeswehr
aus Bosnien-Herzegowina. Und Katja Keul
(Grüne) fand, dass im Land vorherrschen-
den Konflikte nur auf politischen Wege ge-
löst werden können.                          bob ❚

Beitrittsperspektive für Balkan-Land
BOSNIEN UND HERZEGOWINA Bundeswehr-Mission soll um ein Jahr verlängert werden

Deutsche Soldaten in Bosnien-
Herzegowina

U
m 14.45 Uhr lief am ver-
gangenen Donnerstag-
nachmittag eine Eil-Mel-
dung über die Ticker: Fast
1.000 weniger Bundes-
wehrsoldaten in Afgha-

nistan bis Anfang 2013.  Während der Bun-
destag über einen Antrag der Fraktion Die
Linke diskutierte, alle Soldaten abzuziehen,
nahm hinter den Kulissen die Entwicklung
an Fahrt auf.
Anfang nächsten Jahres solle die Zahl von
derzeit 5.350 Soldaten in neuen Afghanis-
tan-Mandat auf 4.400 Soldaten sinken. Das
schlugen Außenminister Guido Westerwel-
le (FDP) und Verteidigungsminister Tho-
mas de Maizière (CDU) den Vorsitzenden
der fünf Bundestagsfraktionen vor.
Der Nato will die Kontrolle der Sicherheit
am Hindukusch bis 2014 an die afghani-
schen Kräfte übergeben. Bis dahin soll der
Abzug aller Kampftruppen abgeschlossen
sein. Deutsche Truppen sind seit zehn Jah-
ren Teil der ISAF (International Security As-
sistance Force).
Das Kabinett wird sich voraussichtlich im
Dezember mit dem neuen Mandat für den
Bundeswehr-Einsatz befassen. Im Januar
des nächsten Jahres ist dann mit der Abstim-
mung zu rechnen.

Greifbare Nähe Ernst-Reinhard Beck
(CDU) erklärte, die Hoffnung, dass die
deutschen Kampftruppen bis 2014 vollstän-
dig abziehen können, sei in greifbare Nähe
gerückt: „Unsere Soldaten haben erheblich
zum Aufbau der afghanischen Sicherheits-
kräfte und der damit verbundenen Verbes-

serung der Sicherheitslage vor Ort beigetra-
gen.“ Und sein Koalitionspartner Rainer
Stinner von der FDP-Fraktion fügte an, dass
die Bundesregierung  es ernst mit der Um-
setzung der Abzugsperspektive nehme.
SPD-Fraktionsvorsitzende Gernot Erler ver-
wies darauf, dass es die SPD gewesen sei, die
sich bereits im Vorfeld der letzten Mandats-
verlängerung für die Festschreibung der Re-
duzierung des deutschen Bundeswehrkon-
tingents ausgesprochen habe.  „Die Bundes-
regierung war damals nur zähneknirschend
bereit gewesen, diesen Schritt mitzugehen“,
sagte Erler.

Langfristiges Engagement Die Truppen-
reduzierung ist einschneidend. Gleichzeitig
übernehmen afghanische Sicherheitskräfte
mehr und mehr die hoheitlichen Aufgaben
im Land.  
Am 5. Dezember – zehn Jahre nach der Pe-
tersberger Konferenz von 2001 – kommt die
internationale Staatengemeinschaft erneut
in Bonn zusammen. Ziel ist es, gemeinsam
mit Afghanistan das langfristige Engage-
ment im Land zu konkretisieren und den
weiteren politischen Prozess unter Hamid
Karsai zu befördern.
Drei Themenbereiche werden die Konferenz
prägen: die zivilen Aspekte der Verantwor-
tungsübergabe an die afghanische Regie-
rung bis 2014; das langfristige Engagement
der internationalen Gemeinschaft in Afgha-
nistan nach diesem Jahr und der politische
Prozess, der zu einer dauerhaften Stabilisie-
rung des Landes führen soll. Insgesamt wer-
den etwa 90 Delegationen mit 1.000 Teil-
nehmer erwartet. Den Vorsitz führt Afgha-

nistan; Deutschland ist Gastgeber der Kon-
ferenz.
Die Fraktion Die Linke bekräftigte am Don-
nerstag ihre Forderung nach einem Abzug
der Bundeswehr aus Afghanistan. Jeder Tag,
an dem der Krieg fortdauere, koste Men-
schen Leben und Gesundheit und mindere

die Chancen auf Frieden. Die Ergebnisse des
Krieges machten es „überdeutlich“, dass der
Konflikt militärisch nicht zu lösen sei, heißt
es in dem Antrag der Linksfraktion
(17/7547). Die Strategie der Nato und da-
mit auch die der Bundeswehr in Afghanis-
tan sei gescheitert. Die Kosten des Bundes-

wehreinsatzes in den vergangenen zehn Jah-
ren seien mittlerweile dreifach so hoch an-
zusetzen wie sie von den Bundesregierun-
gen jeweils ausgewiesen wurden. 
Robert Hochbaum (CDU) verwies in der
Debatte auf die Konferenz Anfang Dezem-
ber in Bonn: Dort gelte es, die Weichen für

„ein sicheres und stabiles Afghanistan zu
stellen“.
Natürlich wüsste man, dass es in dem Land
am Hindukusch keine rein militärische Lö-
sung geben könne. „Darum ist die militäri-
sche Kompenente nur ein Teil des Konzep-
tes der vernetzten Sicherheit.“ Denn kein

Akteur könne Frieden und Sicherheit hier-
zulande allein gewährleisten, argumentierte
Hochbaum.
Der CDU-Parlamentsabgeordnete warnte
vor einem Rückfall: Man dürfe eine direkte
Gefährdung nicht wieder zulassen. Alle An-
strengungen würden dann als vergeblich
eingestuft.

Mit Taliban verhandeln Der SPD-Abge-
ordnete Johannes Pflug warf der Linksfrak-
tion vor, seit Beginn des Einsatzes der Bun-
deswehr in Afghanistan fast „gebetsmühlen-
artig“ zu wiederholen: „Bundeswehr raus
aus Afghanistan“. Damit würde man der ak-
tuellen Situation aber nicht gerecht. Trotz
der Erfolge bei der Ausbildung seien bei-
spielsweise die afghanischen Sicherheits-
kräfte ohne internationale Truppen noch
nicht in der Lage, die Sicherheit in Gesamt-
afghanistan zu gewährzuleisten. Pflug fügte
hinzu: „Wir wissen nicht, wann sie es sein
werden.“ Richtig sei, dass viele Dinge in Af-
ghanistan nicht zum Besten stünden. Aber
am schlimmsten für das Land wäre zweifel-
los ein unredlicher, überstürzter Abzug.
Der FDP-Abgeordnete Bijan Djir-Sarai wies
darauf hin, dass  die Konferenz in Bonn von
afghanischer Seite mit „strategischer Bedeu-
tung“ gesehen werde. Er zeigte sich über-
zeugt, dass die Zukunft Afghanistans „mas-
siv“ beeinflusst würde.  
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
sprach sich ihr Abgeordneter Hans-Christi-
an Ströbele dafür aus, Zeichen zu setzen.
Man müsse nach der Erklärung eines Waf-
fenstillstandes auf die Taliban zugehen und
mit ihnen verhandeln. Bernard Bode ❚

AFGHANISTAN Die Regierung will Bundeswehr-Engagement reduzieren – Die Linke fordert sofortiges Ende

Abzug – aber keine Abkehr

Der afghanistische Präsident Hamid Karsai
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EUROPA Für eine Änderung der EU-Verträge
hat sich Außenminister Guido Westerwelle
(FDP) am vergangenen Mittwoch im Europa-
Ausschuss des Bundestages ausgesprochen.
„Die Lage in Europa kann in ihrer Ernsthaftig-
keit sicher nicht unterschätzt werden“, sagte
Westerwelle. Es gehe um mehr als ein kurzfris-
tiges Krisenmanagement.
Im Oktober war in Medienberichten Westerwel-
les Überlegungen bekannt geworden, denen
zufolge er den Rettungsschirm EFSF zu einem
Europäischen Währungsfonds ausbauen wolle.
Es gelte nicht nur, „eine Brandmauer zu ziehen,
damit das, was in anderen Ländern stattfindet,
nicht zu uns überschwappt“. Wichtig sei es,
Europa weiterzuentwickeln. Er halte beispiels-
weise eine deutliche Stärkung der EU-Kommis-
sion für denkbar. „Das bedeutet aber auch, dass
wir uns mit der Idee auseinandersetzen müs-
sen, Hoheitsrechte abzugeben.“ Westerwelle
sprach sich im Europaausschuss dafür aus, ei-
nen Konvent einzuberufen, der Vertragsände-
rungen ausarbeiten soll. Darin sollen unter an-
derem Vertreter der nationalen Parlamente und
des EU-Parlaments sitzen. Er plädierte dafür, al-
le EU-Mitgliedstaaten einzubeziehen, nicht
ausschließlich die 17 Euro-Länder. Wenn der
Konvent „sachlich limitiert“ werde, könne er in
kurzer Zeit zu einem Ergebnis kommen.

Die Unionsfraktion sprach sich für eine Ver-
schärfung des Stabilitätspaktes aus. „Ich begrü-
ße es, dass Sie sich so deutlich für einen Kon-
vent ausgesprochen haben, bitte aber zu be-
achten, dass dieser Konvent auch noch was zu
entscheiden hat“, sagte ein Unions-Abgeord-
neter. Die FDP unterstützte Westerwelle aus-
drücklich: „Aus dem Kuschelkurs mit Defizit-
sündern werden wir nur herauskommen, wenn
wir hart durchgreifen.“ Nötig seien starke Insti-
tutionen, etwa eine starke EU-Kommission.
Die Oppositionsfraktionen kritisierten die Infor-
mationspolitik des Auswärtigen Amtes. Von
Westerwelles Vorschlägen hätten sie zuerst in
den Medien erfahren. „Ich bin das langsam mü-
de, dass wir das immer wieder betonen müs-
sen“, sagte ein SPD-Abgeordneter mit Blick auf
die Beteiligung des Bundestages an EU-Ent-
scheidungen. Grundsätzlich begrüßten die So-
zialdemokraten das Papier. Das Mandat des
Konventes sollte noch besprochen werden, ei-
ne stärkere Beteiligung der Parlamente sei not-
wendig. Die Linksfraktion warb dafür, die „So-
zialstaatlichkeit nicht außer acht zu lassen“.Al-
lein auf den Stabilitätspakt zu setzen, sei falsch.
Die Grünen sprachen sich für einen ausgedehn-
ten Konvent mit Beteiligung der Zivilgesell-
schaft aus: „Trauen sie sich doch, einen zwei-
stufigen Konvent zu machen.“ ske ❚

Westerwelle will EU-Konvent

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN Veto zur
Streumunition  
AUSWÄRTIGES Gegen eine Aufweichung
des Verbots von Streumunition setzen sich
die Oppositionsfraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen (17/7637) sowie Die
Linke (17/7635) in zwei Anträgen ein. So-
zialdemokraten und Grüne fordern, dass
die Bundesregierung ein Veto gegen den ak-
tuellen Protokollentwurf des UN-Waffen-
übereinkommens zu Streumunition ein-
legt. Sie müsse sich jedem Abkommen zu
Streumunition entgegenstellen, welches ei-
nen Rückschritt gegenüber der erreichten
Konvention darstellt. Hintergrund ist nach
Angaben der Antragssteller, dass die Mehr-
zahl der Hersteller- und Besitzerstaaten, da-
runter die USA, China und Russland, nicht
zu den Vertragsstaaten gehören. Einige da-
von setzten sich für neue Standards ein, wel-
che das erreichte Abkommen für ein Verbot
von Streumunition unterliefen. Diese Be-
mühungen konzentrierten sich auf ein an-
deres Waffenübereinkommen, das nur ein
umfassendes Verbot von Streumunition ga-
rantiere, die vor 1980 produziert wurde.
Gegen völkerrechtliche Instrumente, die
dem Abkommen gegen Streumunition wi-
dersprechen, spricht sich auch die Links-
fraktion aus. Streumunition sei eine Waf-
fenkategorie, die nach einem Konflikt noch
jahrelang Tod, Verstümmelungen und Ar-
mut der Bevölkerung verursacht. bob ❚
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Beim Gorleben-Untersuchungsausschuss
gelangten die geladenen Zeugen und Sach-
verständigen erneut zu unterschiedlichen
Auffassungen über das Erkundungspro-
gramm des umstrittenen Zwischenlagers.
Im Detail diskutiert wurde dort am vergan-
genen Donnerstag der sogenannte Rahmen-
betriebsplan für die Erkundung des 
Gorlebener Salzstocks. Auf der einen Seite
wurde dazu Henning Rösel, ehemaliger Vi-
zepräsident des Bundesamts für Strahlen-
schutz (BfS) als Zeuge gehört – auf der an-
deren Seite Detlef Apel, selbstständiger Be-
rater und Gutachter. 
„Das Konzept von 1982 hat sich nicht geän-
dert, bis heute“, sagte Rösel. Änderungen
habe es indes beim Vorgehen gegeben. „Wir
sind im zu erkundenden Gelände gen
Nordost gegangen. Nach Südwest konnten
wir nicht, da die Besitzer der Salzrechte uns
dies verwehrten.“ Zwar seien Enteignungen

diskutiert worden, „wir sind aber  im Ergeb-
nis zur Überzeugung gekommen, dass Ent-
eignungen nicht möglich sind“, erklärte Rö-
sel vor den Abgeordne-
ten.„Dafür musste erst
einmal gen Nordost er-
kundet werden.“ Man ha-
be den parallelen Ansatz
nicht mehr verfolgt,
Nordost und Südwest zu-
gleich zu erkunden. „Die
Entscheidung sollte nach
der Erkundung des Nord-
ostflügels fallen, ob und
wie weit nach Südwesten
gegangen werden soll“,
erklärte Rösel. 
Der Einschätzung Rösels
widersprach der Geologe
Detlef Appel. „Bei Gorle-
ben habe ich meine Zwei-

fel“, sagte der 68-Jährige.  Fehlende Salz-
rechte bildeten kein Argument für eine Re-
duzierung des Erkundungsprogramms.

„Das kann doch nur dann hinnehmbar
sein, wenn es keine andere Option gibt.
Aber vor der Situation stehen wir nicht.“ 
Appel forderte, eine Erkundung müsse the-
matisch und räumlich umfassend angelegt
sein. „Ohne genaues Nachgucken kann
man in Gorleben keine umfassende Sicher-
heit gewinnen.“ So blieben bei Gorleben
noch Fragen offen. Wegen der Gasfunde
müsse etwa geklärt werden, ob es Wander-
möglichkeiten von Kohlenwasserstoffen ge-
be. „Auch muss Klarheit herrschen, wo Ge-
fahrenbereiche durch Gesteinskörper wie
das brüchige Anhydrit liegen.“
Der Gorleben-Untersuchungsausschuss
geht der Frage nach, ob es bei der Entschei-
dung der Bundesregierung, sich bei der Su-
che nach einem Endlager für Atommüll auf
den Standort Gorleben zu beschränken, zu
politischen Einflussnahmen oder Manipu-
lationen gekommen ist. Jan Rübel ❚

Nordost vor Südwest
GORLEBEN II Kontroverse über früheres Erkundungsprogramm im umstrittenen Zwischenlager

KLIMA In Durban ringt die
Weltgemeinschaft in zwei Wochen um
ein neues Abkommen für die nächsten
Jahre. Doch für viele Menschen sind
die Folgen des Klimawandels bereits
jetzt bittere Realität geworden 

Zeugender
Anklage

Die Erkundung der Grenzen von Gorleben ist umstritten.

Kampf ums Klima: drei Frauen aus Nigeria, Südafrika und Papua-Neuguinea 

W
er in Papua-Neugui-
nea lebt, bleibt zu-
meist ein Leben lang
an einem Ort. Nicht
so Gokly Kalium aus
der Provinz Madang.

Zweimal hat der 50-jährige Fischer seine we-
nigen Habseligkeiten zusammenraffen
müssen, um vor dem Wasser zu fliehen.
Neun große, außergewöhnliche Überflu-
tungen hat er schon überstanden, sein Haus
auf Stelzen zweimal komplett neu aufbau-
en müssen. „Und das Meer schließt sein
Haus jetzt fasst schon wieder ein“, erzählt
Serafina Gigira Aupong ihre Geschichte aus
ihrer Heimat Papua-Neuguinea. Einem
Land, das knapp über dem Meeresspiegel
liegt und durch den Anstieg der Meere auf-
grund der globalen Erwärmung besonders
bedroht ist. 
Zusammen mit Hauwa Umar-Mustapha aus
Nigeria und Zukiswa Millicent Nomwa aus
Südafrika ist sie auf Einladung der Organi-
sation Oxfam aus ihrer Heimat in den son-
nigen deutschen Herbst gekommen – in ein
Land, in dem die Menschen die Folgen des
Klimawandels noch nicht selbst spüren.
Den Abgeordneten des Umweltausschusses
des Bundestages berichten die drei Frauen,
wie die globale Erwärmung für sie bereits
Realität ist. „Durch Trockenheit, Bodenero-
sion und Überschwemmungen können wir
immer weniger Nahrungsmittel produzie-
ren“, sagt Hauwa Umar-Mustapha. Sie
schätzt, dass in ihrem Land Nigeria bereits
40 Prozent weniger Nahrungsmittel geern-
tet werden. 
Zwar stammen diese Frauen aus ganz unter-
schiedlichen Teilen der Erde, ihre Erfahrun-
gen ähneln sich aber sehr. „Es sind vor al-

lem die Frauen, die unter dem Klimawandel
leiden, denn sie finden kein Brennholz und
kein sauberes Wasser mehr“, erzählt Zukis-
wa Millicent Nomwa aus Südafrika. Sie weiß
von ihrer Arbeit als Mitarbeiterin einer Um-
weltgruppe am Rande von Kapstadt, dass
unter dem Klimawandel nicht nur die länd-
liche Bevölkerung, sondern auch arme Städ-
ter leiden. Gegen die Dürre, die Über-
schwemmungen und die Stürme können
die Frauen nichts tun. Trotzdem wollen sie
in ihren Ländern anderen Menschen helfen,
mit den Auswirkungen der Erderwärmung
besser umzugehen. Das ist nicht immer ein-
fach, sagt Hauwa Mustapha, denn „die Frau-
en müssen den Klimawandel erst einmal
selbst verstehen“. 

Zwei Welten Verstehen müssen die Abge-
ordneten den Klimawandel nicht mehr: Sie
haben unzählige Berichte gelesen, mit Ex-
perten gesprochen und Konferenzen be-
sucht. „Aber es ist wichtig für die Debatte,
dass sie uns erzählen, wie die Realität aus-
sieht“, sagt Frank Schwabe (SPD). 
Am nächsten Tag steht er vor dem Redner-
pult des Plenums. Auf der Tagesordnung
steht zwei Wochen vor Beginn der Klima-
konferenz von Durban (Südafrika) das The-
ma internationale Klimapolitik. Die SPD
hat eine Große Anfrage (17/4705) zum The-
ma gestellt. Schwabe liefert zunächst nüch-
terne Zahlen: „Wir hatten 2010 das wärms-
te Jahr seit Messung der Temperatur“, sagt er
– und den höchsten Anstieg der Treibhaus-
gase. Zwar sieht auch er Fortschritte in der
Klimapolitik, aber diese seien nicht ausrei-
chend. „Wir brauchen wieder eine Füh-
rungsrolle“, fordert er. Andreas Jung (CDU)
sieht hingegen viele Beweise, dass Deutsch-

land diese Rolle weiterhin „kraftvoll“ wahr-
nehme. So zeige gerade der Atomausstieg,
dass dabei die Klimaziele „nicht in Frage ge-
stellt worden seien“. Gleichzeitig warnt er,
dass finanzielle Zusagen bei internationa-
len Verhandlungen wahrgenommen wer-
den müssten. „Daran misst sich unsere
Glaubwürdigkeit.“
Das Gespräch mit den Klimazeuginnen hat
wahrscheinlich auch Michael Kauch (FDP)
wieder darin bestärkt, dass bei den Klima-
verhandlungen gerade die Kooperation mit
den Schwellen- und Entwicklungsländern
weiter vorangebracht werden muss. Auf den
Klimakonferenzen müsse daher „ein Bün-
del von Interessen“, sowohl außenpoliti-
scher, als auch entwicklungspolitischer The-

men gemeinsam verhandelt werden, betont
Kauch. Was den Ausgang der Verhandlun-
gen in Durban angeht, ist die Vorsitzende
des Umweltausschusses Eva Bulling-Schrö-
ter aber wenig optimistisch: „Es wird ausge-
hen wie das Hornberger Schießen“, fürchtet
die Abgeordnete der Linken. Doch sie weiß,
es gibt keine Alternative: „Globale Proble-
me müssen auch global geklärt werden“,
sagt sie. In Deutschland, fürchtet sie hinge-
gen, würden „wichtige Weichen für die Zu-
kunft schlicht falsch gestellt“. 

Dröhnende Ratlosigkeit Der grüne Abge-
ordnete Hermann Ott findet, die Antwort
der Bundesregierung (17/6861) zum Thema
Klimapolitik offenbare „dröhnende Ratlo-
sigkeit“.  Wie seine Kollegen weiß auch er,
dass es keine einfachen Antworten gibt. In
Zukunft möchte er „Initiativen von unten“
stärken wie beispielsweise amerikanische
Städte und Gemeinden, die beim Klima-
schutz schneller vorangehen wollen als die
Regierung in Washington. 
Auch die Frauen aus Nigeria, Südafrika und
Papua Neuguinea hoffen auf Hilfe aus
Deutschland: „Deutschland ist einfluss-
reich. Sie können etwas ausrichten“, sagt
Zukiswa Millicent Momwa. Sie wünscht
sich von Durban vor allem, dass konkrete
Hilfen nicht wie in den vergangenen Jahren
auf die nächste Konferenz verschoben wer-
den. Es müsse jetzt gehandelt werden, denn
„das ist so, als wenn man Schmutz unters
Bett kehrt. Irgendwann stößt man immer
wieder darauf“.  Annette Sach ❚

Mehr zum Thema unter: unter www.ippc.ch und 
www.oxfam.de

>KOMPAKT

> UN-Klimakonferenz In Durban (Südafri-
ka) treffen sich vom 28. November bis 
9. Dezember 2011 die Unterzeichner der
UN-Klimarahmenkonvention und des Kyo-
to-Protokolls.

> Ziel des Treffens in Durban ist es, ein Nach-
folgeabkommen für das 2012 auslaufende
Kyoto-Protokoll zu beschließen – das der-
zeit einzige rechtsverbindliche internatio-
nale Klimaschutzabkommen.

> Emissionsziele Die Bundesregierung hat
im Herbst 2010 beschlossen, die deut-
schen Treibhausgasemissionen bis 2020
um 40 Prozent und bis 2050 im Vergleich
zu 1990 um 80 bis 95 Prozent zu senken.

Der geplante Castor-Transport ins Zwi-
schenlager Gorleben findet statt. Die Regie-
rungskoaliton lehnte am vergangenen Don-
nerstag einen Antrag von Bündnis 90/Die
Grünen (17/7677) und einen Antrag der
Linken (17/7634) ab. Beide hatten gefor-
dert, den Transport abzusagen, weil der
Strahlenwert von 0,3 Millisievert pro Jahr
überschritten werden könnte. 
Vorausgegangen war ein Streit um unter-
schiedliche Messwerte, die von verschiede-
nen Einrichtungen am Zaun des Zwischen-
lagers gemacht worden waren. Maria
Flachsbarth (CDU) erklärte, es habe zusätz-
liche Messungen gegeben. Alle diese Über-
prüfungen hätten ergeben, dass eine Über-
schreitung des Grenzwertes „auch bei der
Einlagerung der Castoren aus La Hague
wohl nicht zu erwarten ist“, sagte die Vorsit-
zende des Gorleben-Untersuchungsaus-
schusses. „Es ist eben nicht unbestritten,

dass diese Messungen stimmen“, konterte
daraufhin Kirsten Lühmann (SPD). Es gebe
Messungen, die zeigten, wenn zusätzliche
Castor-Behälter eingelagert würden, „dann
droht diese Zahl überschritten zu werden“.
Angelika Brunkhorst (FDP) hob hervor,
dass man bei der Rücknahme der Brennele-
mente in der Verantwortung stehe: „Wir
sind zur Rücknahme des deutschen Atom-
mülls rechtlich, aber vor allen Dingen auch
moralisch verpflichtet“, sagte sie.  
Für Dorothée Menzner (Die Linke) ist die
Tatsache, dass bei einer Belegung mit 102
der 420 geplanten Stellplätze für die Behäl-
ter die Einhaltung von Grenzwerten fraglich
ist, fahrlässig. 
Für die Grünen erklärte Sylvia Kotting-Uhl:
Wer sich mit der Geschichte von Gorleben
befasse, treffe auf das Prinzip: „Was nicht
passend ist, wird passend gemacht. Oder es
werde, solange gemessen, bis es passt.“ as ❚

Kein Castor-Verbot
GORLEBEN I Antrag wurde abgelehnt

VERBRAUCHERSCHUTZ I Holz ist einer der
wichtigsten, aber langsam nachwachsenden
Rohstoffe. Forstwirte planen daher oft nur in
Dekaden.Auch der Bundestag blickte in der De-
batte um die Waldstrategie 2020 (17/7292) der
Bundesregierung am vergangenen Freitag weit
in die Zukunft. „Der Wald ist ein Wirtschaftsfak-
tor im ländlichen Raum“, sagte Cajus Caesar
(CDU). Die Waldstrategie werde die Bedingun-
gen der naturnahen Bewirtschaftung weiter
verbessern und eine Chance für mehr Lebens-
qualität auf dem Land bedeuten. Über eine Mil-
lion Arbeitsplätze seien von der Holzwirtschaft
abhängig. Im Sinne der nachhaltigen Nutzung
wolle die Regierung die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit, die ökologische Verantwortung
und die soziale Gerechtigkeit gleichgewichtig
verbinden.
Ein Vorhaben, das Petra Crone (SPD) deutlich
kritisierte: „Wälder dürfen nicht auf ihren Bei-
trag zum Bruttosozialprodukt reduziert wer-
den.“ Schutz und Nutzung müssten in einem
ganzheitlichen Konzept aufgehen. Die Sozialde-
mokratin vermisste konkrete Vorschläge und Fi-
nanzierungskonzepte. Auch die Vorbereitung
der Waldbestände auf den Klimawandel kom-
me zu kurz. Vorwürfe, die Christel Happach-Ka-
san (FDP) nicht stehen lassen wollte: „Die

Waldstrategie wird den Anliegen der Ökologie,
Ökonomie und sozialen Verträglichkeit ge-
recht.“ Gegen die Kritik ihrer Vorrednerin ver-
wies die Liberale darauf, dass viele Kompeten-
zen bei den Ländern lägen und eine Strategie
des Bundes nicht alles vorschreiben dürfe.
Kirsten Tackmann (Die Linke) bezeichnete die
vorgelegte Unterrichtung als zu harmlos: „An-
gesichts der sozialen und ökologischen Heraus-
forderung ist die Strategie sehr wortkarg.“ Sie
forderte die Stärkung der Forstwissenschaft,
den Erhalt öffentlichen Waldeigentums und die
Förderung öffentlicher Forstbetriebe.
Cornelia Behm (Bündnis 90/Die Grüne) ging mit
der Waldstrategie ebenfalls hart ins Gericht:
„Das Papier verdient den Namen Strategie
nicht.“ Konkrete Maßnahmen und Instrumente
zur Verbesserung bleibe die Waldstrategie
schuldig. „Es bleibt auch offen, wie bis 2020 die
naturnahe Waldbewirtschaftung erreicht wer-
den soll.“ Kritisch sah sie den sich abzeichnen-
den Ausbau der Holzenergiewirtschaft. „Der
Rohstoff Holz wird verfeuert“, kritisierte Behm.
Die sich daraus im Jahr 2020 auftuende Holzlü-
cke von rund 30 Millionen Festmeter würde die
Substanz der Wälder bedrohen. Die Unterrich-
tung wurde vom Plenum an die Ausschüsse
überwiesen. eis ❚

Neue Strategie für den Wald

VERBRAUCHERSCHUTZ II Konventionelle
Landwirtschaft ist auf Pflanzenschutzmittel an-
gewiesen. Das machte Alois Gerig (CDU) ver-
gangenen Donnerstag in der Debatte zur No-
vellierung des Pflanzenschutzrechts (17/7317,
17/7369, 17/7671) deutlich, mit der europäi-
sche Bestimmungen in deutsches Recht umge-
setzt wurden: „Pflanzenschutzmittel tragen
wesentlich zu höheren Erträgen und zur Siche-
rung der Ernährung der Bevölkerung bei.“ Doch
hinsichtlich ihres Gebrauchs herrsche in den
EU-Mitgliedsländern bisher Kleinstaaterei. „Mit
dem Gesetz wird ein Beitrag zur Harmonisie-
rung der Zulassung und Anwendung von Pflan-
zenschutzmitteln geleistet“, sagte Gerig.
Harald Ebner (Bündnis 90/Die Grünen) forderte
indes, die Abhängigkeit vom „Pestizideinsatz“
zu verringern. „Es geht nicht um harmlose Sub-
stanzen“, sagte er. „Ein modernes Pflanzen-
schutzgesetz muss den Einsatz von Pflanzen-
schutzmitteln reduzieren.“ Doch diesem Ziel
werde der Regierungsentwurf nicht gerecht.
Christel Happach-Kasan (FDP) stellte hingegen
fest, dass bisher veröffentlichte Lebensmittel-
warnungen der EU nicht Kontaminationen
durch Pflanzenschutzmittel beanstandet hät-
ten, sondern durch Bakterien. „Die Ehec-Krise

hat uns vor Augen geführt, welche Gefährdung
von Bakterien ausgeht.“ Deshalb sei festzustel-
len, dass in der Landwirtschaft mit Pflanzen-
schutzmitteln bisher verantwortlich umgegan-
gen worden sei. „Natürlich wollen wir eine Mi-
nimierung des Einsatzes von Pflanzenschutz-
mitteln, weil wir die Natur schonen wollen",
sagte sie.
Doch laut Alexander Süßmair (Die Linke) verfeh-
le der Regierungsentwurf dieses Ziel: „Nicht je-
des Mittel, das für den Acker zugelassen ist,
kann für den Schrebergarten zugelassen wer-
den.“ Das Gesetz ermögliche jedoch die An-
wendung von Mitteln mit hohem Risiko auch
ohne Sachkundenachweis in Gärten. „Das hät-
ten sie regeln müssen", sagte Süßmair in Rich-
tung der Koalitionsfraktionen. Gustav Herzog
(SPD) kritisierte, dass die Regierung sich zu viel
Zeit gelassen habe, begrüßte aber, dass die EU-
Vorgaben eins zu eins übernommen worden
seien. Bei der Abstimmung der Novelle enthielt
sich die SPD. Die Fraktionen Die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen lehnten den Entwurf ab.
Ein Änderungsantrag von Bündnis 90/Die Grü-
nen (17/7680) für einen Mindestabstand beim
Einsatz von Pflanzenschutzmittel zu Gewässern
wurde abgelehnt. eis ❚

Novelle des Pflanzenschutzrechts 

UMWELT Die Nachhaltigkeit stellt die Politik
vor ein Dilemma: Auf der einen Seite erwarten
die Bürger schnelle Ergebnisse, auf der anderen
Seite sind sie oft nicht bereit, den Weg einer lan-
gen Perspektive zu gehen. Auf diese Formel
brachte Daniela Ludwig (CSU) am vergangenen
Donnerstag die schwierige Gradwanderung der
Politik in der Debatte um eine Europäische
Nachhaltigkeitsstrategie. Es sei Aufgabe des
Parlamentarischen Beirats für Nachhaltigkeit,
dem entgegenzuwirken und die Aufmerksam-
keit darauf zu lenken, „wie Politik, Gesetzesent-
würfe und Verordnungen nachhaltiger werden
können“, sagte sie.
Für die SPD kritisierte Ingrid Arndt-Brauer, dass
die Nachhaltigkeitsprüfung von Gesetzen durch
den parlamentarischen Beirat aber oftmals sehr
formal sei. „Wir würden gerne auch inhaltlich
prüfen“, erklärte sie.
Die FDP wandte sich in der Debatte gegen die
Pläne der EU-Kommission, die EU-Nachhaltig-
keitsstrategie, die 2001 als Ergänzung der Lis-
sabon-Strategie verabschiedet worden war, in
der Strategie „Europa 2020“ aufgehen zu las-
sen. „Das ist eine abwegige Haltung der Euro-
päischen Kommission, die der Deutsche Bun-
destag so nicht teilt“, sagte Michael Kauch für

seine Fraktion. Dieser Meinung schlossen sich –
bei Enthaltung der Linken – auch die anderen
Fraktionen in einem gemeinsamen Entschlie-
ßungsantrag (17(16)466) an. Grundlage des
Antrags war die Unterrichtung durch den Parla-
mentarischen Beirat (17/7668), in dem das Gre-
mium gefordert hatte, die EU-Nachhaltigkeits-
strategie stärker in den Europäischen Institutio-
nen zu verankern. In dem Entschließungsantrag
fordern die Abgeordneten die Bundesregierung
daher auf, beim Europäischen Rat in Brüssel da-
rauf zu drängen, die ambitionierte Strategie
weiterzuentwickeln. Dies solle mit einem kon-
kreten Arbeitsauftrag an die Europäische Kom-
mission verbunden werden.
Ralph Lenkert von der Fraktion Die Linke be-
zweifelte, dass die Regierung es mit der Nach-
haltigkeit ernst meine, da sie „die Nachhaltig-
keitsidee als Deckmantel ihrer Lobbypolitik
missbraucht“. Die Arbeit des Parlamentarischen
Beirates sei „derzeit eher ein Alibi“. Die Grünen
zeigten sich hingegen zufrieden, dass sich die
Prüfung der Nachhaltigkeit etabliert habe. Für
echte Nachhaltigkeit, sagte Valerie Wilms, dür-
fe man sich aber nicht im „Vierjahresrhythmus
treiben lassen, sondern wir müssen hier etwas
Längerfristiges entwickeln“. as ❚

Politische Zwickmühle

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN
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Die Bundesregierung soll sich auf EU-Ebe-
ne für eine nachhaltige und bezahlbare Mo-
bilität einsetzen. Dies hat der Bundestag am
Donnerstag nach einstündiger Debatte be-
schlossen. Das Plenum nahm dabei auf Be-
schlussempfehlung des Verkehrsausschus-
ses (17/7679) einen Antrag der Koalitions-
fraktionen CDU/CSU und FDP (17/7464)
mit dem Titel „Weißbuch Verkehr – Auf
dem Weg zu einer nachhaltigen und bezahl-
baren Mobilität“ mit den Stimmen der Ko-
alition gegen die Opposition an. 

Für Subsidiarität In dem Antrag fordern
die Abgeordneten die Regierung zudem auf,
sich für die Einhaltung des Subsidiaritäts-
prinzips einzusetzen. Dies gelte besonders
für Maßnahmen, die den nicht grenzüber-
schreitenden oder städtischen Verkehr be-
treffen würden. Auch solle die Zuständig-
keit für die Verkehrsinfrastrukturplanung in
Zukunft allein bei den Mitgliedstaaten ver-
bleiben. Zudem fordern sie von der Regie-
rung unter anderem, sich für den Logistik-
standort Deutschland und seine Arbeits-
plätze einzusetzen und dabei die Bedürfnis-
se der global wachstumsorientierten
Mobilitätsplanung zu berücksichtigen. 
Keine Mehrheit fand der Antrag der SPD-
Fraktion (17/7177) mit der Forderung, das
Weißbuch zu einer Neuausrichtung der in-
tegrierten Verkehrspolitik in Deutschland
und in der Europäischen Union zu nutzen.
Deshalb sollte sich die Regierung „aktiv und
gestaltend“ in die Diskussion einbringen
und die „fortschrittlichen und klaren Ziel-
formulierungen“ darin unterstützen. Weiter

sollte sie sich auf europäischer Ebene dafür
einsetzen, dass die Förderung der Wettbe-
werbsfähigkeit des europäischen Verkehrs-
raums mit konkreten Maßnahmen unter-
legt wird.
Wie die SPD blieben auch die  Grünen mit
ihrem Antrag (17/5906), in dem eine
Trendwende in der Verkehrspolitik gefor-
dert wurde, erfolglos. Die Wende sei not-
wendig, um die langfristigen Klimaschutz-
ziele der EU zu erreichen. Weiter soll die Re-
gierung bei den Beratungen des Weißbuchs
im EU-Verkehrsministerrat darauf dringen,
dass für das Jahr 2020 ein CO2-Minde-
rungsziel von mindestens 25 Prozent, für
2030 von mindestens 40 Prozent, für 2040

von mindestens 55 Prozent und für 2050
von mindestens 70 Prozent gegenüber 1990
EU-weit beschlossen wird. 
Veronika Bellmann (CDU/CSU) betonte in
der Debatte, dass Europa eine einheitliche
Verkehrspolitik brauche. Dabei müsse Öko-
nomie und Ökologie „mit Augenmaß“ ver-
bunden sein. Auch müsse die Mobilität be-
zahlbar bleiben. Das Weißbuch habe dafür
viele gute Ansätze, müsse aber noch „nach-
justiert werden“. So werde in einigen Berei-
chen massiv in die Souveränität der Kom-
munen eingegriffen. Dem stimmte Oliver
Luksic (FDP) zu.  Brüssel soll sich aus der
regionalen und lokalen Verkehrsplanung
heraushalten. 
Martin Burkert (SPD) hielt es für richtig,
dass die EU einen Plan für die kommenden
40 Jahre vorlege. Viele wichtiger sei jedoch,
dass jetzt festgelegt werde, was konkret zu
tun sei. Da habe die Koalition die Weichen
falsch gestellt, indem sie ausschließlich auf
Asphalt setze und nicht auf die Schiene.
Ähnlich argumentierte Herbert Behrens
(Die Linke). „Wir müssen heute so handeln,
dass unsere Kinder noch die Luft zum At-
men haben“, betonte er. Entscheidend sei
die Verkehrsvermeidung. Davon sei weder
im Weißbuch noch im Koalitionsantrag et-
was zu finden. Der Vorsitzende des Ver-
kehrsausschusses, Anton Hofreiter (Bünd-
nis 90/Die Grünen), wies auf die Abhängig-
keit des derzeitigen Verkehrs vom Rohöl
hin.  Die Infrastruktur müsse jetzt auf weni-
ger CO2-Verbrauch umgestellt werden.
„Deshalb sind wir für die Verkehrsverlage-
rung auf die Schiene.“ mik ❚

Mobilität soll bezahlbar bleiben
VERKEHR II Koalitionsfraktionen wollen EU-Weißbuch nachjustieren 

Umweltzonen sind erst der Anfang.
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E
igentlich liest sich die Statistik
vielversprechend: Die Zahl der
Todesopfer im Straßenverkehr
sank im vergangenen Jahr mit
3648 auf den niedrigsten
Stand seit Einführung der amt-

lichen Straßenverkehrsunfallstatistik – und
das vor dem Hintergrund, dass der Bestand
und die Fahrleistung von Kraftfahrzeugen in
den vergangenen vierzig Jahren um fast das
dreifache zugenommen hat. 
Einen „beeindruckenden Erfolg“ nannte
dies Professor Andre Seeck von der Bundes-
anstalt für Straßenwesen am vergangenen
Mittwoch in der öffentlichen Anhörung des
Verkehrsausschusses, bei der es um drei An-
träge (Koalition: 17/5530, SPD: 17/5772,
Bündnis 90/Die Grünen: 17/7466) zur Ver-
kehrssicherheit ging. 

Gesellschaftliches Anliegen Dennoch
bleibt die Verkehrssicherheitsarbeit für
Seeck ein zentrales und unverzichtbares ge-
sellschaftliches Anliegen. Denn: Neben täg-
lich durchschnittlich zehn Toten gibt es auf
deutschen Straßen jährlich 62.000 Schwer-
verletzte. Die gesellschaftlichen Kosten be-
zifferte Walter Eichendorf vom Deutschen
Verkehrssicherheitsrat auf 31 Milliarden
Euro pro Jahr.
Die hauptsächlichen Unfallursachen sind
eindeutig: Nicht angepasste Geschwindig-
keit, Alkohol (18.000 Verletzte pro Jahr), Ri-
sikogruppe Junge Fahrer, Landstraßen (60
Prozent der tödlichen Verkehrsunfälle) und
Zweiradfahrer. 

Was kann getan werden, um die Situation
zu verbessern? Für Professor Gerd-Axel Ah-
rens (TU Dresden), Mitglied im wissen-
schaftlichen Beirat beim Bundesverkehrs-
minister, ist eine Halbierung der Zahl der
durch Straßenverkehrsunfälle getöteten
Menschen bis 2020 erreichbar. Dazu müsse
es eine klare Zielsetzung und klar definierte
Wege zur deren Verwirklichung geben. Um
diese Ziele zu erreichen, seien Maßnahmen-
pakete unter anderem aus den Bereichen
Technik, Information bei der Ausbildung,
Erziehung, Gesetze zur Überwachung und
Ahndung, wirtschaftliche Anreize für den
Individualverkehr sowie zur Nutzung öf-
fentlicher Verkehrsmittel notwendig.

Dauerhafte Aufgabe Für Kurt Bodewig,
Deutsche Verkehrswacht, ist die Verbesse-
rung der Sicherheit im Straßenverkehr eine
dauerhafte Aufgabe. Von der Verkehrserzie-
hung in Kindertagesstätten und Kindergär-
ten, schulischer Mobilitätsbildung, Fahraus-
bildung für junge Lenker von Kraftfahrzeu-
gen bis zur Hilfestellung bei verändertem
Wahrnehmungsverhalten im höheren Alter
müsse das richtige Verhalten im Straßenver-
kehr immer wieder gelernt und aufgefrischt
werden. 
Dazu würden technische Fortschritte im
Fahrzeugbau und wissenschaftliche Er-
kenntnisse in der Unfallforschung und in
der Infrastrukturgestaltung wegweisende
Impulse zur Verbesserung der Verkehrssi-
cherheit liefern, betonte Bodewig, der frü-
her Bundesverkehrsminister war.

Daneben versprechen sich die meisten Ex-
perten auch durch Tempolimits eine Redu-
zierung der Unfallopfer. So sprach sich Ah-
rens für Tempo 30 in innerstädtischen Be-
reichen und für 130 Stundenkilometer auf
Bundesautobahnen aus.
Für den ADAC hingegen ist ein Tempolimit
von 130 Stundenkilometer  für leichte Nutz-
fahrzeuge laut schriftlicher Stellungnah-
me„kein zielführendes Instrument“, um die
Verkehrssicherheit auf Deutschlands Stra-
ßen zu stärken. Unfallursache bei Klein-
transporten seien zum Beispiel in erster Li-
nie auf „nicht angepasste Geschwindigkeit“
und „zu geringen Abstand“ zurückzufüh-
ren. Ein Tempolimit würde daher keine sig-
nifikante Auswirkungen auf Unfallzahlen
haben. Der ADAC plädiere deshalb für ver-
schärfte Sanktionen beim Unterschreiten
des geforderten Mindestabstandes sowie für
eine intensivere Überwachung streckenbe-
zogener Höchstgeschwindigkeiten.

Geringe Akzeptanz Weiter lehnte der
ADAC in der Stellungnahme den Vorschlag
strikt ab, die Einführung von Tempo 30 als
städtische Regelgeschwindigkeit zu prüfen.
Aus ihrer Sicht würde eine Regelgeschwin-
digkeit von 30 Stundenkilometern das ab-
gestufte Instrumentarium zur Verkehrsberu-
higung verwässern und damit die Verkehrs-
sicherheit beeinträchtigen. 
Die Akzeptanz bei den Autofahrern sei zu-
dem gering. Stattdessen forderte der ADAC
einen effizienteren Einsatz von Tempo-30-
Zonen. Wie alle Experten sieht trotz aller Er-

folge auch Anja Hänel vom Verkehrsclub
Deutschland (VCD) bei der Verkehrssicher-
heitslage „großen Handlungsbedarf“. So sei
in vielen Großstädten die Zahl der Verun-
glückten in den letzten fünf Jahren gestie-
gen. Die Angst vor den Folgen des Verkehrs
schränke die Lebensqualität und die Bewe-

gungsfreiheit vor allem von Kindern und äl-
teren Menschen stark ein. Sie forderte des-
halb eine neue Orientierung der Verkehrssi-
cherheitsarbeit, wie sie in anderen Ländern
mit dem ganzheitlichen Verkehrssicher-
heitskonzept „Vision Zero“ schon vollzogen
werde. Michael Klein ❚

VERKEHR I Experten sehen viele Möglichkeiten, die Risiken auf den Straßen zu mindern

Sicher auf allen Wegen

Ausgaben 
steigen leicht 
HAUSHALT Der Bund soll im kommenden
Jahr 306,2 Milliarden Euro ausgeben kön-
nen. Das beschloss der Haushaltsausschuss
am vergangenen Freitagmorgen gegen 3Uhr
nach rund zehnstündiger Beratung in der
sogenannten Bereinigungssitzung. Für den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zum
Haushalt 2012 (17/6600) stimmten in der
durch den Haushaltsausschuss geänderten
Fassung die Koalitionfraktionen von
CDU/CSU und FDP; die drei Oppositions-
fraktionen SPD, Linksfraktion und Bündnis
90/Die Grünen lehnten ihn ab. 
Damit erhöhten die Abgeordneten die Aus-
gaben gegenüber dem Regierungsentwurf
um 200 Millionen Euro. In diesem Jahr sol-
len die Gesamtausgaben des Bundes 
305,8 Milliarden Euro betragen. Demge-
genüber konnte der Ausschuss die für 2012
von der Regierung geplante Neuverschul-
dung reduzieren. Diese soll im kommen-
den Jahr 26,1 Milliarden Euro betragen. Im
Entwurf waren noch 27,2 Milliarden Euro
vorgesehen. Es wird allerdings davon ausge-
gangen, dass die tatsächliche Nettokredit-
aufnahme in diesem Jahr geringer ausfallen
wird. Durch die Schuldenbremse ist 2012
eine maximal zulässige Nettokreditaufnah-
me von 40,49 Milliarden Euro möglich. Für
Investitionen hat der Ausschuss im kom-
menden Jahr 26,86 Milliarden Euro bereit-
gestellt. Das sind 464 Millionen Euro mehr
als im Regierungsentwurf (26,39 Milliarden
Euro). Die Einnahmen aus Steuern sollen
2012 insgesamt 249,19 Milliarden Euro be-
tragen. Das sind 1,84 Milliarden Euro mehr
als die Regierung vorgesehen hatte. Die Hö-
he der eingeplanten Steuereinnahmen be-
ruht auf der jüngsten Steuerschätzung. Die
größten Veränderungen gibt es im Etat des
Bundesverkehrsministeriums. Dort wurden
die Ausgaben um insgesamt 593,36 Millio-
nen Euro erhöht. Weitere 500 Millionen
Euro sind an neuen Verpflichtungsermäch-
tigungen im Etat eingestellt worden. Diese
rund eine Milliarde Euro sollen nach einer
Koalitionsvereinbarung für Investitionen in
die Straßeninfrastruktur verwendet werden. 
Der Etat 2012 soll abschließend in der Wo-
che vom 21. bis 25. November beraten wer-
den. mik ❚

Tel. +49 69 74310

UNSER PROGRAMM FÜR DIE ZUKUNFT:

Menschen in Entwicklungsländern
Perspektiven bieten.

Ein Kleinkredit für Nähmaschine und Stoff ist Grundlage für eine neue Existenz. Aber wir

geben mehr als Kredit. Wir fördern weltweit Reformen, Infrastruktur und Finanzsysteme

für ein sozial und ökologisch verträgliches Wachstum – und das seit über 45 Jahren. Mehr

Informationen über die KfW Bankengruppe erhalten Sie unter www.kfw.de oder unter

Die Zukunftsförderer
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Aufmerksam auf dem Weg zur Schule: Verkehrssicherheitsberater der Polizei zeigen ABC-Schützen, wie es geht.
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Bundeswirtschaftsminister Philipp Rösler
(FDP) lehnt Forderungen ab, die Reduzie-
rung des Mehrwertsteuersatzes auf Beher-
bergungsleistungen zurückzunehmen. Rös-
ler sagte am vergangenen Mittwoch im Tou-
rismusausschuss auf Nachfragen der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen, eine Änderung
an der Gesetzeslage sei nicht geplant. Die
Reduzierung habe dazu beigetragen, den
„Investitionsstau“ der Hotellerie zu mil-
dern. Die schwarz-gelbe Koalition hatte die
Mehrwertsteuer für Beherbergungsleistun-
gen zum 1. Januar 2010 von 19 auf sieben
Prozent gesenkt. Sie war dafür von allen
Oppositionsfraktionen heftig gescholten
worden.

Wachstumsfelder Bei seinem Antrittsbe-
such im Tourismusausschuss hob der Mi-
nister als Wachstumsfelder den Gesund-
heits- und den Kinder- und Jugendtouris-
mus hervor. Hier gebe es „echten Spielraum
nach oben“. Unterstützung erhielt der Vize-
kanzler von der FDP-Fraktion. Immer mehr
Bürger seien bereit, in ihr eigenes Wohlbe-
finden im Urlaub zu investieren. Dieses Po-
tenzial gelte es zu erschließen, unterstrichen
die Liberalen. Die Unions-Fraktion regte an,
von Bundesseite die Vernetzung der Akteu-
re im Gesundheitstourismus voranzutrei-
ben. Rösler sagte hier Anstrengungen seines
Hauses zu. Ferner unterstrich die
CDU/CSU-Fraktion, es sei unerlässlich, den
Breitband-Ausbau zu fördern, um den länd-
lichen Tourismus zu stärken. Die Gäste er-
warteten, auch im Urlaub schnelle Internet-
verbindungen nutzen zu können.

Die Sozialdemokraten machten sich im
Ausschuss unter anderem für eine nachhal-
tige Förderung des Wassertourismus stark.
Hier müsse es in den nächsten vier Mona-
ten „zu erkennbaren Fortschritten kom-
men“, unterstrich die Fraktion. Zudem sei
es notwendig, den verminderten Mehrwert-
steuersatz für Flusskreuzfahrten zu erhalten.
Eine entsprechende Sonderregelung läuft
Ende des Jahres aus.
Die Fraktion Die Linke mahnte stärkere An-
strengungen der Bundesregierung für bar-
rierefreies Reisen an. Dies komme zwar pro-
minent in den tourismuspolitischen Leitli-
nien der Regierung vor, finde im prakti-

schen Handeln aber bislang zu wenig Nie-
derschlag. Andere Länder seien hier viel
weiter, erläuterte die Linksfraktion.
Auf fraktionsübergreifende Zustimmung
stieß die im Bundeshaushalt 2012 vorgese-
hene Aufstockung der Finanzmittel für die
Deutsche Zentrale für Tourismus (DZT).
Geplant sei, zusätzliche Fördermittel für die
DZT in Höhe von insgesamt zwei Millionen
Euro für die Jahre 2012 bis 2015 bereitzu-
stellen, erläuterte Rösler. Der Ausschussvor-
sitzende Klaus Brähmig (CDU) machte
deutlich, dass er sich für das Auslandsmar-
keting „eine intensivere Aufstockung ge-
wünscht“ habe. Monika Pilath ❚

V
on der Wiege bis zur Bahre
– Formulare, Formulare“,
stöhnt Steuerzahlerpräsi-
dent Karl Heinz Däke schon
seit langem. Und tatsächlich
gibt es für Bürger wie Unter-

nehmen reichlich Gelegenheit, Formulare
auszufüllen, Anträge zu stellen oder sich ge-
gen falsche Bescheide vom Amt wehren zu
müssen. Ganz zu schweigen von der Korres-
pondenz mit dem Finanzamt. Im Bundes-
tag gelobten die Fraktion
übereinstimmend Besse-
rung und verwiesen da-
rauf, dass schon einiges
erreicht sei. 

Arbeiten lassen Am
Donnerstag erinnerte
Ernst Burgbacher (FDP),
Parlamentarischer Staats-
sekretär im Bundeswirt-
schaftsministerium, in einer Schwerpunkt-
debatte zum Bürokratieabbau an die Wün-
sche des Mittelstandes an die Politik: „Dann
heißt es häufig: Lasst uns arbeiten, gebt uns
nicht ständig neue Regelungen, gängelt uns
nicht.“ Genau das sei das Markenzeichen
der christlich-liberalen Koalition: „Wir ge-
ben dem Mittelstand Freiraum, wir entlas-
ten den Mittelstand von Bürokratie, wir las-
sen die Unternehmer arbeiten und überzie-
hen sie nicht ständig mit neuen staatlichen
Vorschriften.“
Laut Burgbacher können beim Bürokratie-
abbau gute Erfolge vorgewiesen werden. Vor

fünf Jahren noch habe die deutsche Wirt-
schaft 50 Milliarden Euro an Bürokratielas-
ten zu erfüllen gehabt. „Wir haben das um
10,5 Milliarden Euro zurückgeführt“, stellte
Burgbacher erfreut fest. Zwar gehe ein Teil
der Abbaumaßnahmen auf die Vorgängerre-
gierung zurück, aber auch diese Regierung
habe in den letzten zwei Jahren 4,5 Milliar-
den Euro Einsparungen beigetragen, und
das „ist eine stolze Bilanz, die sich sehen las-
sen kann“. Der FDP-Politiker verwies auf die

Bürokratie-
b e l a s t u n g
durch EU-
Vo r g a b e n .
Im Bundes-
wirtschafts-
ministerium
sei ein Früh-
warnsystem
für europäi-
sche Rege-

lungen eingerichtet worden: „Dieses Früh-
warnsystem wird ermöglichen, dass wir eu-
ropäische Vorgaben nicht erst dann behan-
deln, wenn es zu spät ist, sondern dass wir
jetzt im Anfangsstadium sehen, was kommt
und rechtzeitig reagieren können.“
Dagegen konnte Andrea Wicklein (SPD)
„seit zwei Jahren so gut wie keinen Fort-
schritt“ beim Bürokratieabbau auf europäi-
scher Ebene erkennen. Auch auf nationaler
Ebene stagniere die Umsetzung des Regie-
rungsprogramms zum Bürokratieabbau. Es
sei fatal, dass die Koalition ihr vorgegebenes
Abbauziel nicht erreichen werde. Wicklein

forderte die Festlegung eines konkreten Ab-
bauziels für 2012. Sie kritisierte außerdem
die EU-Kommission, die nach wie vor nicht
bereit sei, den Bürokratieabbau von einem
unabhängigen Gremium bewerten zu las-
sen. „Wir brauchen einen europäischen
Normenkontrollrat, der Regelungsvorha-
ben in der EU schon in der Frühphase auf
mögliche Bürokratiekosten kontrolliert.“ 

Widerspruch Den Vorwürfen der SPD-Frak-
tion widersprach Kai Wegner (CDU/CSU):
„Wir haben einen großen Teil unserer Stre-
cke geschafft.“ Allerdings müsse man auf-
passen, „dass wir durch neue Regulierungen
nicht noch zusätzlich diesen Weg erschwe-
ren“. Neben dem Abbau von Informations-
pflichten  gehe es besonders um den Abbau
von Erfüllungspflichten: „Nur so kann die
deutsche Wirtschaft die Konjunkturloko-
motive in Europa bleiben.“ Der Bürokratie-
abbau sei zudem ein „wahres Konjunktur-
programm zum Nulltarif“. 
Diether Dehm (Die Linke) warf der Koaliti-
on vor, sonntags vom Mittelstand zu reden,
aber werktags „an der Leine der Exportkon-
zerne“ zu trotten. Man brauche unbürokra-
tischen Einsatz für mehr Binnennachfrage
und nicht unbürokratische Hilfe für Groß-
banken. Bei Kleinunternehmen bis zu neun
Beschäftigten würden pro Arbeitnehmer
und Jahr 64 Arbeitsstunden und 4.361 Euro
für bürokratischen Aufwand fällig. Dehm
forderte eine „demokratische Bürokratie-
kontrolle“, zu der eine Überwachung und
Einschränkung von Allgemeinen Geschäfts-

bedingungen gehören müsse. Das diene
nicht nur dem Schutz der Verbraucher, son-
dern auch der 3,6 Millionen kleinen und
mittleren Unternehmen, die das Rückgrat
der Wirtschaft bildeten. So würden Groß-
konzerne zum Beispiel der Automobilin-
dustrie wesentliche Produktionsschritte auf
mittelständische Betriebe abwälzen und Zu-
lieferer „erpressen“. 
„Anspruch und Wirklichkeit gehen bei die-
ser Koalition völlig auseinander“, stellte
Christine Scheel (Bündnis 90/Die Grünen)
fest. Nur auf dem Papier, aber nicht in der

Realität sei der Mittelstand um zehn Milli-
arden Euro entlastet worden. Ein großer Teil
der angekündigten Entlastungsmaßnah-
men sei noch nicht einmal umgesetzt wor-
den. „Wir fragen uns auch, wie Sie das bis
zum Jahresende noch machen wollen“,
fragte Scheel genau wie zuvor schon ihre Ko-
legin Wicklein von der SPD-Fraktion. 
Scheel kritisierte zudem, dass kleine Unter-
nehmen eine Bilanz vorlegen müssten, die
sie im Schnitt 2.500 Euro koste. Dahinter
stecke offenbar die Lobbyarbeit  des Steuer-
beraterverbandes.  Hans-Jürgen Leersch ❚

Antrittsbesuch im Tourismusausschuss: Bundeswirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP,
links) im Gespräch mit dem Ausschussvorsitzenden Klaus Brähmig (CDU)

WIRTSCHAFT Koalition legt »stolze Bilanz« beim Bürokratieabbau vor – Opposition vermisst Taten

Formulare, Formulare 

»Wir geben 
dem 
Mittelstand
Freiraum.«
Ernst Burgbacher (FDP)
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Steuerrabatt für Hotels bleibt
TOURISMUS Rösler hält an umstrittener Regelung zum Abbau des »Investitionsstaus« fest

>STICHWORT

> Antrag der Koalition In dem an die Ausschüsse überwie-
senen Antrag von CDU/CSU- und FDP-Fraktion (17/7636)
wird ein intensiverer Abbau von Bürokratie verlangt. Beide
Fraktionen wollen auch einen einheitlichen Einkommensbe-
griff im Steuer- und Sozialrecht.

> Antrag der SPD In dem ebenfalls überwiesenen Antrag
der SPD-Fraktion (17/7610) werden feste Bürokratieabau-
ziele verlangt. Auch EU-Regelungen sollen vor ihrem In-
krafttreten überprüft werden.

> Normenkontrollrat Koalition und SPD wollen den beim
Bundeskanzleramt angesiedelten Normenkontrollrat stär-
ken. Er prüft die bürokratischen Auswirkungen von gesetz-
geberischen Maßnahmen vor der Beschlussfassung.

BÜROKRATIEABBAU – Koalition und SPD wollen Normenkontrollrat stärken

Die Änderung des Tele-
kommunikationsgesetzes ist
verabschiedet. Sind die oft
als Abzocke kritisierte War-
teschleifen jetzt kostenlos?
Nach einer Übergangszeit
von einem Jahr sorgen wir
dafür, dass der Verbraucher
bei Servicerufnummern erst
dann zahlt, wenn er mit ei-
nem Mitarbeiter in Kontakt
tritt, der sich seines Problems
annimmt. Bereits drei Mona-
te nach Inkrafttreten des Ge-
setzes sind die ersten zwei
Minuten bei Servicerufnum-
mern kostenfrei.

Werden Nutzer von
Smartphones, die versehent-
lich Werbung anklicken und
dabei ungewollt ein Abo ab-
schließen, geschützt?
Verbleibende Schlupflöcher
bei Smartphones, mit denen
unseriöse Internetanbieter
über das sogenannte Warp-
Billing abzocken, haben wir
mit dem Telekommunikati-
onsgesetz geschlossen. Der
Kunde erhält also die Mög-
lichkeit das Warp-Billing, mit
dem Drittanbieter Internet-
leistungen bei Smartphones
abrechnen, sperren zu lassen.
Das führt zu effektiver Kos-

tenkontrolle und sicherem
Schutz vor Kostenfallen im
Internet. Ebenfalls konnten
wir durchsetzen, dass Kun-
den, wenn sie mit dem
Handy das Warp-Billing zu-
lassen und dabei in Kosten-
fallen geraten, einen Wider-
spruch gegen einzelne Rech-
nungsposten einlegen kön-
nen, ohne dass dies zu einer
Anschlusssperre führt.

Werbeanrufe sind ein
großes Ärgernis für Telefon-
kunden. Ist damit jetzt
Schluss?
Schon jetzt ist es bei Werbe-
anrufen verboten, sich mit ei-
ner unterdrückten Rufnum-
mer zu melden. Diesen Kun-
denschutz, unbotmäßige
Werbeanrufe identifizieren
zu können, um die Chance
zu haben, sich zu beschwe-
ren, weiten wir aus. Künftig
ist es Anrufern nicht erlaubt
sich hinter umgeleiteten,
nicht rückverfolgbaren und
damit falschen Rufnummern
zu verstecken. Das war bisher
oft die Praxis. Verstöße dage-
gen werden zukünftig mit
100.000 Euro anstatt wie bis-
her mit 10.000 Euro geahn-
det.

Wo ist weiterer Hand-
lungsbedarf im Telekommu-
nikationsbereich?
Wir konnten durchsetzen,
dass die Pflicht zur Preisansa-
ge bei Call-by-Call jetzt ge-
setzlich im TKG festgeschrie-
ben ist. Persönlich hätte ich
mir beim Thema Preisansage
gewünscht, diese auf alle Ser-
vicerufnummern auszudeh-
nen.

Wird es für die Versor-
gung mit schnellem Internet
zu einer Universaldienstver-
pflichtung kommen?
Da das europarechtlich nicht
ganz einfach ist, haben wir
erst einmal ein ganzes Bün-
del an Gesetzesverbesserun-
gen im TKG beschlossen, die
den Breitbandausbau be-
schleunigen. So werden
künftig alle Infrastrukturen,
wie Bundesstraßen, Bahn-
trassen  oder Wasserstraßen
zum Verlegen von Glasfaser-
technologie genutzt. Unser
Ziel ist bis spätestens 2018 in
Deutschland flächendeckend
eine Bandbreite von 50
MBit/s zu haben.

Die Fragen stellte 
Hans-Jürgen Leersch.

FÜNF FRAGEN ZUM: TELEKOMMUNIKATIONSGESETZ

MECHTHILD HEIL (CDU)
Verbraucherschutz-
beauftragte der 
CDU/CSU-Fraktion 
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»Wir haben 
den Schutz der
Kunden vor
unbotmäßigen
Werbeanrufen
ausgeweitet.«
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WIRTSCHAFT UND FINANZEN10

Platz schaffen in den Aktenschränken der Ämter – das wollen Koalition wie Opposition.

Besserer Schutz vor 
kontaminierter Kabinenluft
Die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die
Grünen wollen kontaminierte Kabinenluft
aus Flugzeugen verbannen. Der Bundestag
beschäftigte sich vergangenen Donnerstag
mit entsprechenden Anträgen (17/7611,
17/7480) in erster Lesung. Die SPD fordert
unter anderem, die Schaffung geeigneter
Systeme für die Nutzung von Zapfluft aus
Triebwerken zu fördern, die nicht nur Gerü-
che, sondern auch Giftstoffe filtern. Die Grü-
nen verlangen von der Bundesregierung,
„die Verwendung von neurotoxisch bedenk-
lichen Triebwerkölen zu unterbinden“. Bis-
lang wird bei fast allen Verkehrsflugzeugen
die Frischluft für das Innere der Maschinen
als so genannte Zapfluft über die Triebwer-
ke angesaugt. Leckt Öl ins Triebwerk, „kön-
nen Öldämpfe aus den Triebwerken in die
Atemluft des Menschen gelangen“, wie die
Grünen schreiben. mpi ❚

Hilfe für barrierefreien
Umbau bleibt unverändert 
Die Bundesregierung muss den barrieren-
freien Umbau von Wohnungen und Häuser
nicht stärker unterstützen. Einen entspre-
chenden Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (17/7188), in dem stärkere finanziel-
le Hilfen gefordert wurde, lehnte der Bun-
destag am Donnerstag auf Beschlussemp-
fehlung des Verkehrs- und Bauausschusses
(17/7630) ab. Die Grünen hatten in ihrer Ini-
tiative unter anderem gefordert, dass Kre-
dit- und Zuschussprogramm „Altersgerecht
umbauen“ der KfW nicht Ende des Jahres
auslaufen zu lassen, sondern über das Jahr
2011 hinaus zu verlängern und zu versteti-
gen. Das bereits bestehende Programm sol-
le hierfür auf hohem Niveau fortgesetzt wer-
den. Die Zahlungen von Zuschüssen müsse
im Vergleich zur Kreditvergabe gestärkt
werden. mik ❚

Doppelbesteuerung mit
Spanien geregelt
Der Bundestag hat am Donnerstag das Dop-
pelbesteuerungsabkommen mit Spanien
vom 3. Februar 2011 (17/7318) auf Empfeh-
lung des Finanzausschusses (17/7554) an-
genommen. Die Linksfraktion und die Frak-
tion Bündnis 90/Die  Grünen enthielten sich.
Das Abkommen löst ein älteres aus dem Jahr
1966 ab. Unter anderem wird die Besteue-
rung von Dividenden aus Beteiligungen und
und Zinsen geregelt. hle ❚

Grüne fordern europaweiten
Ausstieg aus der Kernenergie
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will den
Vertrag über die Europäische Atomgemein-
schaft Euratom grundlegend überarbeiten
lassen und fordert außerdem Vorbereitun-
gen zu einem europaweiten Ausstieg aus
der Kernenergie. Der Euratom-Vertrag müs-
se mit einem Enddatum versehen werden,
heißt es in einem Antrag der Fraktion
(17/7670), der am Freitag vom Bundestag
an die Ausschüsse überwiesen wurde. Darin
verlangen die Grünen unter anderem, die
Sonderstellung der Kernenergie durch den
Euratom-Vertrag zu beenden. hle ❚

KURZ NOTIERT
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F
rüher fuhren die Deutschen in
die Waschanlage. Heute heißt es
Carwash. Früher half ihnen die
Informationsstelle weiter. Heu-
te macht das der Servicepoint.
Die billigste Kleidung gab es

einst im Schlussverkauf. Heute bekommen
wir sie beim Sale. Wenn wir einen Kaffee
zum Mitnehmen haben wollen, bestellen
wir ihn to go. Wir googeln, screenshoten,
outsourcen. Wir scannen, managen, chat-
ten. Wir rebooten, brainstormen, chillen.
Und verlieren dabei unsere Sprache. 
So sieht das der Verein Deutsche Sprache
(VDS). Dass man im Supermarkt nicht
mehr ohne Englisch einkaufen könne, sei je-
doch nur das „I-Tüpfelchen“, sagte der Vor-
sitzende Walter Krämer, Professor für Wirt-
schafts- und Sozialstatistik an der Universi-
tät Dortmund vergangene Woche vor dem
Petitionsausschuss. In der Wissenschaft
dürften Fördergelder teils nicht mehr auf
Deutsch beantragt werden, Vorlesungen
würden auf Englisch gehalten. Darin zeige
sich ein „dramatischer Bedeutungsschwund
und Ansehensverlust der deutschen Spra-
che“, betonte Krämer.
Seine Lösung: der kleine Passus „Die Spra-
che der Bundesrepublik ist Deutsch“. Aufzu-
nehmen in Artikel 22 des Grundgesetzes.
Dort wird auch die Hauptstadt und die Far-
be der Bundesflagge festgelegt. Mit der Auf-
nahme des Satzes in die Verfassung solle die
Funktion der deutschen Sprache als wich-
tigstes Verständigungsmittel anerkannt wer-
den, fordert der VDS – und hat mit dem Ver-
ein für deutsche Kulturbeziehungen im
Ausland eine entsprechende Petition mit
rund 75.000 Mitzeichnern beim Bundestag
eingereicht (siehe auch Seite 12). Der Peti-
tionsausschuss tagte öffentlich darüber. 
Ebenfalls Gegenstand der Diskussion: eine
Petition mit rund 3.000 Mitzeichnern, die
sich dafür ausspricht, den gesetzlichen Sta-
tus der deutschen Sprache unverändert zu
lassen. Die Festschreibung des Deutschen
als Landessprache sei ein Signal der Ab-
schottung gegen internationale Freunde
und Verbündete und in Deutschland leben-

de Menschen mit Migrationshintergrund,
heißt es dort.
Die Diskussion um die neue deutsche
Sprachlosigkeit hat die Öffentlichkeit schon
einmal beschäftigt: Vor rund drei Jahren
stimmte eine Mehrheit auf dem CDU-Par-
teitag für die Aufnahme von Deutsch in die
Verfassung. Eine umstrittene Entscheidung:
Bundeskanzlerin Merkel (CDU) bekundete
öffentlich ihren Unwillen. Migrantenver-
bände äußerten sich skeptisch. Auch die
FDP war dagegen. Die Forderung fand dann
zwar Eingang in die Koalitionsverhandlun-
gen, nicht aber in den Koalitionsvertrag. 

»Ein weltoffenes Land« Die Auseinander-
setzung im Petitionsausschuss zeigte, dass
die Frage auch heute noch auf Skepsis stößt.
Zugleich wurde deutlich, dass es um mehr
geht als um Anglizismen, die die deutsche
Sprache durchsetzen. Es geht um Integrati-
on, um die Frage, was ins Grundgesetz ge-
hört und wie man Sprache verstehen kann.
Ist Sprache ein – dem Wortsinn nach eher
statisches – „Gerüst für bestimmte kulturel-
le Ausdrucksformen“, wie es in der VDS-Pe-
tition heißt? Oder ist sie einem steten Wan-
del unterworfen, wie Agnes Alpers (Die Lin-
ke) betonte? Sprachkultur werde von allen
Menschen einer Gesellschaft entwickelt und
Deutschland sei eine multikulturelle Gesell-
schaft, sagte die Bildungspolitikerin vor
dem Petitionsausschuss. Zudem wies Alpers
darauf hin, dass gerade Jugendliche mit Mi-
grationshintergrund, die eine gute zweispra-
chige Erziehung genossen hätten, einen ho-
hen Bildungsstand und gute gesellschaftli-
che Teilhabe nachweisen könnten. 
Es sei nicht so, dass Zuwandererfamilien
sich weigerten, die deutsche Sprache zu ler-
nen, betonte auch Sonja Steffen (SPD). Sie
wies außerdem auf das „rigide Ausländer-
recht“ in Deutschland hin, das die halbjäh-
rige, erfolgreiche Teilnahme an einem Inte-
grationskurs verlange. 
Migranten seien „ein nicht wegzudenkender
Teil unseres modernen, weltoffenen Lan-
des“, ergänzte der Hamburger Sprachwis-
senschaftler Anatol Stefanowitsch, Haupt-

petent der Contra-Petition. Mit der Aufnah-
me von Deutsch als Staatssprache ins
Grundgesetz werde diesen Menschen ge-
zeigt: „Ihr gehört nicht zu uns.“ 
„Der Vorwurf der Ausländerfeindlichkeit ist
lächerlich“, urteilte der Wissenschaftler Krä-
mer. Wäre die Aufnahme der Landessprache
in die Verfassung ausländerfeindlich, wären
viele Länder ausländerfeindlich. Allein 17
der 27 EU-Staaten hätten ihre Sprache in der
Verfassung festgelegt– darunter Frankreich
und Österreich. Sogar Liechtenstein habe
die deutsche Sprache in der Verfassung.
Die Situation in diesen Ländern sei eine an-
dere, widersprach Stefanowitsch. So habe
sich Deutschland nie über eine Sprache de-
finiert. Von den 17 genannten Staaten leg-
ten zudem sieben mehrere Sprachen in ih-
rer Verfassung fest. Ob es sein könne, dass
Österreich und Liechtenstein das Bedürfnis
haben, Deutsch als Amtssprache festzule-
gen, weil sie Österreich und Liechtenstein
heißen und eben nicht Deutschland, wollte
der integrationspolitische Sprecher der Grü-
nen, Memet Kilic, wissen. Hierzulande leg-
ten sowohl das Gerichtsverfassungsgesetz
als auch die Verwaltungsverfahrensgesetze
Deutsch als Amtssprache fest, betonte er.
Aus seiner Sicht müsse das reichen.

Abschreckende Wirkung Ähnlich deutlich
äußerte sich Peter Röhlinger, petitionspoli-
tischer Sprecher der FDP-Fraktion. Er wies
auf die zunehmende Internationalisierung
von Wissenschaft und Wirtschaft hin. Unter
Umständen könne es auf Fachkräfte ab-
schreckend wirken, wenn sie zunächst
Deutsch lernen müssten.
Unentschlossen zeigte sich die Union: In ih-
rer Fraktion gebe es noch keine „einhellige
Meinung“ zu diesem Thema, sagte Sabine
Weiss (CDU). Sie fragte, wie eine Grundge-
setzänderung konkret den Bedeutungs-
schwund der deutschen Sprache aufhalten
oder aber den Minderheitenschutz gefähr-
den könne. Zudem wollte sie wissen, ob bei
den 17 Staaten die Bildungs- und Integrati-
onspolitik von der Aufnahme der Sprache
in die Verfassung profitiere. Tatjana Heid ❚

PETITIONSAUSSCHUSS Deutsch in die Verfassung? Die
Abgeordnete sehen das mehrheitlich skeptisch

Die antastbare
Sprache

Der nationalsozialistische Ras-
senwahn gipfelte in der NS-Zeit
in der radikalen Rassenhygiene.
Z w a n g s s t r e r i l i s a t i o n e n ,

Zwangsabtreibungen und Vernichtung „le-
bensunwerten Lebens“ wurden mit letzter
Konsequenz betrieben. „Lebensunwert“ war
in der Ideologie der Nationalsozialisten je-
der Mensch – egal welchen Alters – mit
schwerer körperlicher oder geistiger Behin-
derung. Sogar Kinder fielen den NS-„Eutha-
nasie“-Morden zum Opfer. Die industriali-
sierte Vernichtung der Juden fand ihr perfi-
des Pendant in der organisierten Vernich-
tung des „lebensunwerten Lebens“. 
Die Berliner Tiergartenstraße 4 beherbergte
damals die zentrale Dienst- und Verwal-
tungsstelle zur Planung und Durchführung
der Ermordung Zehntausender behinderter
Menschen. Die Adresse war Namensgeber
für die sogenannte „Aktion T4“. Sie kostete
von Januar 1940 bis August 1941 mehr als
70.000 Psychiatriepatienten das Leben. 

Wider das Vergessen Dass diese Opfer des
nationalsozialisitischen Regimes nicht in
Vergessenheit geraten dürfen, darüber be-
steht interfraktionelle Einigkeit. Deshalb
debattierte der Bundestag vergangenen
Donnerstag im Plenum über ein adäquates
Gedenken. „Die Opfer sind zu würdigen“,
hob Bundestagsvizepräsident Wolfgang
Thierse (SPD) in der Debatte hervor. Seine
Fraktion hatte gemeinsam mit den Fraktio-
nen von CDU/CSU, FDP und Grünen einen
Antrag (17/5493) zur Aufwertung des Ge-
denkortes „T4“ eingebracht. Bislang gibt es
nur wenige Hinweise in der Tiergartenstra-

ße 4 auf das organisierte Grauen, das hier
vor rund 60 Jahren geplant wurde: eine Ge-
denktafel und ein kleines Denkmal. 
In der Debatte herrschte Konsens darüber,
nicht nur den Gedenkort in der Tiergarten-
straße selbst aufzuwerten, sondern auch ein
Dokumentationszentrum zu schaffen, bei-
spielsweise integriert in die nahegelegene
Stiftung „Topographie des Terrors“. Deshalb
wurde die Aufwertung des Gedenkens vom
Bundestag mehrheitlich beschlossen. Ein-
zig die Linksfraktion enthielt sich bei der
Abstimmung. Sie fordert ein Dokumentati-
onszentrum direkt in der Tiergartenstraße 4.
Dass unter vier der fünf Fraktionen Einig-
keit herrschte, zeigte für den CDU-Abgeord-
neten Marco Wanderwitz, „dass sich das
Parlament in diesem wichtigen Punkt seiner
gesamtgesellschaftlichen Verantwortung
bewusst ist“. Verena Renneberg ❚

Im Namen der Opfer

Von oben links nach rechts: Walter Krämer, Kersten Steinke (Linke), Anatol Stefanowitsch, Sabine Weiss (CDU), Sonja Steffen (SPD),
Memet Kilic (Grüne), Agnes Alpers (Linke) und Peter Röhlinger (FDP) diskutieren die Festlegung der Landessprache im Grundgesetz.
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NS-»EUTHANASIE« Gedenkort wird aufgewertet

Braucht Deutschland ein Filmerbe-
gesetz, das festlegt, welcher Film
der Nachwelt erhalten bleiben
soll? Diese und ähnliche Fragen

hat der Kultur- und Medienausschuss ver-
gangenen Mittwoch diskutiert. Der Regis-
seur Hans W. Geißendörfer und sechs wei-
tere Experten waren geladen, um Fachfragen
zum Thema „Filmerbe – Archivierung und
Digitalisierung“ zu beantworten. 
Die Digitalisierung im audiovisuellen Be-
reich beschäftigt die Kultur- und Medienpo-
litiker schon seit geraumer Zeit. Sie wollen
das deutsche Filmerbe einem möglichst
breiten Publikum dauerhaft zugänglich ma-
chen und dabei die Interessen der Film-
branche, der Rechteinhaber und -verwerter,
der Filmfördereinrichtungen, Archive und
Stiftungen berücksichtigen. Der Ausschuss
diskutierte mit den Experten die Möglich-
keiten, wie der Bund die Sicherung, den Er-
halt und die Zugänglichmachung des Fil-
merbes mit modernen technischen Verfah-
ren bewerkstelligen kann.

Auswahl des Filmerbes „Wenn das Filmer-
be digitalisiert wird, muss eine Auswahl ge-
troffen werden“, schon allein aus Kosten-
gründen, erklärte Rainer Rother, künstleri-
scher Direktor der Stiftung Deutsche Kine-
mathek. Es müssten allgemein gültige
Kriterien festgelegt werden, denn es wäre
falsch, „die tausend Bekanntesten zu neh-
men, die jeder kennt und die bereits auf
DVD erschienen sind“. Rother warf die Fra-
ge auf, ob es eines Filmerbe-Gesetzes bedür-
fe. „Alles ist Kultur“, betonte Regisseur Gei-
ßendörfer. „Manche Filme laufen Gefahr,

kaputt zu gehen, wenn sie nicht digitalisiert
werden“, warnte er. Eberhard Junkersdorf
von der Friedrich-Wilhelm-Murnau-Stif-
tung ergänzte, dass viele alte Filme bei-
spielsweise aus den 1920er-Jahren noch
nicht einmal restauriert worden seien. Die
Kosten für die Restauration würden bei et-
wa 750.000 Euro pro Film liegen. 

Risiken digitaler Technik Auch Filme aus
neueren Zeiten seien bedroht, erklärte Jan
Fröhlich, Experte für Nachbearbeitung. Es
gebe neue Filme, von denen kein Negativ
existiere, sondern nur digitale Kopien. „Sol-
che Filme sind schon komplett verlorenge-
gangen. Ich kenne kein Speichermedium,
dem ich meine Daten länger als zehn Jahre
anvertrauen würde. Das heißt, man muss al-
le sieben, acht Jahre umkopieren. Ein her-
kömmlicher Negativfilm bietet eine ganz
andere physikalische Sicherheit“, sagte er.
Margarete Evers von der Allianz Deutscher
Produzenten geht davon aus, dass die öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
ARD und ZDF, die teils eigene Filme produ-
zieren und an Kinoproduktionen beteiligt
sind, ihr Material selbst archivieren. „Aber
ob das zur Bewahrung des Filmerbes aus-
reicht, das kann ich nicht beurteilen.“
Auf die Frage einer Abgeordneten, inwiefern
unklare Rechtslagen die Digitalisierung be-
hindern könnten, antwortete Paul Klimpel,
Verwaltungsdirektor der Stiftung Deutsche
Kinemathek, dass die Rechtelage in der Tat
nicht immer eindeutig sei. Vor allem bei äl-
teren Filmen könnte es zu Problemen kom-
men, beispielsweise bei der Ermittlung von
Rechteinhabern. Verena Renneberg ❚

Zukunft des Filmerbes
ARCHIVIERUNG Die Chancen und Risiken digitaler Technik 

Gedenktafel für „T4“-Opfer in Berlin
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Ulrich Kienzle
Abschied von 1001
Nacht

Sagas Edition
352 S. 19,90 €

Nach 40 Jahren Chaos, Krieg und Unterdrü-
ckung begehren die Menschen in weiten Tei-
len des Nahen Ostens auf. Plötzlich, schein-
bar aus dem Nichts, erwacht ein „Arabischer
Frühling“, den nach der jahrzehntelangen
Eiszeit mit eingefrorenen Herrschaftsstruk-
turen niemand mehr zu erhoffen gewagt
hat.Auch nicht einer der profiliertesten Nah-
ost-Kenner des deutschen Journalismus: Ul-
rich Kienzle. Das bekennt er freimütig in sei-
nem jetzt vorgelegten Buch „Abschied von
1001 Nacht“.
Kienzle hat diesen Abschied über Jahrzehn-
te als Korrespondent in den arabischen Län-
dern begleitet. Seine Erlebnisse fasst er auch
gedruckt so zusammen, wie es sein Publi-
kum am Fernseh-Bildschirm gewohnt war:
Er erklärt Zusammenhänge, vermittelt Hin-
tergründe, verdeutlicht Probleme – und
trägt damit im besten Sinne des Wortes zur
Meinungsbildung bei. Seine Schilderungen
wecken Verständnis für die arabische Men-
talität. Und sind dabei vergnüglich zu lesen.
Vergnüglich? Darf ein Buch, das Krieg, Mas-
senmord und grausamste Verbrechen als
Themen nicht ausspart, Vergnügen bei der
Lektüre bereiten? Ja, darf es. Jedenfalls
dann, wenn die sprachlich gekonnt darge-
botenen Schilderungen auf den ersten Blick
nichtiger Begebenheiten dazu dienen, das
arabische Denken und Fühlen zu erklären.
Denn dieses Denken und Fühlen sind Grund-
lage für despotisches Verhalten, Menschen-
verachtung und ausgeprägte Bereitschaft zu
bewaffneter Auseinandersetzung.
So analysiert Kienzle das arabische Kriegs-
verständnis als einen Kampf, der – entgegen
der europäischen Sichtweise – nicht zum
Ziel habe, den Gegner zu vernichten. Viel-
mehr gehe es darum, mit Waffengewalt die
jeweiligen Ziele durchzusetzen, im Zweifel
auch mit Verbündeten, die in einem anderen
Konflikt noch bekämpft worden sind.
Es ist das große Verdienst dieses Buches, po-
litische Entwicklungen durch die Beschrei-
bungen gesellschaftlicher Merkmale im Na-
hen Osten greifbar zu machen. Der „Arabi-
sche Frühling“ lässt sich deutlich besser ver-
stehen und einordnen, wenn Ulrich Kienzles
Buch gelesen ist. Jörg Biallas ❚

Michael Lüders 
Tage des Zorns. Die
arabische
Revolution verän-
dert die Welt

C. H. Beck 
207 S. 19,95 €

Schon Johann Wolfgang von Goethe wusste,
dass die Geschichte selbst keinen Standort
kennt, wo sie sich sicher beobachten und ein-
schätzen lässt.Nirgendwo sind die Dinge der-
zeit mehr im Fluss als in der arabischen Welt.
Trotz aller Ungewissheiten dort bietet gleich-
wohl das Werk „Tage des Zorns“ von Micha-
el Lüders dem Leser gute Orientierung über
das atemberaubende und teils verwirrende
Geschehen. In ihm erschöpft sich der langjäh-
rige Nahost-Korrespondent nicht in einer Fak-
ten-Darstellung, sondern versucht, die gro-
ßen Linien der Entwicklungen aufzuzeigen
und diese analytisch einzuordnen.
In seinem gutteils essayistisch geschriebenen
Buch von den Revolutionsanfängen in Tune-
sien über die dramatischen Geschehnisse am
Kairoer Tahrir-Platz bis hin zu aktuellen Ent-
wicklungen in den Golf-Staaten und in Syrien
schildert Lüders plastisch die historischen,
politischen und sozialen Verhältnisse „vor
Ort“. Ohne ihre Kenntnis sind die Revolutio-
nen nicht zu verstehen. So, weshalb die Um-
wälzungen im stärker mittelständisch ge-
prägten Tunesien oder Ägypten mehr Erfolgs-
aussichten haben als anderswo. Lüders´ Buch
ist eine Philippika gegen westliche Arroganz
und Fehleinschätzungen über den Orient: Der
Westen habe sich „nicht sehr interessiert für
die Menschen in der arabisch-islamischen
Welt, man war irgendwie der Meinung, dass
Islam und Moderne nicht zusammengeht,
man hatte Vorurteile, der Araber braucht
eben die harte Hand“. Deshalb habe man
gerne weggeschaut, wenn autokratische Re-
gime Unruhen niederschlugen – schließlich
ging es um geopolitische Interessen, um Isra-
els Sicherheit und sichere Ölzufuhren.
Deshalb habe man im Westen nun große
Schwierigkeiten, das Geschehen im Maghreb
und Nahen Osten zu begreifen und positiv
einzuordnen. Daran führe aber kein Weg vor-
bei, meint Lüders, auch wenn Rückschläge
möglich seien. Im Zeitalter von Facebook und
Co. lasse sich der „Arabische Frühling“ nicht
mehr zurückdrehen. In welche Richtung er
sich entwickelt – schon haben (gemäßigte)
Islamisten die Tunesien-Wahl gewonnen –
weiß auch der Autor nicht. Hans Krump ❚

KURZ REZENSIERT
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> Uwe-Jens Heuer ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1990-1998,
PDS
Uwe-Jens Heuer starb am 22. Oktober im Al-
ter von 84 Jahren. Der promovierte Jurist und
Professor für Rechtswissenschaften an der
Berliner Humboldt-Universität trat 1948 der
SED bei und wurde 1989 PDS-Mitglied. 1990
gehörte er der ersten frei gewählten Volks-
kammer an. Heuer engagierte sich im Rechts-
ausschuss des Bundestags. Von 1992 bis
1994 war er Mitglied und Obmann seiner
Partei in der Gemeinsamen Verfassungskom-
mission von Bundestag und Bundesrat.

> Albrecht Feibel ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1999-2005,
CDU
Am 30. Oktober starb Albrecht Feibel mit 71
Jahren. Der Reiseverkehrskaufmann und Un-
ternehmer aus dem Saarland trat 1963 der
CDU bei und engagierte sich mehr als 30 Jah-
re kommunalpolitisch in Ormesheim bezie-
hungsweise in Mandelbachtal. Von 1982 bis
1992 war er stellvertretender Vorsitzender
der CDU-Saar und gehörte von 1990 bis 1999
dem saarländischen Landtag an. Feibel, der
1999 in den Bundestag nachrückte, arbeite-
te im Haushaltsausschuss mit.

> Benno Erhard ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1965-1987,
CDU
Am 1. November starb Benno Erhard im Alter
von 88 Jahren. Der aus Bad Schwalbach stam-
mende Rechtsanwalt und Notar trat 1947 der
CDU bei und gehörte von 1954 bis 1965 dem
Hessischen Landtag an. Erhard, viele Jahre im
Rechtsausschuss engagiert und von 1978 bis
1983 rechtspolitischer Sprecher der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, amtierte von 1983 bis
1987 als Parlamentarischer Staatssekretär im
Bundesjustizministerium.

> Alfred Biehle
Bundestagsabgeordneter 1969-1990,
CSU
Alfred Biehle vollendet am 15. November
sein 85. Lebensjahr. Der Redakteur aus Karl-
stadt trat 1950 der CSU bei. Von 1956 bis
1972 gehörte er dem Kreistag des Main-
Spessart-Kreises an und von 1955 bis 1970
stand er an der Spitze des CSU-Kreisverbands
Karlstadt. Biehle amtierte von 1982 bis 1990
als Vorsitzender des Verteidigungsausschus-
ses und von 1990 bis 1995 als Wehrbeauf-
tragter des Deutschen Bundestags. Der Di-
rektkandidat des Wahlkreises Main-Spessart
hat sich auch als Vorsitzender verschiedener
Untersuchungsausschüsse einen Namen ge-
macht.

> Horst Gobrecht
Bundestagsabgeordneter 1976-1984,
SPD
Am 19. November wird Horst Gobrecht 
75 Jahre alt. Der Steuerberater aus Hamburg
trat 1959 in die SPD ein, war von 1974 bis
1978 sowie von 1984 bis 1991 Mitglied des
Landesvorstands seiner Partei und wirkte
von 1986 bis 1993 in der Bürgerschaft mit.
Von 1984 bis 1987 amtierte er als Finanzse-
nator und von 1988 bis 1991 als Senator für
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie
als Bevollmächtigter Hamburgs beim Bund.
Gobrecht war von 1979 bis 1984 finanzpoli-
tischer Sprecher der SPD-Bundestagesfrakti-
on und arbeitete in allen Wahlperioden im Fi-
nanzausschuss mit.

> Freimut Duve
Bundestagsabgeordneter 1980-1998,
SPD
Am 26. November vollendet Freimut Duve
sein 75. Lebensjahr. Der aus Hamburg stam-
mende Publizist und langjährige Verlagslek-
tor wurde 1966 SPD-Mitglied und gehörte
von 1974 bis 1989 dem Hamburger Landes-
vorstand seiner Partei an. Duve, Medienfach-
mann, langjähriger kulturpolitischer Spre-
cher der SPD-Bundestagsfraktion und von
1975 bis 1980 Mitglied des NDR-Rundfunk-
rats, war von 1998 bis 2004 OSZE-Beauftrag-
ter für die Freiheit der Medien in Wien. Im
Bundestag engagierte sich Duve zuletzt im
Auswärtigen Ausschuss. bmh ❚

Jörg Hartmann ist ein schmaler Junge mit blonden Haa-
ren und blauen Augen. Er ist schüchtern und wenn die Leh-
rerin ihn lobt, freut er sich. Jörgs Mutter lebt in der Psy-
chiatrie, er wächst bei seiner Großmutter auf. Die Woh-
nung ist dunkel, Erdgeschoss in einem Berliner Hinter-
haus. Chris Gueffroy wollte Pilot werden, arbeitet aber als
Kellner. Er ist sportlich, ein fröhlicher 20-Jähriger. 
Zwei unterschiedliche Menschen, zwei unterschiedliche
Leben und ein Schicksal: Beide werden bei ihrem Flucht-
versuch über die Berliner Mauer als Republikflüchtlinge er-
mordet. Jörg Hartmann war zehn Jahre alt, als er am 14.
März 1966 nahe der Kleingartenkolonie „Sorgenfrei“ an
der Sektorengrenze zwischen Berlin-Treptow und Berlin-
Neukölln erschossen wurde. Er wollte zu seinem Vater
nach West-Berlin. Chris Gueffroy wurde am 5. Februar
1989 im gleichen Abschnitt der Grenze erschossen.
Die beiden sind zwei von mindestens 136 Menschen, die
zwischen 1961 und 1989 an der Mauer umgekommen
sind. Zwei von denen, an die das „Gedenkbuch für die Op-

fer der Berliner Mauer“ erinnert. Vergangenen Mittwoch –
am 9. November, dem Tag, an dem vor 22 Jahren die Mau-
er fiel – stellte Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse
(SPD) das Buch vor, das fortan im Mauer-Mahnmal im Eli-
sabeth-Lüders-Haus ausliegen wird. „Wir wollen den Op-
fern ein Gesicht geben“, sagte Thierse. Bei den 136 Men-
schen handelt es sich um DDR-Flüchtlinge und Menschen,
die ohne Fluchtabsicht im Grenzgebiet ums Leben kamen.
Auch acht im Dienst getötete Grenzsoldaten werden ge-
nannt. Die historische Aufklärung bleibe notwendig, be-
tonte Thierse. Denn Betroffenheit, die bloß ratlos mache,
und Wissen, das folgenlos bleibe, seien wirkungslos. 
Anschließend erzählten die Mutter von Chris Gueffroy, Ka-
rin Gueffroy, und die Lehrerin von Jörg Hartmann, Ursula
Mörs, von den beiden Menschen, die so sinnlos starben.
Sie berichteten, wie sie von ihrem Tod erfahren haben, wie
das SED-Regime versuchte, die wahre Todesursache zu ver-
schleiern, von der Zeit danach. Beide Frauen gingen in den
Westen: Karin Gueffroy mit Erlaubnis der Behörden, die

Urne ihres Sohnes blieb als Pfand in Ost-Berlin. Ursula
Mörs flüchtete in einem Wohnwagen über Bulgarien. 
Unter den Zuschauern im Mahnmal waren auch Angehö-
rige von weiteren Mauertoten: zum Beispiel Heiko Kliem.
Sein Vater wurde 1970 erschossen – weil er sich mit dem
Motorrad verfahren hatte und plötzlich im Grenzgebiet
war. Er wendete und fuhr zurück. Der Torwächter schoss
ihm in den Rücken. Heiko Kliem war damals ein Jahr alt.
Das Mauer-Mahnmal, das Gedenkbuch – es war eine be-
drückende Veranstaltung für ihn. Lange stand er an der
Spree und rauchte. „Die Mauer hat viele Leben zerstört“,
sagte Hans-Hermann Hertle vom Zentrum für zeithistori-
sche Forschung, das zusammen mit der Stiftung Berliner
Mauer für das Gedenkbuch verantwortlich ist. Den Auftrag
hat der Kunstbeirat des Bundestages gegeben. 
Das Mauer-Mahnmal im Marie-Elisabeth-Lüders-Haus ist
dienstags bis sonntags von 11 bis 17 Uhr geöffnet. Auf der
Internetseite des Bundestages kann man außerdem einen
virtuellen Rundgang unternehmen. Tatjana Heid ❚

»Den Opfern ein Gesicht geben«
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Zurück zur
Souveränität
22. November 1951: Pariser Konferenz
„Herzliche Grüße von einem wichtigen
Tage. Vater.“ Diese Worte aus der Feder
Konrad Adenauers stehen auf einer An-
sichtskarte aus Paris an seinen Sohn. Da-
tiert ist sie auf den 22. November 1951.
An diesem „wichtigen Tage“ traf sich der
Kanzler, in Personalunion Außenminis-
ter, mit den Außenministern der drei
Westalliierten in der französischen
Hauptstadt. Auf der Agenda stand die Zu-
kunft der jungen Bundesrepublik: Der
Entwurf des Grundlagenvertrags – besser

bekannt als Deutschlandvertrag – wurde
verabschiedet. Später beschrieb US-Au-
ßenminister Dean Acheson das Treffen in
seinen Memoiren als einen „Meilenstein
in den deutsch-alliierten Beziehungen“.
Erstmals wurde Adenauer damals als
gleichberechtigter Partner behandelt.
Der Vertrag war für die Bundesrepublik
ein weiterer Schritt zurück zu einem un-
abhängigen Staat. Unter anderem einigte
man sich, das seit 1949 geltende Besat-
zungsstatut zu beenden. Außerdem
sprach man der Bundesrepublik wieder
Souveränität zu, die nur durch die offene
deutsche Frage eingeschränkt war. 1952
wurde der Grundlagenvertrag unterzeich-
net. Seine Ratifizierung durch den Bun-
destag gestaltete sich jedoch schwierig, da
er an den EVG-Vertrag, der den Aufbau ei-
ner Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft mit deutscher Beteiligung regeln
sollte, gekoppelt war. Die SPD war aber
gegen eine Wiederbewaffnung. Zwar pas-
sierten 1953 beide Verträge das Parla-
ment, die EVG kam jedoch wegen des
Neins Frankreichs nicht zustande, womit
auch der Deutschlandvertrag zunächst
gescheitert war. 1955 trat er doch noch,
als Teil der Pariser Verträge und leicht ver-
ändert, in Kraft. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wider. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 28. November.

Kommunikation ist vielfältig.
Manchmal sagt der Augenauf-
schlag beim Anzünden einer Zi-
garette mehr als Tausend Wor-

te. Oder das Stirnrunzeln des Chefs. Oder
das Gestikulieren eines italienischen Tou-
risten bei dem Versuch, durch den Frank-
furter Flughafen zu finden. Und manch-
mal wechselt man der Einfachheit halber
sogar die Sprache: Es ist leichter, von ei-
nem CD-Player zu sprechen als vom
„Kompakt-Scheiben-Abspielgerät“. Aller-
dings machen es sich die Deutschen zu
oft zu leicht, finden 75.000 Sprachliebha-
ber und haben dem Bundestag eine Peti-
tion vorgelegt, in der sie die Aufnahme
von Deutsch in die Verfassung fordern
(siehe Seite 11). Auch die US-Regierung
musste sich jüngst mit einer kommunika-
tionstechnisch hochbrisanten Petition
befassen. 5.000 Amerikaner wollten wis-
sen, welche Kenntnisse ihre Regierung
über außerirdische Wesen hat. Seitdem
weiß die Welt aus offizieller Quelle, dass
Obama tatsächlich noch nie Kontakt zu
Außerirdischen hatte. Das Brisante dabei:
Vielleicht hatte er bereits Kontakt, weiß es
aber nicht, weil sich die Außerirdischen
der falschen Sprache bedient haben. 
Nach Erfahrungen mit uns bekannten
(Hollywood-)Außerirdischen wissen wir:
Sie neigen dazu, sich kryptisch auszudrü-
cken. Nun hat E.T. wenigstens eine Aus-
rede für sein Gestammel „E.T. nach Hau-
se telefonieren“. Er war jung, allein und
verängstigt. Anders dagegen Jedi-Meister
Yoda. Der ist 900 Jahre alt geworden und
hat noch auf dem Totenbett nicht richtig
sprechen können. So weise er gewesen
sein mag: „In ständiger Bewegung die Zu-
kunft ist“, ist kein richtiger Satz. Star-
Wars-Fans mutmaßen übrigens, dass der
sprachliche Totalausfall nicht auf Yodas
Spezies zurückgeht, da ein anderer Vertre-
ter diesen Fehler nicht hat. Ergo, Yoda
wollte nicht lernen. Hier bietet sich die
nächste Petition an: Integrationskurse für
Außerirdische. Die Landessprache sie ler-
nen gefälligst sollen. Tatjana Heid ❚

Die Crux mit
der Sprache

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 60 JAHREN ...

Von links: Dean Acheson, Adenauer,
Robert Schuman, Anthony Eden in Paris

Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse (SPD) stellt im Mauer-Mahnmal das Gedenkbuch für die Mauertoten vor. In der ersten Reihe: Karin Gueffroy (l.), Mutter des
Maueropfers Chris Gueffroy, und Ursula Mörs (2. v. l.), Lehrerin von Jörg Hartmann, der 1966 im Alter von zehn Jahren an der Mauer erschossen wurde.
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 21.-25.11.2011
Haushaltsjahr 2012 (Di-Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 44/45 vom 31.10.2011,
„Breite Kritik am Linke-Parteipro-
gramm“, Seite 4
In der Aktuellen Stunde musste ich anhö-
ren, wie die Abgeordneten von CDU/CSU
und FDP die Keule des Antikommunismus
schwangen. Selbst Marx und Engels wurden
als Zeugen benannt, um dem Kommunis-
mus im Programm ein Antlitz zu verleihen.
Ich fürchte, dass der Antikommunismus
neue Blütenträume bei denen weckt, die um
ihre Macht im Staat fürchten und auch das
Parlament durch solche Diskussionen miss-
brauchen. Begreifen sie nicht, dass die Ge-
schichte bewiesen hat, dass der Marxismus
durch Lenin zuerstört und von Stalin so zu-
grunde gerichtet wurde, dass selbst der letz-
te Parteichef Gorbatschow im Glauben an
die kommunistische Gesell-
schaft scheiterte wie Hone-
cker in der DDR? 

Alfred Peim, 
Flensburg 

Ihr Artikel zur Diskussion
über das Parteiprogramm
der Linken ist etwas verzer-
rend. Dies war ein Kinder-
gartentheater der Koaliti-
onsfraktionen.

Titus Schüller

Zur Ausgabe 43 vom
24.10.2011, „Vier Präsi-
denten und eine musika-
lische Zeitreise“, Seite 8
Ich frage mich, ob der Bun-
despräsident in seiner Rede
tatsächlich von „supernatio-
nalen“ Gremien sprach und
wenn dem so ist, was damit
gemeint sein soll.
Falls aber die Rede von „su-
pranationalen“ Gremien
war, verstehe ich erst recht
nicht, wie Sie eine derartige
Anmerkung kritik- und
kommentarlos zitieren kön-
nen. Immerhin war unter
anderem der Präsident des
Europäischen Parlaments
bei der Veranstaltung anwe-
send, das durchaus als su-
pranationales Gremium

gelten kann und den Bürgern Europas ver-
schiedene Möglichkeiten zur Mitgestaltung
gibt. Darüber hinaus sind die supranationa-
len Gremien 1950 geschaffen worden, um
das Problem konkurrierender Nationalstaa-
ten, das in Europa immer wieder zu Krieg
führte, einzudämmen. Das Problem sind
weniger die Entscheidungen vermeintlich
bürgerferner europäischer Institutionen als
die Tatsache, dass viele Nationalstaaten, so
auch Deutschland, die Verträge als Kannbe-
stimmungen betrachten und entsprechend
handeln. Die Aussage Christian Wulffs als
Benennung von Krisensymptomen des Par-
lamentarismus zu bewerten, ist insofern
sachlich nicht nachvollziehbar.
Der ganze Artikel klingt ein bißchen nach
Hofberichterstattung und entspricht nicht

so ganz dem, was man in Ihrer sonst lobens-
werten Zeitung zu lesen bekommt.

Andrea-Ilona Debes,
Hamburg

Anmerkung der Redaktion: Laut Präsidia-
lamt sagte Christian Wulff: „Ein solcher –
ich befürchte – fataler Eindruck entsteht
auch, wenn Entscheidungen binnen kürzes-
ter Frist durch das Parlament gebracht wer-
den. Demokratische Prozesse, in denen nur
die Resultate von Entscheidungsverfahren
abgestimmt werden, die anderswo – in
Fachbruderschaften, Expertengremien, Ar-
beitskreisen, supranationalen oder multila-
teralen Gremien – abgelaufen sind, müssen
jedenfalls solche Bürger und Bürgerinnen
ernüchtern, die aktiv über ihre gewählten
Parlamentarier mitgestalten wollen.“ Inso-

fern wurde Wulff falsch zitiert. Wir bitten,
den Fehler zu entschuldigen.

Zur Ausgabe 43 vom 24.10.2011, „Wird
die Ukraine zu einem zweiten Weiß-
russland?“, Seite 12
Wir begrüßen einen offenen Dialog über die
Zukunft der Ukraine und der EU, besonders
in der Zeitung des Deutschen Bundestages.
Aber wir müssen uns dabei nicht nur von
Emotionen, sondern auch von Tatsachen
leiten lassen. 
Der Prozess der europäischen Integration
der Ukraine geht weiter. Am 
20. Oktober wurden die Verhandlungen
über die Freihandelszone abgeschlossen
und in der darauffolgenden Woche fanden

die abschließenden Ver-
handlungen über den poli-
tischen Teil des Assoziie-
rungsabkommens statt. Der
Besuch des Präsidenten Ja-
nukowitsch in Brüssel wur-
de auf einen späteren Zeit-
punkt verschoben.
Was aber Julia Timoschenko
betrifft, sollte man nicht
übersehen, dass sie nicht
nur eine „Ikone“ der Oran-
genen Revolution, sondern
auch ein Symbol ihrer Nie-
derlage, des Mangels an
wirklichen Reformen, der
wuchernden politischen
Anarchie ist. Daher sollte
Europa realitätsbezogen
entscheiden, inwieweit es
sinnhaft ist, die Zukunft ei-
nes großen Landes, das
Europa viel zu bieten hat,
von einem einzelnen Ge-
richtsurteil abhängig zu ma-
chen. Ein realer Weg, die
Entwicklung der Ukraine im
Einklang mit demokrati-
schen Standards zu gewähr-
leisten, wäre das Assoziie-
rungsabkommen mit der
EU, dessen Abschluss man
fördern und nicht aussetzen
müsste.

Natalia Zarudna, 
Botschafterin der Ukraine

in Berlin
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